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Kurzum I v o n T h o m a s  Westpha l  

Was i s t  eigentlich passiert,wenn politische 
Strategieansätzeausden.,s3Thesen zum 
Projekt Moderner5oziaIismus"quasi über 

Nacht zum offiziellen Reoertoire der Merkel-Re- 
gierung werden? Nein,es fand zwischenzeitlich 

P 

'. 
keine Revolution statt. Auch von einem Fall ver- .. -A F*" .,; . 1 
wechselter Aktenkofferwar nichtszu lesen. Es war 

P einoffiziellerVorgangaisSigmarGabriel seinMe- D ~ h o m a ~  we5tphil, 
morandum für einen ,,New Deal" von Wirtschaft, Diplom-Voikrwirf.rpw- 

Mitheraurgebeber lebt und 
Umwelt und Beschäftigung präsentierte.Unterden arbeitet in ~ortmund. 

in diesem Memorandum der,,Staat als Pioniere'für 
den technischen Fortschritt und neue Innovationen 
beschworen. Dieser Pionier-Staat zeichnet sich 
durcheineintelligente Steuerung mittelseinesöko- 
iogisch-industriellen Regulierungsrahmens aus. 

Passiert ist im Sinneeinerfundamentalen 

7 Achsenverschiebung in der politischen 
Physik wohl wirklich nichts.Aber mehrals 

beachtlich ist derVorgangdennoch.Mitten hinein 
in eineallgemeineeher unstete und kaum zieige- 
richtete Debatte um ein neues sozialdemokrati- 
schesGrundsatzprogramm besetzt Gabriei mit dem 
Memorandum ein zentrales. langeverschüttetes 
Feld sozialdemokratischer Reformpoiitik.nämlich 
die Frage nach dem Zusammenhangvon Fortschritt, 
technischer Innovation.Wachstum.Wohlstand und 
ökologischer Nachhaltigkeit. 

- Kurzum:Es muss der Sozialdemokratie wieder 
gelingen,exakt auf diesem Feld den Widerspruch 
zwischen globalen (kapita1)markzentrierten Pro- 

F duktionsverhältnissen undfortschrittsorientierter 
ReguiierungaufderHöhederZeit zu überwinden. 
Nur dann wird sie wieder eine Perspektive aisat- 

- traktivevolkspartei haben. 

DaserwähnteMemorandum leistet in die- 
ser Hinsicht durchaus 0eachtliches.Aber 
ein wesentlicher Kern des Problems bleibt 

auch im Ansatzdesökologischen New Dealsvon 
Gabriel ungelöst.Das ist das Problem der Beschleu- 
nigungsfalle der herrschenden Kapitaimarktlogik. 
in den Leitlinien wird zwar darüber gekiagt,dass 

in der globalen Shareholder-Ökonomie, kurzfris- 
tige Renditee~lartungen langfristige Innovations- 
Strategien überiagern.Aberdiese Klagesitzt einer 
zu kurzgegriffene lnterpretationauf.0ieBeschleu- 
nigungsfaIlederShareholderökonomie basiert nicht 
auf der Renditeerwartung sondern auf falschen 
Preisanreizen für Ausweitung statt Innovation. 
Wenn z.B.E.0Ndenerwirtschafteten Ertrag inden 
Kauf des spanischenversorgers Endesa investiert, 
um mit dem Ausbau von Marktanteilen den Bör- 
senkurszu dynamisieren,fehlen nicht nurqg Mrd. 
Euro für Produktinnovationen, sondern auch der 
Anreizdurch Entwicklungen neuerTechnologien 
und Lösungen am Markt Wettbewerbsvorteilezu 
erzielen. 

Kurzum: Die ,,Wenn-wir-wolien-kaufen-wir- 
euch-auf-Geisteshaltung" i s t  eine vom Kapital- 
markt quasi geförderte Grundlage des erfolgrei- 
chen Top-Managements. Sie ist der natürliche 
Feind jeder lnnovationsstrategie und wird jeden 
noch so„intelligenten makroökonomischen Regu- 
lierungsrahmen"täglich unterlaufen.Eswird der 
SPD und ihrem Umweltminister nichts anderes 
übrig bleiben.aIsdieserGeisteshaitungdieGrund- 
lagezuentziehen.Dieswirdjedoch nurgelingen. 
wenn der Regulierungsrahmen den Kapitalmarkt 
einschließt. 
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Meinung 

von M a r c o  Frank I .. 

- 

DieZahl der beider BAgemeldeten Ausbil- 
dungsplätze istauchin diesem Jahrweiter 
zurückgegangen. Insgesamt registrierten 

diezuständigen Stellen rund 460.000 gemeldete 
BerufsausbildungssteIlen.dassind knappi2.000 
bzw. 2.5 Prozent weniger als im Vorjahr. Gleich- 
zeitig erreichte die Zahl der gemeldeten Bewer- 
berlnnen auf einen Ausbildungsplatz mi t  rund 
763.000 bzw. 3,o Prozent Zuwachs, einen neuen 
Höchststand. Zu Beginn des Ausbildungsjahres 
06107stehen rund 5o.ooojungeMenschen nach 
deroffiziellen BA-Statistikohne Lehrstelleda.Gegen 
über 2 0 0 5  ist das ist eine Verschlechterung um 
22.2%. Doch das ist nur die Spitze des Eisbergs. 
Hinzu kommen al1jene.di.e ihrenwunsch aufAus- 
bildung aufrechterhalten, auch wenn sie in an- 
deren Ersatzmaßnahmen untergekommen sind. 
Somit müssten mindestensca.ioo.ooojungeMen- 
schen hinzugezählt werden, um ein realistisches 
Bild zur Lage der Unversorgten zu erhalten. Rein 
rechnerisch kommen heute nur noch 60 Stellen 
auf ioo  Bewerber. 

Schlechte Perspektiven 
am Ausbildungs- 
stellenmarkt 2006 

Der Ausbildungsmarkt hat sich in den letzten 
Jahren grundlegend verändert. Die duale Ausbil- 
dung in Betrieb und Berufsschule tr i t t  mehr und 
mehr in den Hintergrund.Wurden 1992 immerhin 
noch 63 Prozent eines Bewerberjahrgangs betrieb- 
lich ausgebildet. so sind es heute weniger als 50 
Prozent.Rund 6oo.ooojungeMenschen unter25 

Was wird dagegen unternommen? 

Der Ausbildungspakt soll verlängert und 
weiterentwickeltwerden.dasE~-Programm 
wird aufgestockt. Doch der Ausbildungs- 

pakt hat die Erwartungen enttäuscht,das betrieb- 
liche Ausbildungsengagement ist weiter zurück- 
gegangen. Die Paktpartner,Bundesregierung und 
Wirtschaft,lassen unterdessen nichts unversucht, 
um den Misserfolg des Paktes positivdarzustellen. 
lmmerwiederwird hierbeidasEQ-Programm an- 
geführt. In der Evaluation des Programms wird 
jedochdeutlich,dassden in der Regelgut gebilde- 
ten,ausbildungsreifen Jugendlichen ein EQJ-Platz 
vermittelt- und derAusbildung ein kostengünsti- 
gesProbejahrvorangestelltwurde.SoziaI Benach- 
teiligteund Lernbeeinträchtigtewurdendurchdas 
Programm nur bedingterreicht.Dievonder Politik 
zum Ausgleich wegfallender Ausbildungsplätze 
geschaffenen Maßnahmen über außerbetriebliche 
Ausbildungsträger und eher unspezifischer Bil- 
dungsangebote sind keine Antwort auf die bil- 
dungspolitischen Aufgaben der Zukunft.Sie sind 
ungeeignet, die strukturellen Probleme des Aus- 
bildungsstellenmarkts zu lösen. Die dauerhafte 
Verwendung von Steuermitteln und Sozialversi- 
cherungsbeiträgen zur Finanzierung von Ausbil- 
dungsplätzen, schulischen Angeboten oder Ein- 
stiegsquaIifikationen,wird der gesellschaftlichen 
Verantwortung der Unternehmen nicht gerecht. 

Wir bleiben dabei - 
die Umlage muss kommen! 

Die Ursachefürfehlende Ausbildungsplät- 
ze ist in erster Liniedie mangelnde Ausbil- 
dungsbereitschaft der Unternehmen und 

Betriebe.Unter Einführungeiner Ausbildungsplat- 
zumlage wäre es zu einer breiteren Beteiligung 
der Unternehmen anAusbildunggekommen.50 
bilden heute nur noch 23 Prozent aller Betriebe 
selber aus. Dabei ist das Kostenargument oft nur 

sind arbeitslos. Etwa 400.000 Jugendliche sind vorgeschoben.ln einer Unternehmensbefragung 
inBeschäftigungs-oderQualifizierungsmaßnah- desBiBBauszoo4gabendieUnternehmeran,dass 
men. Immer mehr junge Leute werden so nach 2.6. die Ausbildungsvergütung für die Entschei- 
der Schule in Warteschleifen abgedrängt. dungrobausgebildet wird oder nichtseherweniger 
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wichtigsei.lm Gegenzug wünschen siesich mehr 
durchführungsverbessernde Ansätze und ausbil- 
dungsbegleitende Hilfen. Ein Aspekt stellt auch 
die oft von Arbeitgebern bemängelte Qualifika- 
tion der Ausbildungssuchenden dar. Unstreitig 
müssen Berufswahlvorbereitung und Berufsorlen- 
tierung in den allgemein bildenden Schulen ver- 
bessert werden. Hier sind Wirtschaft und Politik 
in der Pflicht,selbst aktivzu werden. 

U Rahmenbedingungen für 
Berufsausbildung verbessern! 

UmdieMöglichkeiten der Betriebe,diesich an 
der Ausbildung beteiligen könnten,zu verbes- 
sern. schlägt der DGB folgende Punkte vor: 

EineAusweitungderVerbundausbildungund 
tarifliche Regelungen zur Steigerung des Aus- 
bildungsplatzangebotes. Die Beispiele EXAM 
(ExternesAusbildungsmanagement) oder PIA 
(Projekt Integration indenersten Arbeitsmarkt) - 
zeigen, dass durch gemeinsame kreative An- 
strengungen der Sozialpartner eineVerbesse- 
rung der Ausbildungssituation möglich ist. Dies 
gilt esauszubauen und weiterzuentwickeln. 

Die ausbildungsbegleitenden Hilfen müssen 
zu einem Regelangebot in der Berufsbildung 
werden. Nurwenn siedauerhaft undflächen- 
deckend auffachlicher wieauch auf soziaipä- 
dagogischer Ebene angeboten werden, kann 
es zu nachhaltigen Impulsen sowohl für Aus- 
zubildende als auch für Ausbilderlnnen und 
Betriebe kommen. 

Die Kammern sollten auf~esondert erhobene 

P 

Wirtschaftdieserverantwortung nicht gerecht 
werden,gibt es keine Alternative zur Einfüh- 
rungeiner gesetzlich verpflichtenden finanzi- 
ellen Umlage. 

GesetzteZiele,wieim Ausbi1dungspakt.dürfen 
nicht zu einer Verschlechterung der Gesamt- 
situation der AusbiIdungsplatzbewerberlnnen - 
führen. Die Zahl der erforderlichen betriebli- 
chenAusbildungsplätzemusssichanderNach- 
frage orientieren. 

Die Bundesregierung wird aufgefordertzeine 
aussagefähige Statistik vorzulegen inklusive 
aller Bewerberlnnen auf einen Ausbildungs- 
platz. der Altnachfrager und der in Maßnah- 
men Vermittelten. Eine Berechnung der Aus- 
bildungsplatzlücke nach festen Kriterien ist 
dringend erforderlich. 

Der DGB wird alles daran setzen, gemein- 
sam mit  allen Beteiligten einen neuen 
Anlaufzu machen.um nachhaltigeVerbes- 

SerungenfÜrJugendliche zu errei~hen~dieeinen 
Ausbiidungsplatzsuchen und brauchenLaut einer 
Studieder Bertelsmann Stiftung ist die größtesor- 
gevonJugendlichen, keine Ausbildungund keine 
Arbeit zu finden. Für Hauptschüler stellt sich die 
Lagedleser Studie zufolgeals besonders schwierig 
dar.Alarmierende8i Prozent sehen für sich keine 
berufliche Perspektlve.Dem gilt es etwasentgegen 
zu setzen. H 

Gebühren für ausbildende Betriebe (z.6. für - 
Eintragung und Prufung) verzichten. Statt- 
dessen könnten diese Kosten von allen Betrie- im I 
ben zusammen getragen werden. F - 4  1 

ii DieWirtschaft hat IauteinemUrteildesBundes- 
verfassungsgerichtes die Aufgabe, eine aus- 
reichende Anzahl betrieblicher Ausbildungs- ,. 

plätze zur Verfügung zu stellen. Sollte die 

D M ~ K O   rank, 

po~itisther derAbteilunglugend Referent in beim 
DGB-~undervorrtand. 

~oto:pr~vat 



Meinung 

..HeuschreckenvorderWohnungstür" haben 
Ortwin Runde. Nina Hauerund ich ineinem 
gleichnamigen Diskussionspapier im März 

diesesJahresgewarnt.Das bezog sich aufdie Ein- 
führungREITsalsneue,steuerlich begünstigte Form 
von Immobilienfonds.Unsere Kritik:RElTswürden 
den Prozess der Privatisierungvon kommunalen 
und ehemals gemeinnützigen Wohnungsbau- 
unternehmen beschleunigen und neue Steuer- 
schlupflöcherschaffen.Nun hat die Bundesregie- 
rung einen Gesetzentwurf beschlossen, in dem 
Wohnimmobilien außen vor bleiben. Ein großer 

, 

gelverspürt,stellt sichdieFragewer hattatsäch- 
lich Interesse an RElTs- und wer nicht? 

Eindämmung der Heuschreckenplage 

Erster Erfolg im Kampf um RElTs - steuerliche Probleme 

bleiben bestehen I von Florian Pronold .H 

Für Mieter in kommunalen und ehemals ge- 
meinnützigen Wohnungsunternehmen würdedie 
Überführung in einen REIT bedeuten: Ihre Woh- 
nungwird an der Börsegehandelt und unterliegt 
verschärftem Renditedruck.Daswiederum bedeu- 
tet: höhere Mieten und weniger Investitionen in 
den Bestand.FürStädte bedeuten RElTserhöhten 
Verkaufsdruckfürihrelmmobilienbestände.Jemehr 
die Immobilien ineinerStadtander Börseeehan- - 

Erfolgdergemeinsamen AnstrengungenvonSPD- delt werden, desto geringer wird der politische 
Finanzpolitikern,Mieterverbänden,Gewerkschaf- EinflussderKommunen.FürSteuerzahlerbedeuten 
ten und Kommunen. 

Was sind REITs? 

Real Estate InvestmentTrustssindeineSon- 
derform von Immobilienfonds, die in den 
USA bereits seit langem existiert und inver- 

schiedenen anderen Ländern bereits eingeführt 
wurdeodereingeführtwerden soll. Die Besonder- 
heit bestehtdarin.dassdieGewinneder RElTsfast 
vollständig an die Anteilseigner ausgeschüttet 
werden. Deshalb wird auf eine Besteuerung des 
Fondsauf Unternehmensebeneverzichtet.Steuern 
fallen nur beidenjeweiligen Anteilseignern an.ln 
der Regel müssen RElTs an der Börse notiert sein. 

U Wem nutzen REITs? 

DergrößteTeilder Finanzmarkt-Lobby und 
das Bundesfinanzministerium sind sich 
einig: Deutschland fehlt ein Finanzinstru- 

ment wie REiTs. Da aber nicht jeder diesen Man- 

RElTs ein Verlustgeschäft: Erst haben sie den sozi- 
alen Wohnungsbau finanziert,der nun zu Sonder- 
konditionen an der Börse landet und am Ende 
müssen sieentstehende Steuerausfälle wieder mit 
Lohn- oder Mehrwertsteuer ausgleichen. Mieter, 
Kommunen und die breiteMasseder Steuerzahler 
können deshalb kein Interesse an RElTs haben. 

Unternehmen können RElTsfür,.Sale-and-lease- 
back"-Konstruktionen nutzen,um ihre Steuerlast 
zu reduzieren. Finanzkräftige Anleger finden in 
RElTs eine neue Anlagemöglichkeit. Werden die 
Gewinne nicht in Deutschlandvereinnahmt, kön- 
nen auch sieSteuern sparen. Für die Banken sind 
REiTseingutesGeschäft:Zusätzliches Immobilien- 
kapital wird plötzlich für 1nvestition.Handel und 
Spekulation zugänglich.GroRes Interesse an RElTs 
habenaIsoUnternehmen,finanzkräftigeAnleger 
und Banken. 
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Keine RElTs für Wohnimmobilien! 

Kommunale und ehemalsgerneinnützige 
Wohnungsbeständesind schon heuteziel- 
objekte von Finanzinvestoren und Speku- 

1anten.KnappeKassen machendenverkauföffent- 
lichen EigentumsandievielfachalsHeuschrecken 
bezeichneten Private Equity Fondsfür Kommunen 
attraktiv.DaswirdwohI auch inZukunft so bleiben. 
REITswürden diesen Prozessjedoch wesentlich be- 
schleunigen: Langfristige steuerliche Anreize für 
Käufer und Anleger und kurzfristige Sondertarife 
für die Aufdeckung von - bisher un- oder teilver- 
steuerten - Kapitaireserven der Wohnungsbau- 
gesellschaften würden eine neue Privatisierungs- 
welle auslösen. 

Was das bedeutet. hat der Börsengang der 
gagfah im Oktober gezeigt. Der Börsenprospekt 
warb offen mit einem Mietsteigerungspotential 
von durchschnittlich zehn Prozent bei den von 
Cerberus an die Börse gebrachten ehemalsöffent- 
lichen Wohnungsbeständen.Genau dieser Rendi- 
tedruckist derwesentlicheGrund.REITsvorallem 
für Wohnimmobilien abzulehnen. Die Aufgabe 
,.soziale Stadt", die auch die Integration stärken 
muss, kann nicht in die Hände renditefixierte 
Aktiengesellschaften gelegt werden. DerVerzicht 
auf Wohnimmobilien im REiTs-Gesetzentwurf 
muss deshalb unbedingt gegen Union und 
Finanzmarktlobby verteidigt werden.die Banken 
und Fonds nach wie vor dasganzgroße Geschäft 
sichern wollen. 

Steuerliche Probleme bleiben 

Auch reineGewerbeimmobilien-REiTs blei- 
ben ein problematisches Produkt.Paralle1 
zur Unternehmensteuerreform,deren Ziel 

die Vereinheitlichung der Besteuerung und der 
Abbau von Gestaltungsmöglichkeiten ist,schaffen 
wirein Sondersteuerrecht für eine bestimmte Klas- 
sevon Immobilienfonds. Ein Problem liegt dabei 
in der Grundkonzeptionvon RE1Ts:Siesind auf Unter- 
nehmensebene nicht steuerpflichtig und müssen 
dafür ihren Gewinn fast vollständig ausschütten, 
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- 
der dann beim Anleger voll besteuert wird. Das 
k l i ng  plausibel-solange man die Globalisierung 
auRer Acht lässt. Sobald der Anleger die Grenze 
überschreitet,funktioniert die Idee nicht mehr. 

lmmobiliengewinne unterliegen international 
dem Belegenheitsprinzip,das heißt:Gewinneaus 
deutschen Immobilien müssen in Deutschland 
versteuert werden. Mi t  einem REITs-Gesetz wer- 
dendieEinnahmenjedochaufder Ebeneder REIT- 
Gesellschaft steuerfrei gestellt - und wenn die 
Anleger imAuslandsitzen,werden nurdie in den 
Doppelbesteuerungsabkommenfestgelegten Quel- 
lensteuersätze von 10 bis 15 Prozent fällig. Noch 
problematischerwirdes,wennsich ausländische 
REiTsdiesteuerlicheGleichbehandlung mit deut- 
schen RElTs am EUCH erstreiten würden. Aus in 
Deutschland heutevoll steuerpflichtigen Immobi- 
lienerträgen könntendamitGewinnewerden,auf 
diederdeutscheFiskus überhaupt keinen Zugriff 
mehrhätte.Darüberhinauseröffnen RElTsfürUnter- 
nehmen neue Möglichkeiten über..Saie-and-lease- 
backw-Konstruktionen Steuern zu sparen. Betrieb- 
lich genutzte Immobilien können über eine so 
genannte,,ExitTax"steuerbegünstigt an RElTsver- 
kauft und anschließend wieder gemietet werden. 
Die Mietzahlungen sind dann in Zukunft Kosten, 
dieden zu versteuernden Gewinn mindern. 

DerKampfum RElTsistalsonoch nichtentschie- 
den: Esgeht darum,dieSteuerlücken soweitwie 
möglich zu schließen und die Herausnahmevon 
Wohnimmobilien aus dem Projekt zu verteidigen. 

D MdB(SP0) Floiian Pronold. und rpw-Mit- 

herauigtber i t  Mitglied im 
Finaniauiirhvlr.er lebt in 
Deggendorf. 

Foto:wwrpdfraktionde 
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71 & spricht und 33 Kriegstage zählte. Nicht ohne Ab- 
sichtwurdedamit deriiesamtkonflikt geteilt,um 
mit  den Teilen nach verschiedenen Maßstäben 

(km ' in umzugehen. Beider politischen Zielstellungfürden 
mi  tar scnen E nsatz SI dann a ~ c h  nJr die Rede 
von 2 .  oanon-Res0 ~ t i onen  der whO.von ~ g e f a n -  
genen israe schen So aaten.aber nicnr von 9000 
gefangenen Paiastinensern n srae ~ n d  a den 
UhO-Reso 11 onen.0.e srae n c n t ~ ~ f ~ i l r  natMan 
spr rnt  oavon s r a e l z ~ s c h ~ t z e n . W e r s c h ~ t z t d e n  
L Danon Lno wer oie Pa astnenser) 

Foto Chi i i tanKie l  

Bei diesen Widersoruchen kristallisieren sich 

I Kein Frieden 
1 ohne Palästina! 

zwei Kernfragen heraus: 
1. Wie wird die UNOden Anforderungen der ge- - - 

genwärtigen Krise gerecht? 
2. Welches wäre eine angemessene Rolle der 

I Bundesrepublik ~eutschland? 

Nach dem Beginn des 

Libanon-Einsatzes 

von Wolfgang Tautz I .. 
Vorder Küstedes Libanon beteiligt sich seit 
MitteOktoberdieBundesrepublik Deutsch- 
land mit ihrer Marine an einem weiteren 

militärischen Einsatz.Auch dieMehrheit derSPD- 
Fraktion im Bundestag hat ihrVotum dafür gege- 
ben.32 SPD-Abgeordnetete haben sich dem nicht 
angeschlossen. Angesichts der .,historischen Di- 
mension"-sostand es in spwi5i an dieser Stelle 
imTitel- kann die Diskussion auch innerhalbder 
SPDaberdamit nicht beendet sein.ln spwiso lau- 
tete derTitel:,,Erst Sicherheit,dann FriedenT'.Sind 
wir diesem Frieden wirklich näher gekommen? 

Sowichtig dieWaffenruhe und deren Sicherung 
im Libanon und im Norden israelsauch sind.fast 
ungenannt von den Politikern und den Medien 
gehtdie Gewalt im Gaza-Streifenweiter.Dem dient 
eine Spra~hregelung~die nurvom Libanon-Krieg 

Auf diese Fragen gilt es an dieser Stelle. Ant- 
worten aus der Sicht der Sozialdemokratie und 
ihrer Linken zu finden. 

Wie wird die UNO 
ihren Anforderungen gerecht? 

Ihr Handeln widerspiegelt weniger eine 
wirkliche,,Gemeinschaft",alseine Minder- 
heitsposition der USA, die nur durch das 

Vetorecht bei Entscheidungen desSicherheitsrates 
bestimmend wird.DasZielder USAist esanschei- 
nend, Israels Norden zu sichern,damit esfreie Hand 
in den Palästinenser-Gebieten behält-diesesals 
Teil einer umfassenderen Einflussstrategiefürden 
ganzen Nahen Osten. Frieden und Sicherheit auf 
Dauer kann Israel nur beieinerGesamtlösungmit 
allen seinen Nachbarn erhalten. Die Bilanz derto- 
ten Zivilisten,ca.iooo im Libanon,ca.35 in Israel, 
dienicht aufgezählten in Gaza (informationenvon 
AnfangOktobersprechenvon mehralszooToten). 
dazu tote Soldaten.die unvorstellbaren Zerstörun- 
gen an Gebäuden und infrastruktursollten Anlass 
sein, diese Gesamtlösungjetzt mit allen Mitteln 
durchzusetzen.BedarfesfürjedeTeillösungeines 
erneuten grausamen Konfliktes? 
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Der Kernpunktdes Problems ist und bleibtdie kussiongeführtwerden,um Druckvon innen auf 

Zwei-Staaten-Lösungfür Israel und Palästina. lm sie auszuüben. Noch besteht ein Vertrauensvor- 
Jahre2ooowarzwlschen Clinton,Barak und Arafat schuss für Deutschland auf allen Konfliktseiten. 
nachmehrals8jährigenvertrauensbildendenTeil- Diesenzu bewahren,daswärewichtigergewesen 
schritteneinVerhandlungsstanderreicht,dernoch als der begonnene Militäreinsatz, dessen Konse- 
heute als MaRstab für eine endgültige gerechte quenzengarnicht allein in deutscher Hand liegen. 
Lösungzu betrachten ist.Ein abruptes Endedieser Als Gefahr steht im Raum: lsrael hat angedeutet, 
Periodesetztedamals Ariel Sharon alswahlkärnp- auch weiter mit Gewalt zu reagieren,wennesdie 
fer und bald darauf als Ministeroräsident Israels. Maßnahmen der UNO als nicht ausreichend an- 
Zum gleichen Zeitpunkt endete in den USA die 
Prasidentschaft von Ciinton.der dieverhandlun- 
gen moderiert hatte, ihm folgte G. Bush mit einer 
neuen Strategie. Seitdem wurden die jüdischen 
Siedlungen in der Westbank erweitert,eine israe- 
lische Sperr-Mauer im paiästinensischen Gebiet 
wurdegeschaffen und damit eine beabsichtigte 
Grenzveränderungmarkiert.Diez.T.EU-finanzier- 
te Infra-Struktur Palästinas. wie Wohngebäude, 
StraRen,Kraftwerke und Regierungsgebäudewur- 
den durch lsrael systematisch zerstört. Zerstört 
wurden damit auch die früheren Verhandiungs- 
ergebnlsse. 

Voreinigen Monaten hättedie Forderung lauten 
können, dass eine neue Vertrauensbasis schritt- 
weise aufgebaut werden muss. Wenn die Welt 
nichtweitere Konflikte hinnehmen will,muss sie 
nun in der ungünstigsten aller Situationen Schritte 
zu einer endgültigen Lösunggehen. Diejetzigen 
Leistungen für die Sicherheit Israels im Norden 
dürfen dabei nicht ohne Gegenleistung - insbe- 
sondere ohne das Ende der Gewalt in Palästina - 
erfolgen.Die USAmüssen dara~fverzichten~diesen 
Konflikt zurVerstärkung ihrer regionalen Macht- 
position zu nutzen. Einen Vertrauensvorschuss 
haben sie dafür nicht. Aber wenn die Welt als 
,.Gemeinschaft"wirksam werden wiIl,dann muss 
siedie USAauf diesen Weg bringen. 

Worin sollte nun die besondere 
deutsche Rolle bestehen? 

Zunächst in der Diplomatie! Ein Rahmen 
dafürwurdegeradeaufgezeigt. Diplomatie 
spielt sich nicht immer in aller Öffentlich- 

keit ab.Aber in der Öffentlichkeit muss diese Dis- 
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sieht. BeiVerletzung desWaffenstillstandesstehen 
auch deutsche Kriegsschiffe vor der Möglichkeit, 
ihrrobustesMandatgegen lsraeleinzusetzen-also 
keinedeutsche Rolle! Humanitärer Hilfeist injedem 
Fall zuzustimmen.Vorder Übernahmevon Kosten 
fürden Wiederaufbau istaberdie materiellewie- 
dergutmachung durch die Verursacher einzufor- 
dern.Sonst würden auch zukünftigeZerstörungen 
legitimiert,,.wir" bessern ja alles wieder aus. 

Der Libanon kannauch alsein weitererschritt 
verstanden werden zueinerscheinbaren Normali- 
sierungvon Einsätzen der Bundeswehr im Ausland. 
Eine kritische Analyse der bereits länger andau- 
ernden Einsätze und der eigentlich dabei ange- 
strebten Zielesollte in und nebender Programm- 
diskussion erfolgen. Dasverteidigungsprinzipdes 
Grundgesetzes und der Parlamentsvorbehalt soll- 
ten dabeiVorrangvor,,Bündnispflichten" und be- 
dingungslosereuropäischer Gemeinsamkeit haben. 
In diesem Sinne bin ich den 32Abgeordneten der 
SPD für ihre Gegenstimmen sehr dankbar, dass 
sie für solche Überlegungen einen Raum geschaf- 
fen haben. rn 

D Dr. wolfgangrautr. 
aktivu.a.indrr iriedcnlbe- 
wee~neund im AK Frieden 



H Meinung 

Die solidarische Mitte MI 
von Hubertus Heil 

H. 

In der öffentlichen Diskussion über die 
Leistungsträger und die neue Armut in 
unsererGesellschaft gibt eseinen unsicht- 

baren Dritten,der kaum Schlagzeilen macht,aber 
für uns die Hauptrolle spielt. Es sind diejenigen 
Menschen,diefürdasGanzedenken und handeln, 
obsienun in eherbescheidenenoderwohlhaben- 
denVerhältnissen 1eben.Bürgerinnen und Bürger, 
dieangleicheChancen undgleiche Rechteglauben, 
die hart arbeiten und ihre Steuern zahlen. nicht 
hinterziehen, die sich engagieren und die bereit 
sind. Solidarität zu üben. Und das nicht nur aus 
eigenen materiellen Interessen,sondern weil sie 
in einem sozial intakten Land leben wollen. Das 
ist die solidarische Mitte der Gesellschaft. 

Fürdie solidarische Mitte ist Leistung überhaupt 
nichtsElitäres.Für sie bedeutet Leistungganzein- 
fach sozialeTeilhabe. Engagement verdient Aner- 
kennung, gute Arbeit ist gut zu entlohnen,jeder 
braucht dieChancezum Aufstieg.Diese Regel aber 
gilt oft nicht mehr. Die Frage, ob Leistung sich 
lohnt,beantwortenwirdaherkritisch:DieBiIdungs- 
chancen sind nicht offen.sondern abhängig von 
der Herkunft.Der Einstieg in dieErwerbsarbeit ist 
vielfach blockiert,weil der Ausbildungsplatzfehlt. 
Die Arbeit wird entwertet.weiI statt solider Berufs- 
qualifikation das Kettenpraktikum um sichgreift. 
weil selbst größte Anstrengungen in einem profi- 
tablen Unternehmen mit Gehaltskürzungenoder 

D Hvberivr Hei1,MdB. 
Politikwrienr~haffler, ist 
SPO-Generalsekretär und 
lebt in Peine. 
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Es geht uns nicht darum, Besserverdienende 
ausdersozialenVerantwortungzu Iösen.Wirwol- 
len die soziale Teilhabe in unserer Gesellschaft 
erneuern. Armut und Ausgrenzung haben viele 
Gesichter und sinddurchGeidtransfersallein nicht 
zu bekämpfen.WostaatlicheZahlungen soange- 
legt sind.dass sie die Passivität begünstigen und 
den definitiven Ausschluss aus der Arbeitswelt 
mit allen ihren sozialen Kontakten besiegein.wird 
dieSpaltung der Gesellschaft sogar noch verstärkt. 
Das kann nicht unserWegsein.Wirwollen eineakti- 
vierende,aIleMenscheneinbeziehendeBildungs-. 
Gesundheits- und Sozialpolitik. Das muss finan- 
ziert werden. Die Steuerpolitikgehörtzur Debatte. 
Wir brauchen die Besteuerungnach Leistungsfähig- 
keit,die Maß nimmt an den Einkommens- und 
Vermögensunterschieden. Bei den öffentlichen 
Ausgaben sind wir dann im Gegenzug dazu ver- 
pflichtet,aIles dafür zu tun,die Leistungsfähigkeit 
und dieTeilhabe der Menschen zu verbessern. 

Die solidarische Mitte ist keine Schicht oder 
Klasse. Sie lässt sich nicht an der Einkommens- 
höheoderdem Berufsstatuserkennen.Sie ist die- 
jenigeGruppe,diesichgegendieVorstellungeiner 
Klassengesellschaft wehrt.Was sieeint, ist nicht 
der Steuerbescheid oder die Flucht in die Steuer- 
Oase. es sind die gemeinsamen Werte und Ziele 
undvorallem dieÜberzeugung,dasseinegerech- 
teGesellschaftaufsozialer Durchlässigkeit beruht. 

Arbeitsplatzverlust einhergehemprekäre Beschäf- Siesind dieMehrheit in unserem Land.Ein Reform- 
tigungauf kurze Frist undzu miserablenstunden- bündnisfürsozialeDemokratiemusssiepolitisch 
löhnen nimmt zu,ohne dassdie Leistung der be- zusammenführen. 
troffenen Menschen daran etwasändert.50 kommt 
eszuderverunsicherungundder Resignation.die 
landauf landab die Kommentatoren beschäftigt. 



M e i n u n g  H 

Wer es gehört hat. traute seinen Ohren 
nicht, als der Vize-Kanzler in den .tages- 
themen8dieExistenzvon Unterschicht und 

durch Perspektiviosigkeit erlernten Mangel an Auf- 
stiegswillen verleugnete. Endet so, wer als Sozial- 
demokrat zuvor mi t  Teilprivatisierung der Sozial- 
versicherungen, Hartz-Gesetzgebung etc.dieAxt 
an den Sozialstaat gelegt hat? 

, ,Norrnalo~~~ ohne 
Schutz ... P-" 

von Dirk Meyer 

m. 

Dabei hat Kurt Beckdoch nur Überlebenswillen 
gezei@,alserden Blickzunächst undvorallemauf 
die unter Druck geratenen echten Leistungsträger 
aus der Mitte der Gesellschaft gelenkt hat und 
mit BlickaufdieUnterschicht illustriert,von welch 
verhaltensprägender Konsequenz Ausgrenzung 
ohne Perspektiveist-für die Betroffenen undfür 
diedavon Bedrohten.DieMittelschicht-tragende 
Klientel der SPD- ist massiv unter Existenzdruck 
geraten. Das zeigt die Wirklichkeit, mit der ,.die 
Leut" nach sieben Jahren rotgrün und einemlahr 
rotschwarz konfrontiert sind: Eine deutsche,.Eck- 
familie" mit zwei Kindern hat heute,je nach Alter 
der Kinder und ohne das Beispiel zu Überstrapa- 
zieren. zeitgleich mi t  Mehrwertsteuererhöhung. 
gekappter Pendlerpauschale. höheren GKV-Bei- 
trägen plus Zuzahlungen,Reallohnverlusten bei 
mehr Arbeit, verstärkter privater Altersvorsorge, 
fehlenden Ganztagsangeboten für Kinder, prekä- 
ren Arbeitsverhältnissen undStudiengebührenzu 
rechnen.Sie hat außerdem zu tun mit aggressiven 
F~nds~dieentwederihreWohnungen an der Börse 
handeln oder gesunde Betriebezerlegen-einge- 
laden von rotgrün-schwarz. Und die Eckfamiiie 
weißtdasssiemit HartzIVin nureinemJahrganz 
unten ankommen kann. während die Unterneh- 
men 5 Mrd.-Steuergeschenke erhalten. 

D Diik Meyer, 
Hrtoriker lebt und arbeitet 
im Rhenland. 
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Dasalte Sozialstaatsversprechen, wonach sich 
individueller Einsatz lohnt,wird nicht mehr nurvon 
der Unterschicht in Fragegestellt. Längst hat dieses 
GefühIdiegesellschafilicheMitteerfasst.Und das 
Schlimme daran: Die Normalos empfinden sich 
dabei als schutzlos,auf sich selbst verwiesenSohne 
Schutzmacht bzw.von ihrverlassen.Viele ziehen 
sich aufden überschaubaren Winkeideseigenen 
Sozialen zurück,steigen poiitisch aus. 

Die SPD muss das Soziaistaatsversprechen er- 
neuern. Dabei gehtes um diesozialeAusgestaltung 
globalisierterwirklichkeit-undzwardort.woder 
Staat SeineKernkompetenzen hat.Beim Schutzdes 
Einzelnenvor kapitalistischerWillkür.Beigerechten 
Startchancen in Kindergarten.Schuie.Ausbildung 
und Universität. Bei fairen Spielregeln zwischen 
denTarifparteien. Bei einer Balance zwischen Ex- 
port- und Binnenmarktorientierung. Bei solidari- 
schen Fundamenten im Sozialen,flexibel auf die 
moderne Arbeitswelt ausgerichtet und zugleich 
wieder Sicherheit verleihend. 

Diesin konkretePolitikausformuliert,gibtdie 
Sozialdemokratie den Menschen zurück. Überdies 
würdedie Doppelzüngigkeit christdemokratischer 
Länderfürsten deutlich,die mit gegliedertem Schul- 
system,Studiengebühren.unbeschränkten Laden- 
öffnungszeitenetc.verbal links blinken und landes- 
poiitisch rechtsabbiegen.Woiite Kurt Beckdiesen 
Neubestimmungsprozess der SPD mit der Schich- 
tendebatte beginnen, dann verdient er unsere 
Unterstützung.Vorailem,wennesdarumgeht,sie 
auch im Bund realpolitisch zu unterfüttern. 
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PP Wir stehen für eitle spw-interview mit dem l ~ - ~ e t a l l -  

gerechtere Politik!" Vorsitzenden Jürgen Peters m m  

spw:Am DGB-Aktionstaggegen die Politik der 
Großen Koalition im Oktober haben mehr als 
220.000 Menschen teilgenommen.Wie ist eurer 
Fazit? Welche politischen Veränderungen erwar- 
tet die Gewerkschaften? 

Jürgen Peterr: Das warein guterStart.Esgeht 
jetzt darum.weiter Druck für unsere Aiter- 
nativen zur Steuer-, Gesundheits-, Renten- 

und Arbeitsmarktpolitikzu machen.Bishergehen 
diesogenannten Reformeneinseitigzu Lastenvon 
Arbeitnehmern,Rentner und Patienten. Das haben 
dieMenschen satt.Wirwollen,dasses wiederge- 
rechterzugeht.DieGroRe Koalition istgut beraten, 
den Unmut nicht zu ignorieren. 

spw: Diegute konjunkturelle Entwicklung spült 
zusätzlich Milliarden-Einnahmen in die Staats- 
kassen.Wie sollte das Geld nach Meinung der iG 
Metall eingesetzt werden? 

Peterr: Die Einnahmen können kein Grund 
zur Entwarnungfür den Arbeitsmarkt sein. 
Eine Politik gegen die Arbeitslosen mi t  im- 

mer mehr Leistungskürzungen hilft da nicht. Es 
fehlen Arbeitsplätze. Ohne ein kräftiges Wachs- 
tum geht es nicht. Wir brauchen aber auch ein 
öffentlich gefördertes Beschäftigungsprogramm. 
Investitionen indie Infrastruktur,wiezum Beispiel 
Schulen. Kindertagesstätten und soziale Dienste 
sinddringend notwendig und schaffenzusätzliche 
Beschäftigung. 

rpw: Welche Bedeutung hat Arbeitszeitver- 
kürzung angesichts tatsächlich verlängerter Ar- 
beitszeiten und der von der Großen Koalition 
anvisierten ,.Rente mit 67"? 

Peterr: DieArbeitgeberwollendie40-Stun- 
den-Woche und damit weniger Menschen 
inden Betrieben.Füruns bleiben kürzereAr- 

beitszeiteneinWeg,Beschäftigungzu haiten.Die 
Rente mit 67 ist der falsche Weg. Angesichts der 
anhaltenden Massenarbeitslosigkeit wärediever- 
Iängerungder Lebensarbeitszeit unverantwortlich. 
Außerdem halten schon heutevieleBeschäftigte 
wegen derenormen Belastungen nicht biszur Ren- 
te durch.Für die i s t  die Rente mit 67sogarzynisch. 

spw: Anlässlichdes UN-Gipfelsin Nairobiwird 
in dieSenTagen die Klimaerwärmungwiederstark 
diskutiert. Ist das auch ein Thema für die große 
deutsche Industriegewerkschaft? 

Peterr: EsgibtvieledrängendeGründe,scho- 
nendermit unseren Ressourcen umzugehen. 
Esgeht dabei um die langfristigeSicherung 

unserer Lebensgrundlagen.Dem müssen wir uns 
stellen.Auch die IG Metall leistet dazu Beiträge. 
Gemeinsam mit dem Bundesumweltministerium 
haben wir ein io-Punkte-Papier vorgestellt, das 
Wege aufzeigt. wie die Ressourceneffizienz in 
Deutschland gefördert werden kann. Um Energie 
und Rohstoffe produktivereinzusetzen,fordert die 
iG Metall steuerliche Anreizprogramme, die an 
umweltbezogenen Kriterien orientiert sind. 

spw: Zum 5chluss:Wie hat sich das Gesprächs- 
kiima zwischen SPD und Gewerkschaften in den 
letzten Monaten entwickelt? 

Peterr: Wir nutzen alle Möglichkeiten des 
Gesprächs. Der Dialog hilft, Gemeinsam- 
keiten herauszuarbeiten. Gremien, wie der 

Gewerkschaftsrat, bieten dafür gute Strukturen. 
DieSPD muss aber auch wissen.dass wirfür eine 
gerechtere Politik stehen. Die SPD tu t  gut daran, 
die Interessen von Arbeitnehmern,der Mehrheit 
in dieser Gesellschaft,zu berücksichtigen. 

rpw 612006 



Meinungsstark! 

Links! 

In der Sozialdemokratie! 

Prärnienpaket I: 

Kapital-Vcrbiech~n 
WernerBermanniArnoKlÖnne 
208 Seiten i4.8oE 
,,lilzcit"in Deutschland 
,ürgen Meier 
i86Selten i4,9o€ 

Prärnienpaket 2: 

Stadt und Gounrncmcntalltät 
0orir Michel 
i56Seiten >4,90€ 
G Strhh -Kleine Gerrhirhtc 
de$Kapitallrmul 
Gearg Fülberth 
316Seiten i9.8oe 

Prämienpaket 3: 
Mensrhcn machen 
,nn.vationen 
Kai-Hein2 Brand11 
Lothar Schröder (Hrrg.) 
z64Seiten i48oe 

Nationale Bildungr<tandaidr 
Torrten Feltei iMarr payren 
204 Seiten 74.80 € 

Ich möchteein spw-Probeheft! 

Ich abonniere r p w  für mindestens 
zwölf Monate ab Heft: 

Normal-Abo (~~.oo€Inland,inkl.Verrand; 
3aaoE bei Bankeinzugl 

Auslands-Abo (~~.oo€inkl.Veirand) 

ich wähle das spw-Prämienpaket: 

Die rpw geht an: 

Name,Vorname 

Straße. Nr 
PLZ,O't 

Telefon 
E-Mail 
0atum.Unterrchriit 

Ich wünsche Bankeinzug: 

Geldinstitut 
Bankleitzahl 
Konta-Nr 
0atum.uoterrrhrift 

Ich zahle per Rechnung. Die Rechnunggeht an: 

Narne.Vorname 

Straße, Nr 
PLZ.0rt 

0atum.unterrchilft 

Ich möchte regelmäßig mit dem rpw E-Mail- 
Newsletter informiert werden. 

E-Mail 

rpw erscheint ab2007 mit acht Heften im Jahr bei einem Ceramtumfangvon ca.480 Seiten.Die Kündigungder Abonnements irt unter 
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W Im Fokus 

Möhrendurcheinander mit Käse-Gratin 

Einleitung zum Schwerpunkt I v o n  Andrea Nahles W. 

In den Beratungen.die dem Gesundheits- 
kompromissvorangingen,fühIte mansich 
oftandasstörrischeMaultiererinnert,dem 

immerwieder eine Möhrevor die Nase gehalten 
werden muss.damit essichvonderStelle bewegt. 
Die Abgeordneten haben dabei dieRolleder Maul- 
tiere inne, während die Fraktions- und Verhand- 
IungsführungMöhrendergestalt hoch hielten,dass 
dieseoderjenesauerei der CDUICSU vermieden 
werden könne,indem man den einen und anderen 
KompromissinderSachewiderwilligaber umdes 
Großen Ganzen Willen mitmache.Im Nachhinein 
ist es nicht nureinVerdacht.sonderneineGewiss- 
heit,dass nicht jede Finte allein beim Koalitions- 
Partner ausgeheckt wurde. 

Möhrendurcheinander 

AlsCDU-FraktionsvorsitzenderVolker Kauder 
vorOstern im,,Sternu seineVorstellungen 
von der Gesundheitsreform ,.enthüllte" 

(Sternv.ii.04.2006) wurde nach außen sogetan, 
als würde hierjemand seine Privatmeinungäußern. 
Noch im SPD-Parteirat im Juni 2006 wurde mi t  
breitester Mehrheit und unmissverständlich be- 
schlossen.dassesmitderSPD keine Kopfpauscha- 
legeben würde. DieWahrheit ist.dass Ulla Schmidt 
schon früh im Jahr 2006einen Gesundheitsfonds 
mi t  einer kleinen Kopfpauschale-allerdings un- 
ter Beteiligungderprivaten Krankenversicherungen 
als Linie ausgegeben und intern mi t  der Union 
vorbereitet hat.Am Ende hat sich der Fonds und 
die kleineKopfpauschale-allerdingsauch die PKV 
gegen die SPD-Linie durchgesetzt. Die Privaten 
beteiligen sich nicht. 

Die Kleine Kopfpauschale wird - wenn auch 
sozial abgefedert-eingeführt. Damit ist eine neue 
Logik indasSystemderGesetzlichen Krankenkas- 
sen eingeführt,die nicht nurdie paritätische Finan- 
zierung weiter aushöhlt, sondern die auch den 
Wettbewerb umdieGesunden undGutverdiener 
massivindieGesetzlichen Krankenkasseneinfüh- 
ren wird. Der Hinweis,dass sich die Hartz IV Em- 
pfängerin Zukunft einer kleinen Kopfpauschale 
durch einen problemlosen Wechsel der Kranken- 
kasse entziehen könnten, wird nun allenthalben 
unhinterfragt gepredigt.Tatsächlich können Kran- 
ke.die in Chroniker-Programmen sind und Patien- 
ten in der integrierten Versorgung nicht einfach 
wechseln,Alte und weniger gebildete Menschen 
tun dies ohnehin nach allen Erfahrungen nicht. 
Ein weitererstreitpunkt war die Einbeziehung der 
Privaten Krankenkassen in die Finanzierung der 
Gesundheitsreform und derVersuch.soetwas wie 
,,Waffengleichheit" imforcierten Konkurrenzkampf 
gesetzlicher und privater Krankenkassen zu errei- 
chen.Der zugesagt Morbiditäts-Risikostrukturaus- 
gleich (Morbi-RSA) kommt leider wie in Form eines 
Schweizer Käses daher. lm Gesetzblatt steht ein 
Risikostrukturausgleich der180 Krankheiten aus- 
gleicht. Das passte der Union jedoch nicht. Er 
wurde deshalb verwässert und gleicht nur noch 
50-80 Krankheiten zwischen den Kassen aus.Da- 
rüber hinaus soll auch noch ein .,Schwellenwert" 
eingeführt werden,dererstmal überschritten wer- 
den muss,um in denGenussdesRisikoausgleichs 
zu kommen. Was das in der Praxis bedeutet, ist 
völligunklar.Weltweitgibt esfüreinenderartigen 
Schwellenwert kein Beispiel.Wennder Risikostruk- 
turausgleich nicht funktioniert, wird es für eine 
Reihevongesetzlichen Krankenkassen bitter.Das 
hängt auch mit dem nächsten Punkt zusammen. 
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Künftig sollen Krankenkassen auch insol- 
vent werden können. Damit nicht genug: 
sie sollen nicht mehr als Körperschaften 

öffentlichen Rechts,sondern alsGbRgeführt wer- 
den,wodurch die Haftung im lnsolvenzfall allein 
und ausschließlich auf die insolvente Krankenkas- 
se und ihreversicherten beschränktwird.Dieser 
kritische Punkt wurde zwarvon den Fachpolitikern 
erkanntZirnGespräch istjetzt,dassdie Laufzeitfür 
die Einführungeines solchenveränderung noch 
mal einigelahre nach hintenverschoben werden 
soil.Aberman mussernsthaftfragen.obwirwol- 
len,dassGesetzliche Krankenkassen überhaupt in 
einen solchen Rahmen gepresst werden sollten. 
Werweniger Krankenkassen will,der kann esein- 
facher undehrlicher haben:Wiein den Niederlan- 
den könnten wirauch in Deutschland Mindestgro- 
ßenfür Krankenkassen vorgeben und damit auf 
einen geordneten Fusionsprozess setzen. Aber of- 
fensichtlich geht es eben auch darum.dieSelbst- 
verwaltungsstrukturen der Krankenkassen nach- 
haltigzu zerschlagen.Dazu mag man stehen wie 
man will, ich heuie nicht den Kassenvorständen 
nach, aber erneut wird ein Wettbewerbsbegriff 
hoffähiggemacht,dersich in meinen Augen nicht 
mir einem Auftrag öffentlicher Daseinsvorsorge 
verträgt,wiewir ihn gerade im Gesundheitsbereich 
brauchen.Wettbewerbum Qualität derVersorgung 
und besten Service und angemessene Kostenstruk- 
turen -ja. Aber privatwirtschaftliche Logik und 
Kostendruck und Auslese der Kranken um ,.wett- 
bewerbsgerecht" zu agieren,finde ich mehr als 
bedenklich. 

Die Parlamentarische Linke hat bereits im Ok- 
tober eine umfangreiche Arbeitsgrundlage erar- 
beitet,die wir in diesem Schwerpunkt dokumen- 
tieren.Zahlreiche kritischeAnmerkungen kamen 
und kommen auch von Experten ausderfachwis- 
senschaftlichen Forschung und Politikberatung: 
Beispielhaft dafürveröffentlichen wir in diesem 
Schwerpunkt einen Beitrag Kai Mosebach und Rolf 
Schmuckervom Zentrumfür Gesundheitswissen- 
Schaft der Universität Frankfurt. Mi t  Fragen der 
Selbstverwaltung und Marktorientierung befasst 

marktwirtschaftlichen Ausrichtungdes Gesetzes- 
vorhaben kritisiert Fuchs v.a.. dass die Kranken- 
kassen künftigerwenigerdennje inder Lagesein 
werden, selbst über die wichtigsten Eckpunkte 
ihrer Einnahmen zu entscheiden und damit die 
Selbstverwaltungauf der Strecke bleibt. 

In diesem Schwerpunktheftveröffentlichen wir 
darüber hinaus einen Beitrag,der den Blick über 
die aktuelle,,Reform-Diskussion" hinaus schiebt. - 
Uwe Kremer analysiert In seinem Aufsatzdieöko- 
nomischen und politischen Impulse,die sich aus 
der Gesundheitswirtschaft als dynamische Ent- 
wicklungsbrancheergeben.Es kommtfürdieLinke 
aktuell nicht nur darauf an. im Gesetzgebungs- 
Prozess die richtigen Weichen zu stellen.Wir müs- 
sen auch inder politischen Kommunikationdeut- 
lich machen, dass es in der Gesundheitspolitik 
nicht nur um großkoalitionäre Auseinanderset- 
Zungen geht.sondern hierauchchancenfüreine 
bewusste fortschrittliche Positionierung der So- 
zialdemokratie liegen können. Wir sollten sie er- 
greifen. 

Reform als Großlochkäse. 

Was lehrt uns die aktuelle politische De- 
batte in Berlin? Wer mit der falschen Stra- 
tegieindieverhandlunggeht IäuftGefahr, 

dass bei zunehmenden Druck dieeigene Positio- 
nenderart Blasen schlagen,dassletztlich übergro- 
ße Löcher entstehen. So entsteht Großlochkäse. 
aber kein Jahrhundertwerk.UndobdieseGesund- 
heitsreform länger hält als die Koalition, die sie 
ausgehandelt hat,ist ungewiss.Es kommt nun da- 
rauf an, aus dem vorliegendenText die gröbsten 
Schnitzerzuentfernen und Elementezu verankern 
dieeserlauben,im Falle kommender Regierungs- 
konstellationen ein Umsteuern in Richtungsolida- 
rische Bürgerversicherung vorzunehmen. Diese 
Perspektive darf nicht verbaut werden. M 
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Zentrum Gesundheitsreform 2006 - 
ein Beitrag zu sozialer Gerechtigkeit 
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fe ( ~~-"=h*.-i I ~ B ~ A I  , I von  Kai Mosebach und Rolf Schmucker 

Im Sommer2003 legtediesog.Rürup-Kom- 
mission ihren Bericht zur Reform der Finan- 
zierungderSozialenSicherungssystemvor. 

In Ermangelung eines Konsenses mündeten die 
Vorschläge zur Reform der Krankenversicherung 
in dem bekannten,,Y-Modell",welchesder Politik 
nahelegte,sichentwederfüreine Bürgerversiche- 
rungodereine Kopfpauschalezu entscheiden.Drei 
Jahredanach nun hatsichdieBundesregierungder 
großen Koalition ausCDU.CSU und SPDvorgenom- 
men, eine Finanzierungsreform auf den Weg zu 
bringen.Das Gesetz zur Stärkungdeswettbewerbs 
in der GKV (GKV-WSG) zielt aufviele gesundheits- 
politisch wichtigeSteuerungsprobleme.Wirwollen 
uns hier jedoch auf die Finanzierungsseite be- 
schränken. Ist die Gesundheitsreform 2006 ein 
Beitrag zu sozialer Gerechtigkeit? 

Gesundheitsfonds: Erosion des Solida- 
ritätsprinzips 

Abdemi.Januar2009s011einGesundheits- 
fonds die Finanzströme der Gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) bündeln. Die 

Sozialversicherungsbeiträge (Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberbeitrag) und der allein vom Arbeitneh- 
mer zu tragende Sonderbeitrag, werden von den 
Krankenkassen eingezogen und an den Fonds wei- 
tergeleitet.lhreHöhewird bundesweit durcheine 
Rechtsverordnung bestimmt-analogdemverfah- 
ren in der Renten- und Pflegeversicherung. Im Ge- 
gensatzzur bisherigenVeriahrensweisewerdendie 
KrankenkassenausdemGesundheitsfondszukünf- 
t ig  nur noch einen einheitlichen Pauschalbetrag 
fürjedenversicherten bekommen.Diesersoll durch 
eine ErneuerungdesRisikostrukturausgleichsdie 
unterschiedlichenVersichertenstrukturen zwischen 
den Krankenkassen nachdenMerkmalenAlter,Ce- 
schlecht und bestimmten Krankheitsmerkmalen 
ausgleichen.So werden Krankenkassen.dieeinen 
höheren Anteil chronisch Kranker und damit,,teu- 
ere"Versicherteaufweisen.einen höheren Betrag 
aus dem Gesundheitsfonds bekommen. 
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Erwirtschaftet eine Krankenkasse einen Über- 
schuss.so kannsiediesen in Form einesGeldbetra- 
gesan ihreversicherten ausschüttenoderzusätz- 
liche Leistunggewähren.Übersteigen die Ausgaben 
hingegen die Einnahmen einer Krankenkasseaus 
dem Gesundheitsfonds,so muss eine Kasse einen 
Zusatzbeitragvon denversicherten erheben oder 
Satzungsleistungen streichen.Diesen Zusatzbeitrag 
kann die Krankenkasseentweder in prozentualer 
Abhängigkeit vom Einkommen oderauch alsein- 
kommensunabhängige Pauschale erheben, letz- 
teres ist eine Art .,kleine" Kopfpauschale. 

Neben den Sozialversicherungsbeiträgen 
soll ab2008 ein ausdem Bundeshaushalt 
aufzubringender Steuerzuschuss von an- 

fänglich 1,s Milliarden in den Fonds eingezahlt 
werden. Die Mittel  des Fonds sollen zu seinem 
Startzeitpunkt die Gesamtausgaben der gesetz- 
lichen Krankenversicherungzu ioo  Prozent decken. 
Danach müssensich die Ausgaben zu mindestens 
95 Prozent aus dem Gesundheitsfondsfinanzieren, 
was umgekehrt betrachtet bedeutet.dass diezu- 
satzbeiträge der Versicherten auf bis zu fünf Pro- 
zent der GKV-Ausgaben ansteigen können. Die 
Erhöhung des Anteils der Zusatzbeiträge an den 
GKV-Ausgaben ist in Zukunft daher per Gesetz 
möglich. Die kleine Kopfpauschale kann schnell 
zur großen werden. 

Der beschlossene Gesundheitsfondsdürftedie 
VerwirklichungdesSolidaritätsprinzipsin derGKV 
(weiter) schwächen. Einkommensschwache Haus- 
halte werdendurch den Zusatzbeitragpotenziell 
am stärksten belastet.Die Höhe dieseszusätzlichen 
Beitrages ist zwar auf ein Prozent des Bruttoein- 
kommens begrenzt,es kann jedoch ein pauschaler 
Zusatzbeitrag in Höhevon bis zu acht Euro erho- 
ben werden. Für die Empfänger von Sozialhilfe 
odercrundsicherung inder Rente übernimmt der 
Träger diesen Zusatzbeitrag, für Empfänger von 
Arbeitslosengeld iI übernimmt der Bund den Zu- 
satzbeitragfür die Dauerder Kündigungsfrist. Die 
Vermeidungderzusätzlichen Belastungdurch den 
kassenindividuellen Zusatzbeitragfür ALG Il-Em- 
pfänger hängt davon ab,ob sie über die entspre- 
chenden lnformationenverfügen können und ob 

es Kassen gibt,die keinen Zusatzbeitragerheben. 
Bei Einkommenvon wenigerals8ooEuro kanndie 
Belastung mi t  einem pauschalen Zusatzbeitrag 
schnell über 1 Prozent des Einkommens liegen, 
reguläreZuzahlungen sind hierbei noch gar nicht 
eingerechnet. 

Da nur einTeil des sog. Morbiditätsrisikos 
zwischen den Krankenkassen umverteilt 
werden soll,bestehtfür solche Kassen,die - 

eine Versichertenstruktur mit einem großen An- 
teil an chronisch Erkrankten auf~eisen~weiterhin 
das Risiko,dasssie im Wettbewerb umversicherte 
zunehmend junge,gesunde und (relativ) wohlha- 
bendeVersicherteverlieren,wenn es ihnen nicht 
gelingt.die HöhedesZusatzbeitrages zu begrenzen. 
Ob der entstehende finanzielle Druck dahinge- 
hend wirkt,eineeffizientereVersorgung zu organi- 
sieren,freiwilligeSatzungsleistungenzurückzuneh- 
men oder betroffene Kassen in den finanziellen 
Kollapsunddamit inden Konkursmit anschlieRen- 
der Fusion zu zwingen, bleibt offen.„Kassenster- 
ben" ist zwar politisch gewollt,führt jedoch für 
die betroffenenversicherten wiederum zuerheb- 
lichenVerunsicherungen.Denneswerden vorallem 
Versicherte mit einem ,,schlechteren RisikoU,d.h. 
krankeversicherte sein,welche bei einer Kasse mit 
Finanzierungsengpässen verbleiben. 

Diegeplante Erhöhungdes Steuerzuschusses 
an die Gesetzliche Krankenversicherung schließ- 
lich wird zwarvorailem ausder Einkommens-und 
Mehrwertsteueraufgebracht.die auch höhere Ein- 
kommen betrim. Aber der Einbezug der Privaten 
Krankenversicherung(PKV)würdediesolidarische 
Umverteilung innerhalb der GKV nachhaltiger 
machen, weil sich sowohl höhere Einkommens- 
klassen der Zahlung ihres Beitrages nicht durch 
Steuewermeidung entziehen können und die Fi- 
nanzierungsmittel nicht direkt von haushaltspo- 
litischen Kalkülen abhängig wären. Daher ist es 
ni~hteinzusehen~warum die PKV nicht in die Finan- 
zierung des Gesundheitsfonds einbezogen wird. 
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DieTrennlinie zwischen GKV und PKV 
bleibt 

Das deutsche Finanzierungssystem,in dem 
die Gesetzliche und die Private Kranken- 
vollversicherung nebeneinanderexistieren. 

räumt den Privatversicherungen große Privilegien 
ein. ImVergleich der(alten) EU-Mitgliedergibt es 
kein anderes Land, in dem private Krankenversi- 
chererohne Kontrahierungszwangihre (Voll-)Ver- 
sicherten aussuchen können, und in dem die PKV- 
Unternehmen gleichzeitig weitgehend vor dem 
Wettbewerb untereinander geschützt sind. Ergeb- 
nis ist das schon oft kritisierte Zwei-Klassen-Versi- 
cherungssystem,in dem sich Beamte,Selbständi- 
geundGutverdienerdersolidarischen Finanzierung 
desGesundheitssystemsentziehen können.Gleich- 
zeitig besitzt die PKV die Möglichkeit. sich die 
,.guten Risiken"auszusuchen.d.h.junge,gesunde 
und besserverdienendeversicherte (..Rosinenpi- 
cken").während (chronisch) Kranke und Geringver- 
dienerder GKVzugewiesen werden. Diese Gerech- 
tigkeitslücke im Finanzierungsmodus ließe sich 
nur durch eine Integration aller Versicherten in 
ein einheitliches. solidarisch gestaltetes System 
schließen.wiediesz.B.im Konzept der Bürgerver- 
Sicherung vorgesehen ist. 

DasGKV-WSG wird dieser Forderungallerdings 
nichtgerecht.Es bleibt beiderTrennungvon GKV 
und PKV.Allerdingswerden die Bedingungen der 
Tarifgestaltung der PKV modifiziert. Die privaten 
Versicherungen sollen künftig dazu verpflichtet 
werdemeinen Basistarifanzubieten,dessen Leis- 
tungsumfang dem der GKVentspricht.Eine indi- 
viduelle Risikoprüfungdes Gesundheitszustands 
derversicherten i s t  in diesem Tarif nicht gestattet 
(Kontrahierungszwang). Die Prämien können je- 
doch weiterhin nach Alter undGeschlechtdeslder 
Versicherten differenziert werden. Der Beitrag für 
den Basistarif, der für alle freiwillig in der GKV 
Versicherten geöffnet wird,darfden Höchstbetrag 
desGKV-Beitrages (derzeit etwa 500 Euro) nicht 
überschreiten. Bei finanzieller Überforderungdes 
Versicherten soll derTarif reduziert undein staat- 
licher Zuschuss gewährt werden. 

Neu istauch.dassdiePKV-Versicherten bei 
einemVersicherungswechsel zu einer an- 
deren Privatversicherung künftig einen 

Großteil ihrer Altersrückstellungen mitnehmen. 
Die bislangfehlendePortabilitätverhinderteden 
Wettbewerbder Unternehmen um bereits in der 
PKVVersicherteweitgehend.Die PKV konzentrier- 
t e  ihre Bemühungen in derVergangenheit daher 
weitgehend auf die Erstversicherung. Die Annä- 
herung des PKV-Basistarifs an die Versorgungs- 
Prinzipien der CKVsoll den Wettbewerb zwischen 
den beiden Systemen verstärken.Gleichzeitig wird 
dieTarifgestaltungder CKV um privatwirtschaft- 
liche Kalkulationsprinzipien erweitert.Künftigwird 
allen GKV-Versicherten die Option eingeräumt, 
einen Selbstbehalttarifzu wählen.Dies konnten 
bislang nurfreiwilligVersicherte.DieMöglichkeit. 
die Behandlungskosten bis zu einer bestimmten 
Höhe selbst zu tragen. und dafür einen Beitrags- 
nachlass zu erhalten,ist insbesondere fürjunge 
und gesundeVersichertefinanziell attraktiv. Diese 
können davon ausgehen,dass ihr Beitragsnachlass 
höherausfälltalsdertatsächlichzuzahlendeSelbst- 
behaIt.0ie solidarische Umverteilungfinanzieller 
Lasten zwischen gesunden und krankenversicher- 
ten im GW-System wird durch diese tarifliche Ge- 
staltungsoption eingeschränkt. 

Vertreter der PKV kritisieren den Gesetzentwurf 
als unzumutbaren Eingriff in ihre Geschäftsgrund- 
lagen.Allerdings gehen die Neuerungen im We- 
sentlichen nicht über das hinaus. was die PKV 
selbst im Jahr2005angeboten hatte.Undsiesind 
weit davon entfernt. die PKV umfassend in die 
solidarische Finanzierungdes Gesundheitssystems 
einzubeziehen.Zwarwird der Wechsel von derGKV 
in die PKVfür abhängig Beschäftigte mi t  einem 
Einkommen ÜberderVersicherungspflichtgrenze 
etwas erschwert, da die Grenze künftig an drei 
aufeinanderfolgenden Jahren überschritten wer- 
den muss. Diesentsprichtjedoch in keinerweise 
der im Konzept der Bürge~ersicherungvorgese- 
henen AufhebungderVersicherungspflichtgrenze. 
Darüber hinaus wurde kein Konsens über einen 
Finanztransfer von der PKV zur GKV erzielt. 
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Ein Kritikpunkt der PKV am Gesetzentwurf 
macht jedoch tatsächlich auf ein gravierendes 
Defizit aufmerksam. Die PKV befürchtet ein,,Vor- 
teilshopping" von potenziellen Versicherten im 
Basistarif,die solange im Zustand der Nicht-Ver- 
sicherungverbleiben. bissich ein Behandlungsbe- 
darfabzeichnet,um dann in den Basistarifzurück- 
zukehren. Das Problem liegt allerdings nicht im 
Basistarif selbst begründet, sondern im Fehlen 
einer allgemeinen Versicherungspflicht für die 
gesamte Bevölkerung.Damit würde nicht nurein 
,.Vorteilshopping"verhindert. sondern auch das 
Problemder Nichtversicherungaufgrundfinanziel- 
ler Notlagen gelöst. Die Zahl der Personen ohne 
Krankenversicherungsschutz in Deutschland ist 
in den vergangenen zehn Jahren kontinuierlich 
angestiegen.Voraussetzungfüreine allgemeine 
Versicherungspflicht wäreallerdings ein einheit- 
IichesVersicherungssystem. 

Bürgerversicherung, Kopfpauschale 
und soziale Gerechtigkeit 

Während die Rürup-Kommissiondieendgül- 
tige Entscheidung an die Politik weiterlei- 
tete,entschied sichdie Bundesregierungaus 

CDU,CSU undSPDfürden kleinstengemeinsamen 
Nenner.DerspäteStart desGesundheitsfondszum 
01.01.2009 hat nicht nur rein technischen Cha- 
rakter,Vielmehr konnten sich die Befürwortervon 
Bürgerversicherung (SPD) und solidarischer Gesund- 
heitsprämie(CDU1CSU) nichtaufein einheitliches 
Modell einigen. Mit dem Gesundheitsfonds ist le- 
diglich eineinstitutionelle Basisgeschaffen worden, 
um spätereine Bürgerversicherungoderein Kopf- 
pauschalensystem (mit oder ohne Einbezug der 
PKV)einführen zu können.Das hängtvonden kom- 
menden politischen Kräfteverhältnissen ab. He- 
rausgekommen ist daherein institutionelles Patt 
(Gesundheitsfonds.PKV-Beibehaltung),mit Schief- 
lagezum Kopfpauschalenmodell (,,kleineKopfpau- 
schale"). Die Entscheidungfür eine Stärkung der 
sozialenGerechtigkeit imdeutschen Gesundheits- 
System ist - wieder einmal -vertagt worden. . 
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Selbstverwaltung oder Markt? 

von Har ry  Fuchs 

Eine wirksame Reform des Gesundheits- 
wesens muss nicht nur seine nachhaltige 
Finanzierungsicherstellen,sondern insbe- 

sondere dafür sorgen,dass dieverfügbaren Mittel 
bedarfsgerecht und wirksam eingesetzt werden. 
Dazu bedarfes keinerMillionenverschlingenden 
Neugestaltung des Beitragseinzugs, des Vertei- 
lungssystemsoderderVerbändeorganisation.über- 
fällig istvielmehrdiesystematische und nachhal- 
tige Klärung,welcheVersorgungsinhaItefürwelche 
Leistungsbedarfe wirklich wirksam sind, und die 
Sicherstellung. dass ausschließlich Versorgungs- 
angeboteorganisiert und bezahItwerden.diedas 
gewährleisten.lmGegensatzdazu beschränkt sich 
das Gesetz zur Stärkungdeswettbewerbs inder 
GKV (GKV-WSG) zur Reform des Gesundheitswe- 
sens im Kern auf folgende zwei Lösungsansätze: 

Die Beziehungen zwischen Patienten undÄrzten, 
Versicherten und Kassen, Kassen und Leistungs- 
erbringern werden noch stärker wettbewerb- 
lich ausgestaltet. 

und dieAnreizefürdiewirtschaftlicheVerwen- 
dung der Einnahmen sowie für mehr innova- 
tive Angebote der Kassen erhöht. 

Die Bundesregierung legt damit keine umfas- 
sende Reform desGesundheitswesensvor,sondern 
setzt-wieesdieBezeichnungdesGesetzesschon 
verdeutlicht -allein auf Wettbewerb. 

Wettbewerb setzt gleiche 
~ahrnenbedin~ungen voraus 

Schon nach den Eckpunkten soll derWett- 
bewerbzwischen gesetzlicher Krankenver- 
sicherung und Privatversicherungen,,fairerr' 

werden. DieseZielsetzung unterstellt man selbst- 
verständlich der CDUICSU. Weniger bekannt ist, 
dassauch diegesundheitspolitischen Beschlüsse 
der SPD seit ihrem Bochumer Parteitag das Ziel 
eines,,fairenWettbewerbs"zwischen PKVund GKV 
entha1ten.E~ isteine immanente EigenSchaftdes 
Wettbewerbs.den Wettbewerber imharkt zu über- 

M i t  der Einrichtung eines Gesundheitsfonds flügeln odergarausdem Marktzudrängen.Wett- 
werden derWettbewerbzwischen den Kassen bewerbist seiner Naturnach allesandereals„fair". 
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EinoffenerWettbewerbist nurdenkbar,wenn die 
Rahmenbedingungenfür diewettbewerbergieich 
oderzumindest weitgehend gleich sind.Nichtohne 
Grund beinhaltet dasdeutsche und europäische 
Vergaberecht zurciewährleistungeinesgleichbe- 
rechtigten Wettbewerbs eine Reihevon Regelun- 
gen,die allein dazu dienen, den Wettbewerbern 
gleiche Rahmenbedingungen zu sichern. Die ge- 
setzliche Krankenversicherung ist Element des 
öffentlichen Sozialrechts. die Privatversicherung 
bewegt sich im Rahmendes Privatrechts.GKV und 
PKV haben nicht nur unterschiedliche Organisa- 
tions-,Verantwortungs- und Entscheidungsstruk- 
turen sowie unterschiedliches Bewirtschaftungs- 
recht.sie bewegen sich vor allem in verschieden- 
artigen rechtlichen Regelungskreisen, die völlig 
unterschiedliche Rahmenbedingungen setzen. Ein 
auch nur annähernd gleichberechtigter Wettbe- 
werb zwischen PKV und GKV wäre nur denkbar, 
wenn diese-rechtlich gravierend unterschiedlichen 
- Rahmenbedingungen aufgehoben würden. Da 
einerVerstaatlichung der Privatversicherungdas 
Grundgesetz entgegensteht, könnte die Anglei- 
chung der Rahmenbedingungen nur durch die 
Privatisierung der GKV erreicht werden. In diese 
Richtung enthalten die Eckpunkte elementare 
Schritte. 

Wettbewerb erfordert 
Anforderungen und Maßstäbe 

Wettbewerbsetztvoraus,dassdie Leistung, 
um diederWettbewerbgeführtwerden soll. 
eindeutig und soerschöpfend ist beschrie- 

ben,dassaIleWettbewerberdie Beschreibungim 
gleichen Sinn verstehen müssen und ihre Preise 
sicher undohneumfangreichevorarbeiten berech- 
nen können.Bisher richtet sichdieVersorgung nach 
demallgemelnanerkanntenStanddermedizinisch- 
en Erkenntnisse. Welche Leistungen jedoch aus ge- 
gebenem Anlass regelhaft zu erbringen sind, ist 
nirgendwosoeindeutig und erschöpfend beschrie- 
ben,dass darüber ein Wettbewerbgeführt werden 
könnte. Wettbewerb muss um Wirksamkeit und 
Qualität der Leistungengeführtwerden.Dazu ist 
aberdieunabhängigeund konsentierteDefinition 

der Leistungsinhalte und ihrerQualität unverzicht- 
bar.Derartige Leistungsverzeichnisse müssten erst 
noch mit wissenschaftlicher Unterstützunganbie- 
ter- und kostenträgerunabhängigentwickelt und 
von allen Beteiligten konsentiert werden (sogen. 
lex-artis-Regelungen).Mit der Entwicklung könn- 
te z.B. das Kölner Institut für Qualität und Wirt- 
schaftlichkeit im Gesundheitswesen (iQWiG) beauf- 
tragt werden, was allerdings im GKV-WSG nicht 
vorgesehen ist. Das Gesetz setzt zwarvornehmlich - 
auf Wettbewerb, ohne jedoch die dafür erforder- 
lichen Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Marktwirtschaftliche Ausrichtung 
der GKV 

Wenn die GKV wirklich - m i t  einer lang- 
fristigen und nachhaltigen Existenzpers- 
pektive- marktwirtschaftlich ausgerichtet 

werden soll, setzt das Beeinflussbarkeit der Ein- 
nahmen und Ausgaben, Entscheidungs- und Ge- 
staltungsverantwortungfürden überwiegenden 
Teilder Ausgaben in derVerantwortungder Kassen 
und ihrer Selbstverwaltung sowie vergleichbare 
Rahmenbedingungen im Haushalts- und Bewirt- 
schaftungsrecht voraus. Der Referentenentwurf 
gehtjedoch den entgegengesetzten Wegder das 
GKV-System bereits kurzfristig weiter destabili- 
sieren und damit mittelfristig dieVoraussetzungen 
für den Systemwechsel zu ausschließlich privat 
organisierter Risikovorsorge schaffen wird. Die im 
Wettbewerb stehende Einzelkasse hat künftig 
nämlich weder Einflussauf ihreEinnahmen (Aus- 
nahme: Zusatzbeitrag), noch auf rund go vH. 
ihrer Ausgaben. 

Die Krankenkassen haben künftig institutionell 
keinen eigenen unmittelbaren Zugang mehr zu 
ihren Finanzierungsquellen und auch keinen Ein- 
fluss mehraufdieGestaltung ihrer Finanzierung. 
DiesisteinziemlicheinmaligerVorgang,weil keine 
Organisation ohne eigene - auch institutionell - 
nachhaltig gesicherte Finanzierungsgrundlage auf 
Dauer lebensfähig ist. Diese Entwicklung stellt zu- 
dem einen eindeutigen Zieikonflikt mit der poli- 
tischen Zielsetzungder Herstellungeines.,fairen 

b 
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Wettbewerbs"zwischenGKVund PKVdarWährend 
die PKV weiterhin ihre Einnahmeseite uneinge- 
schränktselbstgestaltet und im Übrigen auch über 
das lnstrumentder Mischkalkulationvon Basis- und 
Zusatzleistungenverfügt, bleibtder GKV im Wett- 
bewerb mi t  der PKVallein mit der Zusatzprämie 
ein sehrreduziertescestaltungsinstrument aufder 
Einnahmeseite.Vorallem kannsie keineMischkalku- 
lationenvornehmen. Diese Rahmenbedingungen 
stellenfürdieCKVimVerhältniszur PKVein mas- 
sives Handicapdar,das einen,,fairen Wettbewerb" 
zwischen den Systemen weitgehend ausschließt. 

Die Ausgabenmenge können die Krankenkas- 
sen nur marginal beeinflussen.Es ist unverändert 
richtig,dass der Arzt als einziger Unternehmer in 
Deutschland im Einzelfall gleichzeitig über Nach- - - 
frage und Angebot entscheidet. Es gibt im beste- 
henden System nur wenige Leistungen, überderen 
~ r b r i n ~ u k ~ d i e  ~rankenkasse im Einzelfall selbst 
entscheiden kann. Der Masseder Leistungen liegt 
eine ärztliche Verordnung zugrunde, auf die die 
Kassefaktisch keinen Einfluss hat.Auch auf die 
HöhederAusgaben habendieeinzelnen Kranken- 
kassen nach der künftigen Aufgabenstellungdes 
neuenSpitzenverbandes undder Landesverbände 
faktisch keinen unmittelbaren Einfluss mehr, da 
ihnen die Entscheidung überdie Leistungsinhalte 
(Kollektivverträge auf Landesebene) und deren 
Vergütung (bundeseinheitliche Honorierung) ent- 
zogen wird. Die Höhe der Ausgaben wird im Übri- 
gen maßgeblichdurch die Risikostrukturder Kassen 
geprägt. Bisher bestand für die einzelne Kasseein 
mehr oder weniger kleiner Gestaltungsspielraum 
insoweiteals über den ~ i t~ l iederwet tbewerb  so- 
wohl hinsichtlichderGrundlohnsumme(Werbung 
einkommensstarker Versicherter in gesichert er- 
scheinenden Beschäftigungsverhältnissen). als 
auch der Ausgabenrisiken (Risikoauslese) gezielt 
Akquisition betrieben werden konnte. Diese am 
Beitragssatzorientierte,als wesentliches Element 
des Wettbewerbs zwischen den Krankenkassen 
verstandeneMöglichkeitentfällt künftigdurch die 
Fondsfinanzierung auf der Basis eines staatlich 
definierten Einheitsbeitrags. 

Es kann kein Zweifel bestehen,dassdieeinzel- 
neKasse heuteund inZukunftfaktisch nicht über 
Gestaltungsspieiräume und von ihr unmittelbar 
beeinflussbare Kostenvolumina verfügt, die bei- 
tragssatzrelevant sindSelbst wenn man in diesem 
Zusammenhang die Individualverträge (struktu- 
rierteBehandlunaspronrammefürchronisch Kran- - .  - 
ke, Integrationsverträge, Hausarztverträge usw.) 
mit einer hohen Relevanzversieht,dürfteesJahre 
bislahrzehntedauern. bis diese bei den einzelnen 
Kassen eineGrößenordnung mit Beitragssatz- und 
Wettbewerbsrelevanz erreicht haben. 

Aufdiesem Hintergrund zeugt die-meist mit 
einem negativen Zungenschlag-versehene Beto- 
nungder,,Managementqualitäten"der Kassen als 
Ursache für künftige negative Beitrags-[Prämien- 
entwicklungen sowohl in den Begleitmaterialien 
der Eckpunkte (2.B. BMC: Wesentliches im Über- 
blick: „Diese Kasse arbeitet nicht so erfolgreich 
wie andere.Andere wiederum wären in der glän- 
zenden Lage, ihren Mitgliedern sogar Beiträge 
zurückzuerstatten.Gute Arbeit zahlt sich für die 
Mitgliederder Kassen ausU),wie auch den öffent- 
lichen Stellungnahmen der Politik von einer ge- 
fährlichen Realitätsferne. Ob eine Kasse Zusatz- 
beitrage benötigt, mi t  Basisfinanzierung und 
Zusatzbeiträgen die Gesamtausgaben finanzieren 
kann oder nicht, hängt künftig noch weniger als 
heute mi t  der Managementqualität der Kassen, 
sondern noch unmittelbarer mi t  der Risikostruk- 
tur der Kasse zusammen. 

Das Fondsmodell soll das Management der 
Kassen zwingen,alle Wirtschaftlichkeitsrese~en 
zu nutzen, wenn sie ihre Versicherten nicht ver- 
lieren wollen.Nach de Maizi+re„verschwindet dann 
auch maleineKrankenkassevom Markt ... esgibt 
doch Lösungen in einer Marktwirtschaft". Eben, 
siewirddurchdieneueingeführtelnsolvenzfähig- 
keit insolvent. Im Zweifel haften dann alle Mit- 
gliederfürden von der Politik durch ihre Gesetz- 
gebung bei der Kasseverursachten Schuldenberg. 
Es ist schon bemerkenswert, wie die Politik bereits 
vor der Reform die Kassenmanagerfürdie-offen- 
sichtlich auchvon ihrabzusehenden-negativen 
Folgen ihrer Reform verantwortlich zu machen 
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sucht.Wie jemand für etwas dieVerantwortung - übersehen.dass nach $ ii Abs. 2 SGBV auf Reha- 
tragen können soll, auf das er - abgesehen von Leistungenein Rechtsanspruch besteht,dernicht 
wenigen Ausnahmen-sogutwie keinen Einfluss ohne weiteres gekürzt werden kann. Die Selbst- 
hat-wird sichselbst dem wohlmeinenden Betrach- verwaltung, die sich bisher mit allen Fragen von 
ter nicht erschließen. grundsätzlicherBedeutungfürdieKassen undihre 

Mitglieder zu befassen hat, veriiert faktisch alle 
Gestaltungsmöglichkeiten im Bereich der Leis- 
tungsinhalte,die weitgehend bei den neuenspit- 

Selbstverwaltung verliert 
an Bedeutung 

DieVerantwortungfürdie Beitragsatzent- 
wicklung tragen künftig nicht mehr die 
durch die Sozialwahlen dazu legitimierten 

Selbstverwalter, sondern die Bundesregierung. 
Diese lässt in Ihren Bekundungen keinen Zweifel 
daran, dass sie die Beiträge auf absehbare Zeit 
nicht anheben will.Abgesehenvonderdamit dro- 
henden permanenten UnterfinanzierungderGKV 
hat dies unzweifelhaft auch zur Folge, dass die 
Kassen Ermessensleistungen wie z.B. Vorsorge- 
leistungen.diealsSatzungsleistungen bezeichnet 
werden, nur noch selektiv oder gar nicht mehr 
erbringen werden,um nebenden Beitragen keine 
Zusatzbeiträgeerheben zu müssen.DemVerfasser 
liegt die Kopiedes Schreibens einer großen Ersatz- 
kasseaneinen Leistungserbringerverbandvor,in 
demeswörtlich heiEt:.,droht dieGefahr,dassdurch 
die Einführungdes Fondseine Unterfinanzierung 
der GKV entsteht mi t  der Folge, dass die Kassen 
zurVermeidung der Einführung eines Zusatzbei- 
trages zu Leistungskürzungen greifen (2.B. Reha- 
Leistungen).Die Kasse hat dabei allerdings-eben- 
so wie die Bundesregierung in den Eckpunkten 

zenverbänden auf Bundesebenesowieden Landes- 
verbänden der Krankenkassen angesiedelt werden. 
Die Einzelkassedegeneriert damit weitgehend zum 
Verwalter von Leistungsverfahren. 

Zugleich nimmt der Einflussder Selbstverwal- 
tung auch auf Bundesebene ab. Mit Ausnahme 
desvorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern 
stehendieübrigen MitgliederdesCemeinsamen 
Bundesausschusses künftig hauptamtlich in den 
Diensten des Gemeinsamen Bundesausschusses. 
Damit sind sie in ihrem Handeln weisungsunab- 
hängig. Es handelt sich offensichtlich um eine Art 
von den Kassen vorgeschlagene, unabhängige 
..Staatskommissare".dievonderSelbstverwaltung 
weder kontrolliert noch beeinflusst werden kön- 
nen.ln diesem Zusammenhang künftig nochvon 
Beschlüssen der,,Gemeinsamen Selbstverwaltung" 
zu reden, ist abwegig. 

t 
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Manfragtsich.waseigentlich außerderorga- 
nisation und Aufsicht über die Leistungsverwal- 
tung der einzelnen Kassen noch Aufgabe der in 
SozialwahlengewähltenSelbstverwaltung bleibt. 
Allesdeutet darauf hin,dassdiegewählteSelbst- 
verwaltung nicht mehrals tragendesElementdes 
deutschen Sozialversicherungssystems gesehen 
wird.Mit Blick darauf, dass die Selbstverwaltung 
kaum einegeeigneteOrganisationsform für priva- 
tisierte Krankenkassen darstellt, ist die Deregulie- 
rung der Selbstverwaltung schlüssig, wenn man 
mittelfristig die Privatisierunganstrebt. In dieses 
Konzept passen als weitere Mosaiksteine die vor- 
gesehene Insolvenzfähigkeit und die Wiederein- 
führung der Prüfungen durch den Bundesrech- 
nungshof Letztere ist nämlich weder rechtlich noch 
inhaltlichzu begründqweil  die Prüfaufträgedes 
Bundesversicherungsamtes (BVA) und des Bundes- 

- rechnungshofes weitgehend übereinstimmen und 
der-gemessen am gesamten Ausgabevolumen 
-auchdauerhaftehergering bleibendeAnteilder 
Steuerfinanzierung mit Blickaufden Prüfauftrag 
des BVAeine Prüfungdurch den Bundesrechnungs- 
hof nicht zwingend erfordert. 

Ausbl ick 

AlsFolgedesGKV-WSG wirdsich inderGKV 
eineFinanzierungs-und Leistungsstruktur, 
entwickeln, die dem System der PKV mit 

Basis- und Zusatzversicherungen entspricht. Be- 
zieht man in diese Betrachtung das Faktum ein, 
dass die PKV künftig einen Basistarif anzubieten 
hat. dessen Leistungsumfang dem der GKV-Leis- 
tungen entspri~ht~erschließt sich das Interesseder 
PKV,zur Entwicklungvon Zusatzversicherungspo- 
tentialen politisch Einflussaufdie Ausgestaltung 
des Leistungskatalogs der GKV im Sinne einer 
systematischen Reduzierung der Basisleistungen 
zu nehmen.Die Erfolgsaussichten dazu sind nicht 
geradegering.da die Inhaltedes Basistarifsdurch 
einfache Rechtsverordnung gestaltet werden 
können. 

Für die Zielsetzung,das Solidarsystem aufeine 
Basissicherung zurückzufahren und durch weit- 
gehende Eigenvorsorge abzulösen ist es konse- 
quent,dieGesundheitsreform 2006 ZU nutzen.die 
bestehenden Strukturen derGKVweitgehend zu 
deregulieren-mindestensaberzu destabilisieren 
-,um der Bevölkerung in einer künftigen Legisla- 
turperiodedes Deutschen Bundestagesdendann 
,.unumgänglichen"voIlständigen Systemwechsel 
vom öffentlich-rechtlich organisierten Solidarsys- 
tem zur Privatversicherung besservermitteln und 
diesenwechsel-vergleichbarderEntwicklung in 
den Niederlanden -auch rechtlich vollziehen zu 
können. Der Referentenentwurf dokumentiert 
insoweit die.,Geländegewinne",diedie Koalitions- 
parteien imsinneihrerjeweiligen politischenZiel- 
vorstellung erreichen oder nicht erreichen konn- 
ten.Während die CDUICSU mit den Elementen zur 
Deregulierung und Destabilisierung (u.a. Markt- 
und Wettbewerbsorientierung,Abbau von Selbst- 
verwaltung) erhebliche systemverändernde Ent- 
wicklungeneinleiten konnte,istesderSPDmit Blick 
darauf nicht einmal gelungen,,,allesoffen zu hal- 
ten".wie Ulla Schmidt im Gespräch mit den Kran- 
kenkassen am 2.8.06 ihreZielsetzung bekundete. 

Dabei ist es kaum bemerkenswert,dass CDUl 
CSU dafür sogar Elemente der Zentralisierungvon 
Verantwortung und Entscheidung sowie Organi- 
sationsstrukturen in Kauf nehmen, die nicht nur 
wettbewerbsfeindlich sind.sondern sogar staats- 
monopolistische Züge tragen. Können sie dies 
doch dem Koalitionspartner SPD anlasten und 
damit gleichzeitig strategischdie Notwendigkeit 
weiterer Deregulierungsschritte in der Zukunft 
begründen. W 

D Harry fuchs, lebt und arbetet als sozialexperte und nerafer in 
Dürreldoif 
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Gesundheitswirtschafl 
-ökonomischer und 

politischer lmpulsgeber 

von U w e  Kremer 1 

Unter dem Begriffder,,Medizinwirtschaft" 
bzw. Gesundheitswirtschaft werden hier 
alle Wirtschaftszweige und -einheiten ge- 

fasst.die mit ihren Produkten und Dienstleistungen 
unmittelbar und mittelbar der Vorbeugung, Er- 
kennung und Behandlungvon Krankheiten bzw. 
derVerbesserung des gesundheitlichen Zustandes 
derMenschen dienen.Einen Eindruckvom Markt- 
volumen geben die Gesundheitsausgaben.die in 
Deutschland mi t  Ca. 240 Mrd. Euro etwa 11% des 
Bruttoinlandsproduktes ausmachen.Mindesten5 
io%der in Deutschland Beschäftigten könnender 
Medizinwirtschaft zugerechnet werden. 

Sie umfasst: 

dieambulanten und stationären Gesundheitr- 
Versorgung: 
Hierbei handelt es sich um den Kernbereich 

der Medizinwirtschaft mit den Krankenhäusern, 
Vorsorge-und Rehabilitationseinrichtungen,den 
freien Arztpraxen,den Praxen nichtärztlicher me- 
dizinischer Berufe. Apotheken sowie den stationä- 
ren,teilstationären und ambulanten Pilegeeinrich- 
tungen.Auch dieVersicherungen,Verbände und 
sonstigen Institutionen des Gesundheitswesens 
sind hinzuzu zählen.Übergängeund Schnittmen- 

gen gibt es insbesondere zur .,Sozialwirtschaft", 
d.h.zu verwandten sozialen Dienstleistungen von 
WohIfahrtsverbänden,kommunalenTrägern und 
privaten Anbietern. Am ausgeprägtesten ist dies 
in der Altenpflege. Aber dies gilt etwa auch für 
Rettungsdiensteu.ä.lnsgesamt gingen in diesem 
Kernbereich im Jahreca.3.g Mio.Menschen einer 
Erwerbstätigkeit nach. 

Ei die Vorleirtungr- und Zuiieferbranchen: 
Hierzu zählen Pharmazeutische Industrie,Me- 

dizintechnik und Bio- und Gentechnologie. aber 
auchdasGesundheitshandwerksowieder Handel 
mit medizinischen Produkten.Ca. 530.000 Men- 
schen waren 2003 in diesen Sektoren beschäftigt 
-mit steigenderTendenz insbesondere in der stark 
international ausgerichteten Medizintechnik. Be- 
deutendeTeile andererwirtschaftsbereiche sind 
ebenfalls als Ausrüster und Dienstleister von 
Kliniken und Praxen tätig, was für die Logistik-, 
dieBau- und Immobilienbranche,Beratungs- und 
Finanzdienstleistungen, die Informations- und 
Kommunikationstechnik, verschiedene Hand- 
werkszweige u.a.zutrifFt Die Beschäftigtenzah- 
len sind nichtgenau zu ermitteln.Aberesdürfte 
sich auch um mehrere Hunderttausend Erwerbs- 
tätige handeln. 
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die Nachbarbranchen und Randbereiche: 
Hierbei handeltessich umverwandte Bereiche. 

die die Angebote der Gesundheitsversorgung im 
engeren 5inneergänzen.Die Übergängezwischen 
medizinisch-heilenden Aspekten und anderen 
physischen und psychischen Aspekten des Wohi- 
befinden5 (,.Lifestylem) sind fließend. Zu denken 
ist insbesonderean gesundheitsbezogene Sport-, 
Freizeit- und Biidungsangebote und damit auch 

- an den Weilness- und Fitness-Sektor sowie den 
Gesundheitstourismus.Aber auch Angebote für 
gesundheitsbewusste Ernährung und gesundes 
Wohnen können noch im weiteren Sinne dazu 
gezählt werden.Mindestensi30.000 Beschäftig- 
te können diesem Spektrum zugerechnet werden. 
soweit es um Sport-. Freizeit- und Wellness-An- 
gebotegeht,tatsächlich dürfte dieser Übergangs- 
bereichzuanderen Dienstleistungszweigen weit 

- mehr Personen umfassen. 

Gesundheitswirtschaft als 
ökonomischer lmpulsgeber 

Schon ein Rückblickaufdiestatistischfest- 
stellbare Entwicklung der vergangenen 
Jahrewieauchein Blickaufdie Prognosen 

belegt,dass essich beim Gesundheitsmarkt und 
der Medizinwirtschaft um wachsende Felder han- 
delt.Allerdings liegen dem unterschiedliche und 
teilweise auch gegenläufigeTrends zu Grunde. 

a) Die medizinisch-technologische Dynamik 
Manche sprechen auch von einer zweiten medizi- 
nisch-technologischen Revolution (nach den Durch- 
brüchen Mittede~vergangenenJahrhunderts~für 
die insbesondere Antibiotika und die Eiektrome- 
dizin beispieihaftstehen).Wieauch immerSesgibt 
mindestensvierTrends,dievor allem in ihrerver- 
knüpfung den Aufbruch in ein neues Zeitalter 
medizinischer Vorbeugung. Erkenntnis und Ver- 
sorgung markieren: 

Molekularbiologie: DerVorstoß der biochemi- 
schen und biomedizinischen Forschungaufdie 
molekulareEbene und diedamitverbundenen 
biotechnologischenVerfahren (vonder Analytik 
biszurWirkstoffherstellung,vonder Diagnose 
bis zurTherapie); 

Bildgebung:DiedramatischeAusweitungdes 
Spektrums bildgebenderverfahren sowohl in 
der angesprochenen biochemischen und bio- 
medizinischen Forschung wie auch in der me- 
dizinischen Diagnose und teilweise sogar in 
derTherapie; 

Mikrotechnologie: Die Miniaturisierung von 
medizinisch-technologischenVerfahren,in der 
Reaktionstechnik und Analytik, bei medizini- 
schen Instrumenten und Werkstoffen, in der 
(minimalinvasiven) Diagnose undTherapie; 

Medizinische Informatik: Die Durchdringung 
undvernetzungvon Gesundheitsforschung und 
-versorgungdurch Informations-und Kommu- 
nikationstechnologien (vonder Bioinformatik 
bis zur Gesundheitstelematik); 

Grundlegend ist hierbei immer,dassessich nicht 
einfach um technologischen Fortschritt im engeren 
natur- und ingenieurswissenschaftlichen Sinne 
handelt.Vielmehrgeht dies alleseinher mit ganz 
neuen Verständnissen von Krankheiten, ihrer Dia- 
gnose und Therapie wie auch mit Blick auf Prä- 
vention und Rehabilitation hervortreten. Und dies 
betrimdann die gesamte Medizinwirtschaft. 

b) Demographische und biographische 
Umbrüche 

DieVerknüpfungmitdenverschiedenensozialen 
Faktoren ist von großer,auch wirtschaftlicher Be- 
deutung.Zu diesen Faktorenzählendiedemogra- 
phischen Veränderungen. insbesonderedie stän- 
digansteigende Lebenserwartungund.,Alterung 
derGeselIschaft".Diedamitverbundene Heraus- 
forderung für Gesundheitspolitik und Medizin- 
wirtschaft isteinedoppelte.Zum einen gehtes um 
diewachsendeMorbidität und den damit verbun- 
denen Einsatzfür Pflege,Medikamenteusw.Aber 
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auf der anderen Seite werden auch und gerade 
von älteren Menschen erhöhte Anforderungen in 
Bezug auf gesunde Lebensweise, Sport.Weilness 
usw. gestellt, was auch mit einer bedeutenden 
Marktnachfrage verbunden ist. 

Aber in dieser Hinsicht geht es nicht nur 
umdernographischeVerschiebungen,son- 
dern auch um biographische Aspekte: Der 

Umgang mit gesundheitiichen-körperlichen wie 
mentalen -Fragen hat in der Lebensgestaitung 
derMenschen einen anderen und umfassenderen 
Stellenwert genommen. Dies wird sich in einer 
wachsenden privaten Nachfrage nach gesundheits- 
bezogenen Dienstleistungen ausdrücken. Dabei 
spielt die Auseinandersetzung mi t  den Möglich- 
keiten der.,medizinisch-technologischen Revoiu- 
tion" eine bedeutsame Rolle. Die Übersetzung 
ihrer Erkenntnisse in marktgängige Dienstleis- 
tungen istein wichtiger Faktorfürdie wirtschaft- 
liche Dynamik.Allerdings muss man auch sehen, 
dass diese Tendenz erstens schichtenspezifisch 
sehr unterschiedlich ausgeprägt ist undzweitens 
mi t  den Schattenseiten des modernen Daseins 
einhergeht.insbesonderederwachsenden Bedeu- 
tung bzw. Evidenz psychosomatischer Erkrankun- 
gen und psychosozialer Störungen. Dieszeigt.wel- 
che Bedeutung der Epidemiologie, also der Lehre 
von der Häufigkeit undVerteilung von Krankhei- 
ten und deren Ursachen,auch in Zukunft in unse- 
ren Breitengraden zukommen wird (Herausforde- 
rungen für Gesundheitswesen und -wirtschaft in 
weniger entwickelten Weltgegenden sind hierja 
sowiesoweitgehend ausgeblendet,wiewohl durch- 
ausauch für hiesige Anbieter ein Feld für Dienst- 
leistungen und Innovationen). 

C) Umstrukturierungen i n  der Gesundheits- 
wirtschaff 

Pauschal könnte man sagen,dass dievielschich- 
tigkeit und Komplexität des Gesundheitswesens 
deutlich zunimmt.Welche Ressourcen zur Befrie- 
digungwelcher Nachfrageund zu welchen Kosten 
an welcher Stelle gebunden werden: Dies war in 
der klassischen Struktur des Gesundheitswesens 
recht eindeutig geregelt. DieseStruktur steht aber 
auf dem Prüfstand. Und einige Trends sind klar 

feststelibar-unabhängig von der Frage. in welcher 
Art und Weise sie gesellschafts- und gesundheits- 
politisch (im Spannungsverhältnisvon Markt und 
5taat.Gemeinnützigkeit und Wirtschaftlichkeit) 
bearbeitet werden. 

Hierzu zählen die Umstrukturierungen im 
Kernsektor des Gesundheitswesens. ins- 
besondere in BezugaufdieStrukturierung 

des Leistungsangebotes (s. DRGs, Disease Ma- - 
nagement.integrierteVersorgung usw.) und ihre 
Abrechnung. Dies führt auch zu weiteren medi- 
zinisch wie betriebswirtschaftlich begründeten 
Neuerungen, wie etwa im Bereich der Praxisge- 
meinschaften und Medizinischenversorgungszen- 
tren bis hin zu Klinikkooperationen und -allianzen. 
Dabei schrumpft der klinisch-stationäre Kernsek- 
tor. Eine Frage i~tdabei~inwieweit neue leistungs- 
undwiederexpansionsfähigeStrukturen entstehen. - 
Die andere Frage ist, inwieweit diese Schrumpfung 
überkompensiert wird durch das Wachstum der 
Vorleistungs- und Zulieferbranchen. Außerdem 
kann konstatiert werden. dass die private Nach- 
frage nach Gesundheitsdienstleistungen und -pro- 
dukten im Verhältnis zur öffentlich regulierten 
Nachfrageweiter zunehmen wird.Dies gilt nicht 
nur im weit ausufernden Feld von Weliness. Fit- 
ness und Lifestyle,sondern insbesondere auchfür 
die so genannten iGeL - also den ,.individuellen 
Gesundheitsleistungen", die auch und gerade in 
Verbindung mit den klassischen Kernbereichen 
der Gesundheitsversorgung erbracht werden. 

Wiesichdie Proportionen in Zukunftverteiien 
werden und inwieweit dabei dasoptimalefürdie 
Kunden und Patienten wieauchfürdasWachstum 
der Medizinwirtschaft herauskommt,ist schwer 
zu beantworten. Sicher ist,dass Bewegung in die 
Medizinwirtschaftgekommen ist und dassdiese 
Bewegung langeandauern wird. 

D D r  UweKremei,rpw-Mitheraurgeber,irtGeich3ffrführer der Life 
TechnologieiRuhreY und lebt in Bochum. 
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Gesundheitswirtschaft als 
politischer lmpulsgeber 

Wie werden Gesundheitswirtschaft und 
Lebenswissenschaften nun politisch-pro- 
grammatisch behandelt? Hierzu habe ich 

einen Blick auf die„Leitsätze"für die Ausarbeitung 
eines neuen Grundsatzprogramms der SPD ge- 
worfen. Aus Sicht eines Industrie- und Struktur- 
politikers,derseinen Schwerpunkt in der Gesund- 
heitswirtschaft und den Lebenswissenschaften 
gefunden hat,fäilt dabei autdassdieser Bereich 
nuran zwei Steilen unddann auch noch in proble- 
matischerweise behandelt wird. Zum einen im 
rein sozialpolitischen Kontext des,.vorsorgenden 

dringenderforderlich,indem dasGesundheitsthe- 
ma nicht mehr vorrangig unter Kostengesichts- 
punkten.sondern als Faktorfür Fortschritt,Wachs- 
tum und Beschäftigung behandelt wird. Die 
Sozialdemokratie könnteam Beispielder Gesund- 
heitswirtschaft deutlich machen,dasssie nicht nur 
Protagonistin eines vorsorgenden Sozialstaates 
sein will.sondern im selben Moment Promotorin 
einer neuen Wachstumskonstellation. 

Der Umbau im Gesundheitswesen ist ge- 
rade unter diesen Gesichtspunkten zu be- 
treiben und er wird mehr und nicht etwa 

weniger finanzielle Ressourcen benötigen. Die 
solidarische Beschäftigung mi t  der „Gesundheit" 

Sozialstaates". zum anderen unter der Rubrik darfsichnichtaufdenSozialversicherungsaspekt 
,.Nachhaltiger Fortschritt" - beschränkt auf die beschränken.sondern muss überdieinvestitianen 
Dynamik in der Bio- und Gentechnologie und so- 
fort versehen mi t  bioethischen Grenzziehungen 
undVerboten.Diesgreift nicht nur auseinerfach- 
spezifischen Sicht zu kurz.„NachhaltigerFortschritt" 
muss die Wachstumskonstellationen des 2i.Jahr- 
hunderts ins Blickfeld nehmen. Der gegenwärtige 
große wirtschaftlicheZyklus ist noch geprägtvon 
den informations- und kommunikationstechno- 
logischen Innovationen. Doch für die Nachfolge 
-durchaus in Verbindung mi t  den Informations- 
und Kommunikationstechnologien-stehenzwei 
Kandidaten bzw.Themenfelder bereit.Zum einen 
die Nutzungdernatüriichen Ressourcen.insbeson- 
dere in energetischer Hinsicht. Hier sind die Leit- 
sätze offensiv und klar: Die SPD steht für ,,den 
Aufbruch ins solare Zeitalter" (s. auch Siegmar 
GabrielsMemorandumzurökologischenIndustrie- 
poiitik).Wirtschaftlichverknüpfensich hierexport- 
fähige wissens- und technologiebasierte Güter mit 
dezentralen Beschäftigungsperspektiven für das 
Handwerk und andereortsgebundene Dienstleis- 
ter, ein Zusammenhang der von übergreifender 
Bedeutung ist (s. U.). 

Einevergleichbares Herangehen an die andere 
Thematik.das sind Lebenswissenschaften, Human- 
technoiogien und Gesundheitsdienstleistungen, 
ist nicht erkennbar.Als Faktor für ,,nachhaltigen 
Fortschritt" bleibt der Gesundheitsbereich völlig 
unterbelichtet.Dabei wäreein Paradigmenwechsel 

~~~ ~ - 

indiegroßenTechnologieschwerpunkteund infra- 
Strukturen wieauch überdie Förderunedezentra- " 
ler Dienstleistungs- und Patientennetzwerkeeine 
wachstums- und strukturpolitische Dimension 
erlangen (wie sich dies in der energiewirtschaft- 
lichen Programmatikschon abzeichnet).Ganz im 
Sinneeiner anderen Formulierung in den ,,Leitsät- 
zen":,,DerStaat kann durch eigene Nachfrageoder 
inteiligenteRegulierungenals Pionieragieren und 
den Märktenvon morgen wichtige Anstößegeben." 
Zudem besteht die übergreifende Bedeutungder 
Lebenswissenschaften und der Gesundheitswirt- 
schaft im 2i.Jahrhundert darin,dass das,.Leben" 
unddie.,Gesundheit",d.h.Körper,Geist und Seele 
in einem bislang nicht gekannten Maß zum Ge- 
genstand von Wissenschaft und Wirtschaft werden. 
Es stellen sich Herausforderungen an das Men- 
schenbild,an den gesamten sozialdemokratischen 
Wertekanon.an diewissenschafts- und wirtschafts- 
politische Regulierung. Diese Herausforderungen 
werden anscheinend noch unterschätzt - nicht 
nur bezüglich der Risiken, sondern vor allem be- 
züglich der faszinierenden Chancen der medizi- 
nisch-technischen Revolution im Kampfgegendie 
großen wie auch die seltenen Krankheiten, aber 
auch bezüglich der Selbstbestimmung und Ge- 
staltungdereigenen Biographie und ihrer Lebens- 
abschnitte. 
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Dabei mögeman mein Plädoyerfürdiechancen 
der medizinisch-technischen Revolution und einen 
starken technologiebasierten Exportsektor nicht 
als Einseitigkeit missverstehen.Gerade am Beispiel 

, derGesundheitswirtschaft lässt sich ein generel- 
ler Dualismus ~erdeutl ichen~der die hoch entwi- 
ckeltenVolkswirtschaften immer mehr prägt und 
eine Regulierung sozialdemokratischen Typs er- 
fordert: Auf der einen Seite steht ein internatio- 
nalisierter, hochproduktiverExportsektor,aufder 
anderen Seite befinden sich personenbezogene 
und lokal zu erbringende Dienstleistungen und 
Gewerke, die zugleich personalintensiv und im 
Vergleich zu industriell gefertigten Gütereinheiten 
auch relativ teuer sind -erst recht bei auskömm- 
lichen Beschäfiigungsverhältnissen.Beschäftigungs- 
perspektiven bestehen vor allem in diesem bin- 
nenorientierten Dienstleistungssektor - aber 
wiederum nuraufder Basiseines hochproduktiven 
industriellen Sektors und einesTransfersder Pro- 
duktivitätsgewinne und Exportüberschüsse in 
die binnenorientierte Dienstleistungswirtschaft. 

Beide Seiten gehören zusammen:Wir brauchen 
einenderartigen Exportsektor,um aufderanderen 
Seite derartige Dienstleistungen zu auskömm- 
lichen Bedingungen finanzieren zu können.Aber 
dieserTransferfunktioniert in Deutschland-anders 
alsetwa in Schweden. wo High-Tech-Exportorien- 
tierung und binnenorientierte Dienstleistungen 
sozialstaatlich vermittelt werden -offenkundig 
nur schlecht. Während die Exportindustrie seit 
vielen Jahren von einem Rekord zum nächsten 
jagt,dümpelt der Binnenmarkt mi t  seinen regio- 
nalen Dienstleistungsmärktenvorsich hin.wenn 
sich letztere nicht sogar hinsichtlich der Beschäfti- 
gungsstrukturen und -bedingungen in Auflösung 
befinden (man denkeetwa andenweiterbildungs- 

Es geht 
um alles! 
Wir brauchen 500 neue Abos. 

Wer hat uns verraten? Das und vieles 
mehr erfahren Sie Woche für Woche 
in der Iungle World. 

Die unabhängige Wochenzeitung: links. 
radikal und glamourös. Koimopolitisdi. 
keinem Trend verpflichtet, analytisch 

- I und lebensweltlich, entschieden in der 
und anderesoziale Dienstleistungssektoren). Die Meinung und dabei immer hedonistisch.. 
Verschränkung zwischen der technologiebasier- 
ten ~x~ortwircschaf t  und der binnenorientierten 
Dienstleistungsökonomie ist m. E.die wichtigste 
wirtschaitsregulierendeAufgabedesStaates.Die 
Gesundheitswirtschaft wäre dafür- mindest ge- 
nauso wie die Energie- und Umweltwirtschaft- 
ein hervorragendes Exerzierfeld. W 

Abonnieren Sie jetzt auf 
jungle-world.com 
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Für eine solidarische 
Cesundheitsreform 

Eine Zwischenbewertung aus Sicht 

der Parlamentarischen Linken 

in der SPD-Bundestagsfraktion vom 

19.10.2006 

Was zu begrüßen ist! Diese qualitativen Elemente der Gesund- 
heitsreform weisen ohne Zweifel in die 

In der aktuellen Diskussion um die Gesund- richtige Richtung. Diese Elemente der Re- 
heitsreform ist die Parlamentarische Linke in der form zeigen zugleich auf, was insbesondere für 
SPD-Bundestagsfraktionimmerfüreinenachhal- die Versicherten auch im Rahmen des jetzigen 
tigeundgerechteReformdesGesundheitswesens Systernsan bedeutendenVerbesserungen möglich 
eingetreten.lm lnteresseeiner solidarischen und ist,ohne dass es zu ~rundsätzlichen Svstemum- 
nachhaltigen Reform der Gesetzlichen Krankenver- 
sicherung (GKV) sind folgende Strukturelemente 
der geplanten Gesundheitsreform zu begrüßen: 

ii Der Erhalt und weitere Ausbau des Leistungs- 
kataloges der GKV; 

ii dieErhöhung derWirtschaftlichkeit im Arznei- 
mitteimarkt durch verstärkte Kosten-Nutzen- 
Analysen unddieMöglichkeit der Ausschreibung 
bei Hilfsmitteln; 

ii der Ausbau der Prävention und der integrierten 
Versorgung; 
dieweitereÖffnungderKrankenhäuserfürdie 
ambulanteVersorgung; 

ii dieleistungsgerechteHonorierungfürÄrzte,die 
das intransparente Punktesystem ablösen soll. 

- 
Stellungen kommen muss. 

Positiv ist weiterhin, dass alle Personen ohne 
Absicherungim KrankheitsfalleineRückkehrmög- 
lichkeit in ihrejeweils letzte Krankenversicherung 
erhalten sollen. Die PKV wird hierfür einen dem 
Leistungskatalogder GKVentsprechenden Basis- 
tarif zu bezahlbaren Prämien anzubieten haben, 
bei denen es allerdings keine Diskriminierungen 
z. B. nach Geschlecht und Alter geben darf 

Klargestelltwerden mussauch,dassessich 
nicht nur um das Recht aufeine Kranken- 
versicherung, sondern um eine Versiche- 

rungspflicht handelt.Weiterhin ist zu definieren. 
vonwem die Prämienzahlungen im Fallevon Bedürf- 
tigkeit der zuversichernden erfolgen. 

rpw 611006 
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Positiv können auchvergrößerteWahlmöglich- 
keiten derversicherten innerhalb der GKVgesehen 
werden. Kritisiert wird jedoch die Aufweichung 
desSachleistungsprinzipsderGKVdadurch,dass 

, Versichertejederzeit auch im Einzelfall die Kosten- 
erstattung wählen können. Es besteht die große 
Gefahr, dass Patienten von Leistungserbringern 
in die Kostenerstattung gedrängt werden. Pati- 
enten bleiben dabei auf Kosten sitzen, weil die 
an ihnen erbrachten Leistungen über das medizi- 
nisch notwendige hinausgehen,dasdie Kranken- 
kassen erbringen.Unverzichtbar ist, dass diever- 
pflichtung der Krankenkassen zur Beratung über 
die Konsequenzen des Kostenerstattungsprinzips 
gegenüberihrenversicherten erhalten bleibt. Nach 
dem gegenwärtigen Stand ist die bisherige Bera- 
tungspflicht nämlich ausdrücklich aufgehoben. 

langfristiger Sicht und die konzeptioneileVerwen- 
dunedieser Steueriinanzierung konntenvon den 
Vertragspartnern noch nicht vorgelegt werden. 

Auch in anderen zentralen Punkten ist die 
vorliegendeVereinbarung hinterden zwin- 
genden Erfordernissen der Zukunftzurück 

geblieben. Das Vertragsmonopol der Kassenärzt- 
lichenvereinigungfürdie SichersteliungderVer- 
sorgungim ambulanten Bereich bleibt bestehen. - 
EineausGründenderGerechtigkeit undderfinan- 
ziellen Stabilität gebotene finanzielle Einbezie- 
hungder PKV in das Gesamtsystem der Kranken- 
versicherung konnte nicht durchgesetzt werden. 
Die Privaten sollen nach wie vor nicht in das Soli- 
daritätsprinzip der Krankenversicherungeinbezo- 
gen werden. 

. - .- . - . . . . . . . -. 
- 

0 Was widersprüchlich und kontra- m"' 
produktiv bleibt! 3 1 i, 

Unabhängigvon diesen positiven Reform- 
!-.@ 

schritten hat sich bei denVerhandlungen 
gezeigt.wiewenigdassozialdemokratische I ..&? 

, , 
le und Privatisierunevereinbar sind. 

DiePariamentarischeLinkeinderSPD-Bundes- 
tagsfraktion erwartet, dass auch gegenüber der 
Bevölkerungundaiien BeteiligtenamGesundheits- 
Wesen deutlich gemacht wird,was zwischen SPD 
undCDU und CSU inderGroßen Koalition streitig 
ist und nicht zueinem positiven Ergebnisgeführt 
werden konnte. Insbesondere hinsichtlich der Fi- 
nanzierungderGKVgabund gibt eszwischenden 
Vertragspartnern der Koalitionsparteien erheb- 
liche Differenzen. Eine zweite steuerfinanzierte 
Einnahmesäule konnte nur in unzureichendem 
Umfang erreicht werden. Die vorgesehenen j Mrd. 
Euro für 2009 fallen sogar hinter die derzeitige 
Steueriinanzierung in Höhe von 4.2 Mrd. Euro zu- 
rück. Belastbare Aussagen und Verhandiungser- 
gebnisse überdie FinanzierungderMittel biszum 
Jahr2009 und darüber hinaus,denangestrebten 
Umfang der Steuerfinanzierung aus mittei- und 

Was am Gesundheitsfonds problema- 
tisch ist! 

Als besonders problematisch sehen wir 
schließlichdie EinführungdesGesundheits- 
fonds mit demzweigeteiltenVersicherungs- 

beitrag an,der von konservativer Seite praktisch 
zum Schlüsselprojekt dieser Reform erhoben wur- 
de. Die Parlamentarische Linke in der SPD-Bundes- 
tagsfraktion hat hierzu schon im April 2006, als 
dieser Fonds erstmals durch den CDU-Fraktions- 
vorsitzenden Kauder in die Debatte gebracht wur- 
de, sehr kritisch Stellung bezogen. Diese Kritik 
sehenwirsowohlvom Grundsatzwievon wesent- 
lichen Details, wie sie jetzt vereinbart wurden, 
noch nicht ausgeräumt. sondern im Gegenteil 
bestätigt und mit zusätzlichen offenen Fragen 
belastet. 

t 
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Statt dessen steht die Einführung eines 
Gesundheitsfonds im Zentrum. Mi t  ihm 
sollen vor allem zwei Ziele erreicht werden: 

EinewirtschaftlicheVerwendungdesBeitragsaus 
Steuermitteln und ein vereinfachter und verbes- 
serter Risikostrukturausgleich. Beide Ziele sind 
berechtigt.können aberunbürokratischundschnell 
auch ohne Fonds erreicht werden. Wir weisen 
darauf hin: Die Einführung eines morbiditätsori- 
entierten Risikostrukturausgleichszwischenden 
Kassen ist bereits im Deutschen Bundestag be- 
schlossen worden und könnteauch ohnedieneue 
Konzeption desGesundheitsfonds umgehend ein- 
geführt werden. 

Umsowichtiger istes,das Konstruktdes Fonds 
unter zwei Gesichtspunkten kritisch zu hinterfra- 
gen und zu analysieren. 

- 
Zumeinen mussesdabei umden Anspruch der 

größeren Effizienz undTransparenz,der Entbüro- 
kratisierung und der Praktikabilität gehen. Nach 
dem jetzigen Erkenntnisstand haben wir große 
Zweifel daran, dass diese Ansprüche durch die 
vorgeschlagene Konstruktion tatsächlich eingelöst 
werden können. 

Es steht vielmehr zu befürchten.dass es hier 
umfangreiche Doppelverfahren und Zusatz- 
verwaltungengibt,z.B. beim EinzugdesZusatz- 
beitrags. 
Allein die Einrichtung und die Pflegedes Fonds 
belastet finanziell zusätzlich die Krankenver- 
sicherung und ein wichtigerTeil der Selbstver- 
waltung in den Krankenversicherungen wird 
entscheidend geschwächt. 
Auf der anderen Seite führt der Verlust der 
Beitragssatzhoheitder Krankenkassen zueiner 
paradoxen Situation,denn das BMG, das den 
Beitragssatz künftig festsetzen soll, hat selbst 
keinen Einfluss auf Menge und Art der Leis- 
tungen. Zudem ist nicht geklärt, wie die Ent- 
schuldungder Krankenkassen bewerkstelligt 
werden soll. 

Der zweitezentraleGesichtspunkt richtet 
sich auf die Frage der Gerechtigkeit und 
der nachhaltigenSicherungvonSolidarität 

in der Krankenversicherungals zentralemTeil des 
sozialen Modells Deutschland.Dasvorgeschlagene 
Modell siehtvor,dass Krankenkassen,diemit den 
Fondsmitteln nicht auskommen, pauschale oder 
einkommensbezogeneZusatzbeträgevondenVer- 
sicherten erheben sollen.Auch wenn die Zusatz- 
prämie an eine Härtegrenze von einem Prozent 
desjeweiligen Haushaltseinkommensgebunden 
sein wird, belasten dieseZusatzbeiträge in Zukunft 
einseitig dieversicherten mi t  ihren Einkommen, 
während die Arbeitgeber mit ihrem Anteil bei 
diesem Zusatzbeitragfreigestellt sind. Die Parität 
wird damit weiter ausgehöhlt. Das Gewicht von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern gegenüberder 
Seite der Kostenträger wird weiter geschwächt; 
die Arbeitgeber sind tendenziell aus ihrem Inte- 
ressean Prävention,exzellenter Behandlungund 
Effizienz weiter entlassen. 

Der Zusatzbeitragdrängt den Wettbewerbzwi- 
schen den Krankenkassen damit weg von einem 
Wettbewerb um die bessereQualität hin zu einem 
Wettbewerb um einkommensstarke Mitglieder 
bzw. zwingt die Kassen in eineVerschlechterung 
ihrer Leistungen. Eine Krankenkasse mit vielen 
geringverdienenden Mitgliedern kann ihren Haus- 
halt durch den Zusatzbeitrag nicht sanieren. Da 
die Zusatzbeiträge nicht in den Finanzausgleich 
der Kassen einbezogen sind,ist für die Kranken- 
kassen entscheidend.ob sie in Zukunft die Zahl 
ihrer einkommensstarken Mitglieder erhöhen 
kann. Damit wird aber eine Orientierung ent- 
scheidend verstärkt,die nicht die Qualität derver- 
sorgung, sondern die Bonität der Mitglieder ins 
Zentrum rückt. 

Wennder Fondseinmal installiert ist,wird 
nach dem vorgelegten Modell auch der 
geteilte Beitrag irreversibel und schwebt 

die unbegrenzte zusätzliche Kopfpauschaleoder 
der prozentuale Zusatzbeitrag ohne Sozialaus- 
gleich wie ein Damoklesschwert über dem solida- 
rischen Gesundheitssystem.Die Konstruktion,dass 
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dieRegierung überden Grundbeitraginden Fonds 
für allegesetzlich Versicherten zu entscheiden hat. 
trägt im übrigen die politische Logik in sich,dass 
eine Begrenzungdes Zusatzbeitrags nicht lange 
halten wird und eine Erhöhungdes Zusatzbeitrags 
in jedem Falle wahrscheinlicher ist als eine Erhö- 
hungdesGrundbeitrages.Je höherdiezusatzbei- 
träge in Zukunftallerdings steigen werden, um so 
attraktiverwirddieprivate Krankenversicherung. 
Essteht deshalbzu befürchten,dassder Fondsan 
ersterstelledie PKVstärkt und dieGKVschwächt. 

Was uns wichtig ist! 

Um so wichtiger ist aus Sicht der Parlamenta- 
rischen Linken inder SPD-Bundestagsfraktion die 
Klärung und Sicherstellungeinigerzentraier Punk- 
te durch das Anhörungsverfahren, die weitere 
fachliche Beratung und die Anschlussverhand- 
lungen und parlamentarischen Beratungen. 

1. 

Es mussein umfassender und zielgenauer morbi- 
ditätsbezogener Risikostrukturausgleich eingeführt 
werden.der in der Lage ist.das Krankheitsgesche- 
hentatsächlichabzubilden.Es mussgewährleistet 
sein.dassgrundsätzlichsowohlalle behandlungs- 
bedürftigen chronischen Erkrankungen einbezo- - 
gen werden, insbesondere auch die Kosten der 
Rehabilitati~n~aber auch teureakute Krankheiten 
mi t  schwerwiegendemverlauf. 

2. 

Aufdie Einführungdes unsozialen Zusatzbeitrags 
in derverabredeten Form mussverzichtet werden. 
GeradeGeringverdiener, Hartz-IV-Empfänger,Rent- 
ner.HeimbewohneroderStudenten werden durch 
die .,8-Euro-Regel" unverhältnismäßig stark be- 
lastet. Der Zusatzbeitrag darf auch bei geringen 
Einkommen i Prozent des Beitragseinkommens 
nicht überschreiten.Auch beim Zusatzbeitragmuss 
der Nachteil der grundlohnschwachen Kassen 
durch einen Ausgleich zwischen allen Kassen er- 
gänzt werden. 
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3. 
Die finanzielle Situation der GKV muss in jedem 
Fall verbindlich verbessert werden. Um dies zu 
gewährleisten.mussdieAbsenkungdesZuschus- 
sesaussteuermitteln rückgängig gemacht werden. 
Ein weiterer Schritt kann sein, nicht eingeplante 
Steuermehreinnahmenfüreinen höheren Bundes- 
zuschuss ZU verwenden: nach 2009 muss die Sta- 
bilisierungder Finanzbasisdanndurchzusätzliche 
Steuereinnahmen gefestigt werden. 

Gerade die Frage der Steuerfinanzierung, 
aber auch ungeklärte Annahmen und Pro- 
jektionen an anderer Stelle wie auch die 

Verschiebungder EinführungdesGesundheitsfonds 
aufdeni.Januar2oognachden Landtagswahlen 
in Hessen, Bayern und Niedersachsen zeigen.wie 
groß die Unsicherheiten undVorbehaltegegenü- 
berdiesem Konzept insgesamt sind.Wirsehen mit 
großerSorge,unabhängigvon den grundsätzlichen 
konzeptionellen Kritikpunkten an dem Fondsmo- 
dell,dass derartige massive Strukturveränderung 
ohne ausreichende Präzisierung undTransparenz 
der Eckdaten.ohne hinreichende Sicherheit und 
Effizienz der organisatorischen Abwicklung und 
ohne Verlässlichkeit der einzelnen Maßnahmen 
vorgenommen werden sollen.An einem Kranken- 
versicherungssystem für 80 Mio.Versicherte darf 
abernicht nachdem PrinzipvonVersuchund Irrtum 
herumoperiert werden. Wir regen deshalb m i t  
großem Nachdruckan,eineendgültige Inkraftset- 
zungeiner solchen großen Strukturreform durch 
den Fonds.die derzeit für den i.ii.2008 bzw.den 
i.i.zoogvorgesehen ist,erst nach einer Überprü- 
fungin Bezugaufdas Eintreten unddieGarantie 
bestimmter erwarteter Effekte der Eckpunktedes 
Fondsmodells endgültig vorzunehmen. 

Hierzu sind als Kriterien,die zum August 
2008 ZU erfüllen sind, insbesondere zu 
nennen: 
1) Ein plausibles Konzept für die stärkere Steuer- 

finanzierung der GKV. 
2)  Es muss gewährleistet sein, dass der morbi- 

ditätsorientierte Risikostrukturausgleich voll 
funktioniert.Maßstabdafürist dervorschlag 

b 
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der Gutachter des BMG. Es muss sichergestellt 
sein.dass das Umverteilungsergebniszwischen 
Kassen m i t  vielen Gesunden und Kassen mi t  
vielen Kranken nicht mehralszehn Prozentvom 
Ergebnis des Gutachtens abweicht,weil sonst 
die Kassen m i t  vielen chronisch Kranken be- 
nachteiligtwürden.Dassdies beider Beibehal- 
tungdes Schwelienwerts von fünfzig Prozent 
möglich wäre, muss nachgewiesen werden. 

- 3) Der Fonds muss den Beitragssatzder Kranken- 
kassen zum Zeitpunktder Einführungzu min- 
destens hundert Prozent abdecken. 

4) Selbstdann,wenn Punkt3erfüllt ist.mussfür 
zahlreiche Versicherte wahrscheinlich ein Zu- 
satzbeitrag erhoben werden;durch einen sol- 
chen Zusatzbeitragdürfen aber nicht mehr als 
zehn Prozent derversicherten belastet werden. 

5) Für Kassen mit niedrigem Grundlohn,dieeinen 
Zusatzbeitrag erheben müssen. mussdurch den 
Fondsein Ausgleich für ihreGrundlohnschwä- 
che gesichert sein. 

Erläuterung: 

Selbst wenn der Gesundheitsfonds den 
durchschnittlichen Beitragssatzder Kran- 
kenkassen zu ioo  Prozent abdeckt, müssen 

bei Einführungdes Fonds zahlreicheversicherte 
einen Zusatzbeitrag (kleine Kopfprämie oder pro- 
zentual) bezahlen.Dasliegt daran,dassder Fonds 
den Krankenkassen mit vielen jungen und gesun- 
denMitgliedern mehrGeldzuweistalsdieseüber- 
haupt benötigen. Ein Teil dieser Mittel  wird von 
den hier betroffenen Betriebskrankenkassenandie 
Versicherten wieder zurückerstattet. Im Gegenzug 
fehlen den AOKen. den Ersatzkrankenkassen mit 
vielen chronisch Kranken und einigen Betriebs- 
krankenkassen Mittel,da siemit denZuweisungen 
ausdem Fondsalleinenichtauskommen werden. 
Somit müssen diese Kassen,obwohl der Fondsdie 
Kosten der Krankenversicherung zu hundert Pro- 
zent abdeckt. bei seiner Einführung bereits Zusatz- 
beiträgeerheben. 

rpw 612006 
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Literaturschau I von  F ~ I ~ X  wdti 

Gesundheitspolitik hat unsere Zeitschrift 
für sozialistische Politik und Wirtschaft 
(spw) immer wieder beschäftigt. Heute 

noch lesenswert sind die Schwerpunkte in spw 
53 (1990) und s p w i 2 ~  (zoo2),der Grundsatzartikel 
von Horst Peter, Rene Röspel und Roif Rosenbrock 
in spw 117(2001).die Kritikder Rürup-Vorschläge 
durch Rolf Schmucker in spw 131 (2003). sowie 
die Beiträgevon Christoph Butterwegge,Jörg Deml 
undThomasSpies zur Bürgerversicherung in spw 
141 (Nachbestellungen beim Verlag). 

2003 ist das Hefti32,,Gesundheit im Neolibe- 
ralismusUder Prokla (VerlagWestfälisches Dampf- 
boot) erschienen. Der Argument-Verlag bringt - 
zweimal (!) im Jahr-dasJahrbuch für Kritische 
Medizin (JKM)".jeweils zu einem Schwerpunkt- 
thema,sodie letzten drei zu,,Patientenbeteiligung 
im Gesundheitswesen",.,Disease-Management- 
Programme" und „Demenz als Versorgungspro- 
blem".Das nächsteJKM ist angekündigt mitdem 
Titel ,,Geld im Gesundheitswesen". 

Lesenswerte Sammelbände unterschied- 
licher Herausgeberzu verschiedenen Aspek- 
ten der Gesundheitspolitik bringtauch der 

VSA-Verlag in kurzen Abständen heraus. so 2004 
von Ursula Engelen-Kefer„Reformoption Bürgewer- 
sicherungMundvon GineElsner,ThomasGerlinger 
und Klaus Stegmüller ,.Markt versus Solidarität 
- Gesundheitspolitik i m  deregulierten Kapitalis- 
mus" sowie ganz neu von Frank Bsirske und Ellen 
Paschke,,lnnovationskraft Mensch -Wie Qualität 
in der Gesundheitswirtschaft entsteht". 

Diesystematische Einführungzur Gesundheits- 
politikvon RoifRosenbrockundThomasGerlinger 
ist 2006 in 2.Aufl. (Verl. Hans Huber) erschienen, 
das Lehrbuch von Leonhard Hajen. Holger Paetow 
und Harald SchumacherzurGesundheitsökonomie 
(Kohlhammer Verlag) in 3. Auflage. Hans Uirich 
Deppes grundsätzliche Kritik,,Zursozialen Anato- 
mie des Gesundheitssystems" ist 2005 in 3.Aufl. 
imVAS-verlag erschienen. Eher rep~rtagehaft~aber 
sehr lesenswert ist OliverTolmeins Buch ,,Keiner 
stirbtfürsichallein-5terbehilfe.Pflegenotstand 
und das Recht auf Selbstbestimmung" (C. Bertels- 
mann.2006). 

Viele Hintergrundinformationen bieten die 
Berichtedes Sachverständigenrates zur Be- 
gutachtung der Entwicklung im Gesund- - 

heitswesen,die als Bundestagsdrucksachen aus 
dem internet heruntergeladen werden können 
(zuletzt: B T - D r u c k s . ~ / ~ 6 ~ o . i ~ / ~ ~ o . i ~ / ~ 6 6 o , i ~ / ~ 6 6 i .  
1416871) sowieder Enquete-Kommissionen.,Recht 
und Ethik der modernen Medizin" (BT-Drucks. 
14Igo20) und ,.Ethik und Recht der modernen 
MedizinC'(BT-Drucks.i5/5g80).0bwohl der Bericht 
der1s.WPnureinevorzeitigabgebrocheneArbeit 
dokumentieren kann, regt er zu weiterer Diskus- 
sion an. Deutlich wird,dass eine Fortsetzung der 
Enquete sinnvoll gewesen wäre.Unterdergroßen 
Koalition wurdedas unbequeme Gremium nicht 
fortgeführt. 

Weder interessante Fachzeitschriften noch In- 
ternetseiten können hier vollständig aufgelistet 
werden. Exemplarisch genannt werden können 
.,Gesundheit und Gesellschaft" (AOK-Bundesver- 
band) und dievon Bernard Braun betreute Inter- 
netseite:„www.forum-gesundheitspolitik.de". W 

C+ PD Dr Felox Weiti. Mitglied im rpw~Arbeitrauirrhurr, lebt und 
arbeitet in Lubbeik. 
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1 Kinderspiel Kapitalismus -,,Zurückbleiben!" 
B. 

von Alexandra Krarnm 

DieBerlinerVerkehrsbetriebe(BVG) wollen 
im nächsten Jahrdie Preise erhöhen. Das 
ist keine besonders ungewöhnliche Nach- 

richt. Diestun sie regelmäßig,zuletzt im April 2004 
und August 2oog.GanzeinmaligaberistdieArgu- 
mentation der BVG, wenn nach der abschrecken- 
den Wirkung von Tariferhöhungen gefragt wird: 
Die Steigerung der Fahrgastzahlen kann ,.nicht 
das Oberziel" einesverkehrsunternehmens sein, 
so der BVG-Marketingdirektor Tom Reinhold. Es 
folgt einefast lückenlose Beweisführung.Die Fahr- 
gastzahlen seien bei der letzen Preiserhöhung 
..unterproportional"gesunken. Die Wirkung von 
Fahrpreiserhöhungen werde überschätzt.Andere 
Faktoren,etwa Bausteilen,Ticketkontrollen oder 
die WichtzumvorneEinsteigen beiBussen,würden 
viel mehr Kunden abschrecken. 

Diese phantasievollen Interpretationen von end- 
losen Statistiken könnten die Beziehungzwischen 
der BVG und den Berlinern nachhaltigverändern. 
Es ist eine langgepflegte,gegenseitige Hassliebe. 
Geprägt von Inselidentität und Hauptstadtstolz, 
Subventionsabbau und Großstadtmobilität, Ab- 
hängigkeit und Widerstand dagegen. Wer die 
Hauptstadteinwohner nach der BVG befragt. be- 
kommt eine Tirade von Wut über verkürzteTakt- 
Zeiten der Busse,überfüllte Bahnen und überteu- 
erte Fahrkarten zu hören.Trotzdem wissen die 
Berliner,dass es in keiner anderen deutschen Stadt 
einen so gut ausgebauten ÖPNV gibt. Die BVG 
ihrerseits zeigte ihren Kunden Jahrzehnte lang,dass 
Freundlichkeit und Servicedenken indiesem Unter- 
nehmen nur wenig Platz haben. Daran änderte 
sichauch nichts,alsdie befehlshafte Abfertigung 
der Züge beim,,Zurückbleiben!" durch ein ebenso 
herrisches ,.Bitte!" ergänzt wurde. Das Gleichge- 
wicht von Meckern und Motzen war intakt. 

Das könnte sich jetzt ändern. Ab 2008 sinkt 
der Senatszuschuss an die BVG von 310 auf 250 
Millionen Euro.Diese Bedrohung p r ä g  das Den- 
ken des Landesunternehmens. Bei der Einführung 
des vielgerühmten ,,Metroliniennetzes" 2004 
stand die Attraktivität des Nahverkehrs noch voll 
im Mittelpunkt. Das ist jetzt vergessen. Diever- 
kehrsbetriebeziehen alle Register,um ihre Preiser- 
höhung durchzusetzen: von den gestiegenen 
Energiepreisen bis zur hohen Bedeutung von 
,,Finanzkennziffern" gegenüber Fahrgastzahlen. 
Und sie drohen: Das Nahverkehrsangebot, wie 
essich der Berliner 5enatwünscht.seidann nicht 
mehr möglich. so BVG-Chef Andreas Sturmowski. 

Dennoch konnten sie sich bis jetzt gegen 
die Politik nicht durchsetzen.Das Konzept 
soll überarbeitet werden.Dafürwurdeauch 

schon die Marktforschung bemüht. Die Berliner 
seien ..stark preissensibel". EineVerteuerung der 
Preise um acht Prozent würdesieben Prozent der 
Kunden abschrecken.Auch kein überraschendes 
Ergebnis.Am Endewerdendie Preisewohl steigen, 
eben nurwenigeralsvon der BVG gewünscht.Und 
in einigen Jahren wiederholt sich diesesverhand- 
lungsrituai. 

Was bleibt? Ein schönes Beispiel, um die 
Funktion staatlich subventionierter Mono- 
pol-Unternehmen zu studieren. Und der 

Eindruck eines planlosenVerkehrsunternehmens, 
dem volle Kassen wichtiger sind alsvolle Bahnen. 
Eineziemlich kurzfristige5trategie.frei nachdem 
Alt-Berliner-Motto:.,Schad meene Elternja nischt, 
wenn mirdeHändefriern.wat koofen semirkeene 
Handschuhe." 
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Die letzte Cerd-Show: Mehr Flop als Pop 

I von  Björn Böhn ing  und Lars Kl ingbei l  B B  

Das politische Berlin stand still. Altkanzler nomischeZusammenhängefastgänzlichaus.Man 
Schröder legteseine Biografievor.,,Die bestePR- mag es kaum glauben, aber vermutlich wurde 
Kampagneseit HarryPotterm(BelaAnda)zogihre auch die Agenda 2010 genau so zusammenge. 
Kreise. Inszenierung überwog dabei eindeutig hämmert.DurchdieBlumegibtSchröderalsodoch 
die Substanz. ,,Scheidungen" - so betitelte die eine Erklärung. warum die Agenda-Politik direkt 
Zeitschrift ,,Titanicm das Buch Schröders - wäre in die Neuwahlführen musste und dieSPDeines 
vielleicht der treffendere Titel gewesen, denn 
Schröders politische Laufbahn warja stetsgeprägt 
von Scheidungen in der Politik. So wie die große 
Mehrheit der Enkel auch. hieß dies. sich von der 
Partei zu den eigenen Gunsten zu scheiden, sei 
es ideell (Schröder), personell (EngholmlSchar- 
ping) oder politisch (Lafontaine). 

Aus popkultureller Sicht waren die Enkel 
prägend für die Partei.Alle haben sie etwas 
Liebenswürdiges.etwasVerachtenswertes, 

irgendwie kann man sich an ihnen reiben. Bis ins 
hohe Rentenalter bekämpfen sie sich selbst. Der 
bisher letzteVorhang ist gefallen:SchrödersAbrech- 
nung mit den Weggefährten seiner Generation. 
Übersetzt in der Kritik an Gewerkschaftsbossen 
seines Altersoder nicht näher genannten Genos- 
senausdem Saarland,Hessen und Niedersachsen 
-mithin wohl auch seine Generation. 

,,Mirgeht es in meinem Buchvor allem umdie 
Erklärungvon sieben Jahren rot-grüner Politik in 
Deutschland und ihrer Vorgeschichte." So steht 
es im Vorwort. Und es ist wahrlich eine Aufgabe. 
denn offenbar gab und gibt es viel zu erklären. 
Schröders Biografie ist ein Buch, das man von 
hinten liest: Zuerst das Namensverzeichnis. An- 
schließend folgten die provokanten Buchkapitel. 
Wer dann noch gefesselt ist. wird auch den Rest 
desBuchesverschIingen.Erklärungen,warum rot- 
grüne Regierungspolitik sich wendete und wen- 
detestetsaufder Suche nach Heilmittelnfüreine 
Republik im Konjunkturtief, sucht man aber ver- 

der schlechtesten Ergebnisse in der Nachkriegszeit 
einfuhr. Die Agenda-Politik steht dabei nicht nur 
füreine problematische Politik,sondern auch für 
einen Stil des politischen Geschäfts,der der SPD 
in vielenTeilen die Substanz genommen hat. 

Zum Schluss bleibt die Frage, in welchem 
Zustand eigentlicheeine Republik ist.wenn 
siesichgut zwei Wochen mit altbekannten 

T 
Theseneines Altkanzlers beschäftigt,und esnicht 
wenige gibt,dieauch öffentlich noch darauf ein- 
gehen?! Es ist die Faszination des Berliner Ufos 
von Medien,Politik und Consultingan ihrerselbst, 
eine Nabelschau ganz besondererArt.Esistwahr- 
lich Pop,wennvor 3ooakkreditiertenJournalisten 
Gerhard Schröder sein Buch marktgerecht vor- 
stellt. 

Dieser MedientypSchröder reizt.Er ist dieDia- 
lektik in Men~chengestalt~die die Faszination des 
Politikbetriebssichertund heutigePolitik kulturell 
überlebensfähig macht. insofern laufen sie alle 
verschämt zu Dussmann. legen 25 Euro auf den 
Ladentisch und ziehen mit derschröder-Biografie 
von dannen. Politik in Berlin: Mehr Flop als Pop. 
Für die Nachenkel-Generation sollte dies mehr 
Herausforderungalsvorbiid sein. In diesem Sinne: 
Danke Gerd. mach's gut! W 

geolcn Das BJcn ist ganz 6anzieramt -wen  g 
C+BjoinBohn'ng. . i ~8 . roenr i r  l i i n o r i  rol 1ßri n 

DeJrwn anoEs D enoet gese scnafi cneJnaoro- ~ . . ~ . ~ n i ~ ~ b ~ , .  nu.q,:t, 
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Stichwort: 
Weihnachtsgeld 

Bei guten Geschäften mehr, 

in der Krise weniger 

Foto wwwphatocaiede 

In den meisten Wirtschaftszweigen sehen die DietariflicheJahressonderzahlung(.,Weih- 
geltenden Tarifverträge ein Weihnachtsgeld vor nachtsgeld") hängt mittlerweile in vielen 
Es wird überwiegend als fester Prozentsatz vom Branchenvon derwirtschaftlichen Lageab: 
Monatseinkommen berechnet. Die Höhe fällt je Geht esdem Unternehmengut, kanndertarifliche 
nachTarifbereich sehr unterschiedlich aus.Ein im Mindestanspruchaufgestockt werden.gehendie 
Veraleich hohesweihnachtsgeld (normalerweise Geschäfteschlechter, kann die Sonderzahlungab- - 
95 bis i o o  Prozent; zu den ergebnisabhängigen gesenkt werden. Das zeigt eine Auswertungvon 
Korridoren siehe unten) erhalten unteranderem Tarifverträgen aus 23 Branchen durch dasiarifar- 
dieBeschäftigtenimBankgewerbe,inderSüßwa- chivdesWirtschafts-undSozialwissenschaRlichen 
renindustrie und in der westdeutschen Chemie- Instituts (WSI) in der Hans-Böckler-Stiftung: 
industrie.95 Prozent bekommen Beschäftigte in 
derDruckindustrie.Darunterliegenunteranderem So kann in der westdeutschen chemischen 
deröffentliche Dienst (Gemeinden West) mit rund Industrie die tarifliche Sonderzahlungvon 95 
82 Prozent.die Bereicheversicherungen (So Pro- (Ost: 65) Prozent einesMonatsentgeltsjenach 
zent). Einzelhandel (West) (62,5 Prozent) sowie wirtschaftlicher Lagezwischen 80 und 125 (Ost: 
Metallindustrie (West) (55 Prozent). 50195) Prozent schwanken. 

Invielen Bereichen haben die Beschäftigten in Im Bankgewerbe liegt dieser Korridorzwischen 
den neuen Ländern mittlerweile gleichgezogen. 90 und izo Prozent.Wenn nichts anderesver- 
Wenigerals ihre Kolleginnen imWesten erhalten einbart wird,erhalten die Beschäftigten i o o  
dieOst-Beschäftigtenz.B.inden BereichenChemie Prozent eines Monatsentgeltes. 
(65 Prozent). öffentlicher Dienst (Gemeinden. rd. 
62 Prozent) undMetallindustrie (50 Prozent).Kein In der Süßwarenindustrie kann das tarifliche 
Weihnachtsgeld erhalten unter anderem die Be- WeihnachtsgeldvonnormalerweiseiooProzent 
schäftigten im ostdeutschen Bauhauptgewerbe. zwischen 80 und 120 Prozent variieren. 

rpw 612006 
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In der Holz und Kunststoff verarbeitenden Indu- 
strie Westfalen-Lippe kann diesonderzahlung 
von 57.5 Prozent um 20 Prozentpunkte herauf- 
oder herabgesetzt werden. 

In vielen Branchen gibt es zudem tarifliche 
öffnungs- und Härtefallklauseln. wonach die 
Jahressonderzahlung gekürzt oder gestrichen 
werden kann, so unter anderem in der Metallin- 
dustrie, Druckindustrie.Textilindustrie und im 
Einzelhandel. 

Zumeist müssen die Betriebe im Gegenzug 
auf betriebsbedingte Kündigungenverzich- 
ten. Diese auf Betreiben der Arbeitgeber 

eingeführteVariabilisierungdestariflichen Weih- 
nachtsgeldes setzt entwederfreiwillige Betriebs- 
vereinbarungen oder aber die Zustimmung der 
Gewerkschaften voraus. .,Damit soll verhindert 
werden.dassdie Betriebe die Beschäftigten ohne 
Not unter Druck setzen" so der WSI-Tarifexperte 
Dr Reinhard Bispinck. .,Während tarifliche Min- 
destansprücheaufWeihnachtsgeld also im Regel- 
fall gesichert sind. können freiwillige betriebliche 
Sonderzahlungen sehr viel leichter rückgängig 
gemacht werden." 

Tarifvertraglich festgeschriebenes 
Weihnachtsgeld darf nicht gekürzt 
werden 

Das in Tarifverträgen festgeschriebene 
Weihnachtsgeld darf nicht vom Arbeitge- 
bergekürzt werden.Zahlt der Arbeitgeber 

einem tarifgebundenen Beschäftigten weniger als 
tarifvertraglichfestgeschrieben.soverstößt erge- 
gendenTarifvertrag.Beschäftigtesollten hier über 
den BetriebsratlPersonalrat oder dieGewerkschaft 
den Sachverhalt klären. Erfolgt keine Zahlung, 
kann vordem Arbeitsgericht geklagt werden.Auch 
eingekündigterTarifvertragzum Weihnachtsgeld 
entbindet nicht von der Zahlung. 

Komplizierter ist die Lage,wenn der Arbeit- 
geber ein höheres Weihnachtsgeld zahlt 
als der Tarifvertragvorschreibt. Der über- 

tariflicheTeil ist vor Eingriffen weniger geschützt. 
Streichung oder Kürzung ist möglich. wenn der 
übertarifliche Teil mit dem Vorbehalt des Wider- 
rufs oder als freiwillige Leistung gezahlt wurde. 
Wurde das Weihnachtsgeld ohnevorbehalt über 
mehrere Jahre gezahlt, besteht eine betriebliche 
Übung undeineStreichungoder Kürzungist dann 
grundsätzlich nichtzulässig(LAG Rheinland-Pfalz, 
AZ:i Sa 1116103). 

Eine Kündigung des Weihnachtsgeldes per 
Aushang am Schwarzen Brett braucht nicht 
hingenommen zu werden (Bundesarbeitsge- 
richt AZ:ioAZR 69/96). 

D Weihnachtsgeld steht auchTeilzeitbeschäftig- 
ten ZU (anteilig im Verhältnis der Arbeitszeit 
zurvollzeitbeschäftigung). - 

D Ist das übertariflicheweihnachtsgeld Bestand- 
teil einer Betriebsvereinbarung. kann es nur 
gestrichen oder gekürzt werden, wenn der 
Arbeitgeber die Betriebsvereinbarungfristge- 
recht kündigt und diese nicht nachwirkt. 

Bleibt die Frage: Kann das übertarifliche Weih- 
nachtsgeld auch mit der nächsten Lohnerhö- 
hungverrechnet werden? Dieses ist nicht mög- 
lich. wenn es alseigener Lohnbestandteil und 
ohnevorbehalt im Arbeitsvertragzugesichert 
wurde. 

Insgesamt istfestzuhaIten:Mansollte beim 
Weihnachtsgeld seinenArbeitsvertrag.Tarif- 
vertrag und die geltenden Betriebsverein- 

barungen genau prüfen. Der Betriebsrat, der Per- 
sonalrat oder dieGewerkschaft können Auskunft 
geben. Gegebenenfalls sollten Ansprüche über 
das Arbeitsgericht eingeklagt werden. 

Quclie~WSI-Tarifarihiv,www.bbbbkIe~.dd.Hinderichau~hweitere 
Informationen zum Thema 
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Personalentwicklung Erstens i s t  der Begriff der.,Personalentwick- 
lung" (PE)ein ausderWirtschaft stammen- 

in der SPD? derAusdruck,derin derOrganisationsform 
von Unternehmenverankert ist und mitdemokra- 
tischen Prozessen nichtszu tun hat.Diegeförder- 

Eine notwendige, aber nicht ten Mitarbeiterlnnen werden in der Regel genau 
soviel beteiligt.wiees den Unternehmenszieien 

ausreichende Perspektive dient,die selbst häufig unabhängig gesetzt wer- 
den. In der SPD als einer demokratischen Partei 

von Tobias Gornbert  und Organisation passt dieseOrganisationsform 
also nicht-was nicht heißt,dass nicht auch in der 

B. SPDdieMöglichkeitfür Parteimitglieder bestehen 
müsste,sich zu entwickeln.Aberdie Beteiligungs- 

,Die SPD ist traditionell die Partei, die Bil- 
dungsarbeit aus ihrer Geschichte in der 
Arbeiterbewegung heraus begreift und da- 

rauf besonderen Wert auf Beteiligung legt.'So hat 
sich die Sozialdemokratie langeverstanden und 
die Tradition gepflegt. Aber stimmt dieser Satz 
heute wirklich noch? Wenn nun in der SPD die 
Diskussion um Bildungsarbeitwieder neugeführt 
wird.so i s t  dasein richtiges und wichtigesSignal. 
Dabei bildet der Begriff ,,Personaientwickiung" 
einen schillernden neuen Kulminationspunkt.der 
offenbar nun den Begriff der Bildungsarbeit er- 
gänzen oder sogar ersetzen soll. Ich bezweifle 
aIlerdings,dassder Begriff..Personalentwicklung" 
für die Bildungsarbeit der Partei als Begriff und 
der dahinter stehendeAnsatzfür die Partei sinn- 
voli ist. Für meine Skepsis gibt es zwei Gründe 
und ich möchteeinen AufrufzurZusammenarbeit 
anschliei3en: 

formen und die Rückbindungin der Organisation 
sind notwendig anders. Ein verkürzter Personal- 
entwicklungsbegriff schadet eher. Hans-Joachim 
Olczyk hat berechtigtermaßen darauf hingewie- 
sen (spwi~i.~oo6),dassauch in wirtschaftlichen 
Prozessen einestrategische Personalentwicklung 
prinzipiell mitdenVeränderungsprozessen inder 
Organisation zusammenhängt. Dies wird aller- 
dings durch die Verengung auf einen Personal- 
entwicklungsbegriff vermieden. 

Therei: Politische Personalentwicklung und de- 
mokratische Beteiligung und Organisationsent- 
wicklung müssen in der Partei zugleich bedacht 
und bearbeitet werden. 

Zweitensgeht das Modellder Personalent- 
wicklungandem Kernpunktder Bildungs- 
arbeitvorbei,wennsiealleinden politischen 

Nachwuchs so schulen will,dass er politische Funk- 
tionen übernehmen kann. Vielmehr gilt es, sich 
von der Verengung durch drei Fragen für die Bil- 
dungsarbeit, aber auch in der Bildungsarbeit zu 
befreien: 

Weiche politischen Ziele wollen wir mit der 
Bildungsarbeit,abervorallem durch und inder 
SPD entwickeln und durchsetzen? 
Wie wollen wir uns und andere Parteimitglie- 
der beteiligen? 
Welche Bildungsangebote machen wir,umdie 
politischen Ziele und diedemokratische Beteili- 
gung zu ermöglichen? 
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Therez: Bildungsarbeit in der SPD muss politische 
Zielfindung und Beteiligungvon Parteimitgliedern 
durch Angebote unterstützen. 

Mi t  der Programmdebatte haben wir für 
die Bildungsarbeit ein politisches Feld, in 
dem wir politische Zielfindung. Personal- 

entwicklung und demokratische Organisations- 
entwicklungverbinden können.Ein solcher Kristal- 
lisationspunkt ist für die Bildungsarbeit gut. ist 
aberaucheineHerausforderungfürdieProgramm- 
diskussion. Wenn ich in den letzten Monaten in 
Unterbezirke.Arbeitsgemeinschaften und Ortsver- 
einen in der SPD oder bei den Jusos war, konnte 
ichfeststellen,dass der Wunsch groß war,die po- 
litischen Zieleder SPD in neuen Zeiten des gegen- 
wärtigen Kapitalismus zu diskutieren und sich 
einen,,inhaltlichenOrientlerungsrahmen"fürdie 
eigene politische Arbeit zu erarbeiten.Auch wenn 
es sich dabei nur um kleine Ausschnitte handelt, 
ist ein solcher..Orientierungsrahmen" notwendig. 
gerade weil die traditonellen Antworten auf die 
Herausforderungendes Kapitalismus nicht mehr 
ausreichen, um unsereGrundwerte umzusetzen. 
Dies setzt auch an den direkten Erfahrungen der 
Partei vor Ort an. 

Dabei geht es alsZiel nicht allein darum,dass 
die Programmdebatte durch viele und vor allem 
inhaltliche Anträge getragen wird. sondern dass 
wirwiederanhandgemeinsamer politischerziele 
die politische Arbeit diskutieren und planen. 

Diese Orientierung an politischer Zielfin- 
dung hängt noch mit einerweiteren Erfah- 
rung zusammen: In der Regel ist der Bil- 

dungsbedarfgeradedann besondersgroß,wenn 
man in die Partei eintritt oder neue Funktionen 
übernimmt.lndieSPDeinzutreten beinhaltet eine 
,,politische Motivation",etwas ändern, etwas be- 
wegen zuwollen.Geradediese Impulse zu verstär- 
ken, ist eine Aufgabe, die in der Bildungsarbeit 
berücksichtigt werden sollte.Wenn neue Genos- 
sinnen undGenossenzu uns kommen,dann beruht 
dasin derRegel aufeinerZustimmungzu unseren 
gemeinSamenCrundwerten und demWunsch,in 
derpraxisfürsiezu arbeiten. Dazu hat die Bildungs- 
arbeit eine besondereVerantwortung. 

Bei Jusos versuchen wir daher, die eigene Posi- 
tionsentwicklung der Unterbezirke durch die Bil- 
dungsarbeit mit konkreten Beteiligungsangeboten 
zu ~nterstützen~seiesin Formvon Zukunftswerk- 
stätten,Planungsworkshopsoder Seminaren zur E- 
Programmdebatte. Die Ergebnisse sollen dann 
auch indie Entwicklungder Position derJusosauf 
Bundesebeneeinfließen,um politische Zielfindung, 
demokratischeOrganisationsentwicklung und Per- 
sonalentwicklung miteinander zu verbinden.Ob 
dieses Konzept aufgehen wird.werden wir dann 
sehen müssen. 

Fazit 

Der Beeriffder..Personalentwicklune" ist schil- 
U " 

lernd und hilft nur unter zusätzlichen Vorausset- 
zungen derdemokratischen Organisationsentwick- 
lung undvor allem der politischen Zielfindungfür 
die Parteiweiter.Das macht die Bildungsarbeit und 
Bildungsplanungfürdiepartei ni~hteinfacher~aber 
auch spannender. Zu wünschen wäre, dass eine 
solche erweiterte Diskussion solidarisch geführt 
wird unddamit nachig88erstmaligauch aufdem 
nächsten ParteitageinePositionierungzur Bildungs- 
arbeit in der Partei erarbeitet wird. Die Bildungs- 
arbeit sollten wir dann dahin holen. wo sie hin- 
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für die Schule 

Bildungspolitische Neuausrichtung der NRW SPD 

von Oliver Kaczmarek M. 

Bis zum Herbst 2007 will die NRW SPD 
ihren bildungspolitischen Kursneu bestim- 
men. Dieser Debatte kommt auch im Hin- 

blickaufdie inhaltliche Profilierungvorder Land- 
tagswah12010 eine besondere Bedeutungzu.Denn 
seit den Ergebnissen der ersten PISA-Studie war 
klar,dassNordrhein-Westfalen beiden Schülerleis- 
tungen hinterden internationalenvergleichslän- 
dern zurücklag und eineauffällig hohe Kopplung 
von sozialer Herkunft und Bildungserfolg aufwies. 

- Trotzdiesereindeutigen Erkenntnisse,hat sichdie 
NRW SPD das nicht getraut. was sich die Genos- 
sinnen und Genossen in Schleswig-Holstein und 

O Im Mittelpunkt: Schülerinnen und 
Schüler! 

In Deutschland wird Unterricht zu häufig noch 
über Lernziele und Inhalte definiert. Passen Lern- 
ziel und Kind nicht zueinander, muss das Kind an 
das System angepasst werden. Die PISA-Siegeraus 
Finnland beschreiben hingegen daszielvon Schu- 
leso:,,Esdarf kein Kind beschämt werden."Etwas 
anders drücken es dieVertreter der erfolgreichsten 
deutschsprachigen PISA-Region ausSüdtirol aus: 
.,Jedes Kind.das an unsere Schule kommt, ist hier 
richtig aufgehoben." So gibt es keine falschen 

jüngst in Berlin ohne weiteres getraut habenals Schülerinnen und Schüler,dieaussortiertwerden 
RegierungsparteivorderLandtagswahIdieeindeu- müssten,sondernaIlenfallsSchulen,dienichtkun- 
tig~~ielPerspektiveGemeinschaftsschulen nach dengerecht arbeiten. 
skandinavischem Vorbild anstelle des bestehen- 
den dreigliedrigen Schulsystems vorzugeben. 

Jedelr erhält ein individuelles 
ZweifellosdarfmandieDebattenichtallein Förderprogramm! 
aufdiesenAspektverkürzen.lm Kern geht 
es vor allem um die Frage, wie Lernen in Schülerinnen undSchülerlernenam bestenvon- 

heterogenen Lerngruppenorganisiert und wie in- und miteinander, die Starken von den nicht so 
dividuelle Lernpfadegestaltetwerden können.Die Starken und umgekehrt. Heterogen zusammen- 
Schulstrukturbildetdafürwiederumeinennotwen- gesetzte Lerngruppen eröffnen individuelle Lern- - 

digen Rahmen (vgl. dazu auch: Gerd Möller, Wer wege.Homogenisierungvon Lerngruppen durch 
kümmert sich um dieStärkungder Schwächsten?, Sitzenbleiben ist dagegen nicht nur Geldverschwen- 
in spw 144). Es geht um eine Schule, die für Ge- dung(jährlich bundesweit ca.850 Mio.) sondern 
rechtigkeit undsozialen Fortschritt einerseits und auch pädagogischerirrsinn.Eine durchgreifende 
eben auchfür herausragende Leistungen sowohl Verbesserung des Lernerfolgs durch Kiassenwie- 
in der Breite als auch in der Spitze andererseits derholung ist nicht feststellbar. 
steht. Diese Begriffe dürfen in der bildungspoli- 
tischen Diskussion nicht getrennt werden.Jedoch 
sollten am Endedie konkretenveränderungen in 
einer neuen,gemeinsamen Schule ganz konkret 
herausgebildetwerden.Im Mittelpunkt steht also 
der Innenausbau der Gemeinschaftsschule: 
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DieTrennung von Sekundarstufe I fließen außerschulische Kriterien darin ein.lnder 
und II Gemeinschaftsschulesolltedieser Übergang hin- 

fälligwerden.DieNotwendigkeit einesabeeflach- - - 
DeutlichzurückgehendeSchülerzahlen werden ten Übergangsergibtsich im Übrigenauchfürden 

für einige Gymnasien und Gesamtschulen die Übergang in die berufliche Ausbi idun~ nach der 
Aufrechterhaltung einer eigenen Oberstufe nur 
noch auf Kosten eines auswahlfählgen Kursan- 
gebotesermöglichen.EinestärkereVerknüpfung 
der Oberstufen würde daher (auch aus Sicht der 
Kommunen) ökonomisch Sinn machen und ein 
differenzierteres Angebot ermöglichen. Die Dis- 
kussion um eine neueschule würdezudem deut- 
lich entzerrt,wenn man den Kampf um exklusive 
Zugänge zum Abitur nicht schon an der Tür zur 
fünften Klasse austrägt. 

Kein Schutzzaun um das Gymnasium 

Wer die Auseinandersetzung mi t  der artikula- 
tionsfähigen Lobby der Gymnasien scheut. setzt 
häufig auf Modelle einer zweisäuligen Schulst- 
ruktur ausGymnasien und Sekundarschulen.die 
alle übrigen Schulformen der Sekundarstufe I zu- 
sammenfasst. Am Ende läuft das auf die Unver- 
sehrtheit desGymnasiums miteiner homogenen 
Lerngruppe hinaus.Folgt man den Apologeten der 
Homogenität von Lerngruppen, so müssten gera- 
de im Gymnasium nach dem Ausleseprozess in den 
ersten Schuljahren die Spitzenkräfteauch Spitzen- 
leistungen bringen.PlSA hatjedochgezeigt,dass 
diese Schüiergruppe im internationalenvergleich 
ebenfalls unter den Leistungen vergleichbarer 
Schülerinnen und Schüleraus integrierten Schul- 
systemen, bleiben. Leistungsstarke Schülerinnen 
und Schülerwerden im bestehenden System also 
auch nichtausreichendgefördert.Auch umderen 
Zukunftschancen geht es. 

Eine Schule für alle, die die Übergänge 
abflacht! 

Der Übergang von der Grund- in die weiter- 
führende Schule erzeugt unproduktive Brüche.2~ 

. . - 
1o.Klasse.Hier liegt eineweitere zentrale Heraus- 
forderungfürdie Gemeinschaftsschule:diefrüh- 
zeitige Einbindung von Inhalten der beruflichen 
Bildung und der Berufsorientierung. 

Schule in der Stadt und im Stadtteil - 
aber nicht nur! 

AktuelldiskutierteModeileverbinden den 
Einstieg in die Gemeinschaftsschule mit 
rückläufigen Schülerzahlen.So kommt ein 

Gutachten des Dortmunder Schulforschers Ernst 
Rösnerzuder Erkenntnis,dassfast überall in NRW 
Standortevon Schulen aller Schulformen der Se- 
kundarstufe I aufgrund zu geringer Schülerzahlen 
gefährdet seien.DieseEntwicklung kann den Ein- 
stieg dazu liefern,dassSchulen unterschiedlicher 
Schulformen in der Sekundarstufe I zunächst or- 
ganisatorisch zusammengeführt werden und all- 
mählich zu einer neuen, integrierten Schulform 
zusammenwachsen. Zwar sollte der Zusammen- 
schlussfürdieVerhältnissevorOrt Möglichkeiten 
der Abstufung und Gestaltung bieten. aber im 
Ergebnis mi t  einer klaren Zielrichtung versehen 
werden und unter Einschluss aller Schulformen 
in Richtung Gemeinschaftsschule geschehen. 

Die Neupositionierungder NRW SPD in der Bil- 
dungspolitikwird sicher zu Widersprüchen führen. 
Doch im Interesse der Zukunftschancen junger 
Menschen müssen diese ausgehalten werden. Die 
NRW SPD muss jetzt klare Konzepte und Ange- 
botefür eine Gemeinschaftsschule vorlegen. Den 
Schritt zurückgibt es nicht mehr.Taktischverwäs- 
serte Kompromissformeln. haben der SPD die 
Wählerinnen und Wählerjedenfallsschon beider 
Landtagwahl 2005 nicht gedankt. rn 

~nsichersind ZL a esem Zeitpdnrt a e Prognosen - - -  
C+ oi "es riczrnaic. - i t  t r3.i .m 5. iri<tirrgri or< irn. 

-her oen angfr srigen Scn~lerfo g ~ n d  2.. starr .ntlroei ,.. in-8 r c r o ,  .. u,5w.rxiq~5nrf han 5.0 
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Rot-Rot ein 

Auslaufmodell? 

Große Koalition regiert auch I I 
in Mecklenburg-Vorpommern 

.W von  Rudolf Borchert  1 I 
Die Landtagswahl vom i7.September brach- 
te eine schwere Niederlage für die SPD, 
auch wenn sie zum dritten Mal hinterein- 

anderstärkste politische Kraftwurde.Abermit nur 
noch 30.2 %der Stimmen verlor sie 10,4 Prozent- 
punktegegenüberzoo2.DieCDU büßte 2,6 Prozent- 
punkte ein und kam auf 28,s %. Die Linkspartei. 
PD5 legte leicht auf i6,8 % zu. Die FDP zog nach 
zwölfJahren mit sieben Mandaten ins Landespar- 
lament ein und erreichte 9.6 %.Die NPD erhielt 
7.3 % und gewann 6.5 Prozentpunkte. Der Wahl- 
erfolg der NPD mit sechs Mandaten ist eine 
Katastrophe für unser Land, aber nach der wo- 
chenlangen Materialschlacht der Rechten keine 
Überraschung. 

DieabsoluteMehrheit im neuen Landtag liegt 
bei 36 Mandaten. Hätten SPD (23 Mandate) und 
Linkspartei.PD5 (13) ihre Koalition fortgesetzt, 
kämen sie auf genau diese Zahl. Die nun vollzo- 
gene Koalition mit derCDU (22) hingegen kommt 
auf 45 Sitze. 

Warum hat die SPD 
die Wahlen verloren? 

Die Landesregierungvon SPD und Linkspartei. 
PDS hat in der letzten Legislaturperiode viele 
notwendige Reformen mi t  hohemTempodurch- 
gesetzt z.B. Hochschulreform,SchuIreform, Kinder- 
tagesstättenförderungsgesetz und Verwaltungs- 
reform (u.a. Kreisgebietsreform). Gleichzeitig 
wurde der Kurs der Haushaltskonsolidierung 
konsequent und erfolgreich durchgesetzt. 2009 

wird erstmals ein Landeshaushalt ohne Neuver- 
schuidungmöglichsein.Damit verbunden waren 
aber eine Reihe unpopulärer Entscheidungen. 

DiegrößteHerausforderung-diewirksame 
und nachhaltige BekämpfungderArbeits- 
losigkeit - konnte aber trotz größter An- 

strengungen und derneuen Ansätze in der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik nicht gemeistert werden.Die- 
seTatsache hat möglicherweise auch die Fortset- 
zungvon Rot-Rot verhindert. 

Die SPD leidet grundsätzlich an einem Glaub- 
würdigkeitsproblem: Ungerechte Steuerpolitik, 
Mehrwertsteuererhöhung,Hartz IV, Rente mit 67 
undvorallemdie hohe Arbeitslosigkeit haben bei 
einem GroRteil der SPD-Stammwähler zur Wahi- 
enthaltung oder zur Wahl einer anderen Partei 
geführt.Nurnoch q%derArbeiterund nurnoch 
24 % der Arbeitslosen wählten in Mecklenburg- 
Vorpommern die SPD. 

DieSPD Mecklenburg-Vorpommern hat immer 
noch eine schwache Mitgliederbasis.3000 Mitglie- 
der in einem dünn besiedelten Flächenland sind 
eine schlechte Voraussetzung, um mit  eigenen 
Leuten einen erfolgreichen Mobilisierungswahl- 
kampfzuführen.DieNiederlage beiden Kommu- 
nalwahlen zoo4 mit 19.1 %hat  Langzeitwirkung, 
weil es zu wenig SPD-Mandatsträger gibt. 

Nichtvergessen werdendarf,dassderAusgangs- 
wertvon40,6%fÜrdieSPDim Jahrzoo2voraliem 
auf eine besonders günstige bundespolitische 
Situation zurückzuführen war. DieWahlbeteiligung 
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am 17.09.2006 lag mit 59.2 % um 11.4 Prozent- 
punkte niedriger als 2002. Das schlechte Image 
der Großen Koalition in Berlin schadete beiden 
Landesparteien von CDU und SPD. 

Große Koalition im 
Schweriner Landtag 

Am 2g.Septemberstirnmten die Mitglieder 
des SPD-Landesverbandes. die SPD-Kreis- 
vorsitzenden und dieMitgliederder neuen 

Landtagsfraktion mit213-Mehrheitfür Koalitions- 
verhandlungen mit derCDU.Der Landesparteitag 
am 04. November hat erwartungsgemäß den 
Koalitionsvertrag abgesegnet und Mecklenburg- 
Vorpommern wird biszoiivoneinerGroßen Koali- 
tion regiert. 

Bereits unmittelbar nachderWahl hatten meh- 
rere Abgeordnete sowohl der Linkspartei. PD5 als 
auch der SPD bereits ihre Ablehnung einer Fort- 
setzung von Rot-Rot zum Teil öffentlich signali- 
sierten. Angesichts solcher fragilen Verhältnisse 
wird verständlich, wenn eine Mehrheit der SPD 
Landtagsfraktion und Harald Ringstorff selbst,das 
Risikoder Ein-Stimmen-Mehrheit nicht eingehen 
wollten.Nicht nur Harald Ringstorff,sondernfast 
alle Redner am 29. September zoo6 betonten. 
„wenndieMehrheit mit der Linkspartei nuretwas 
größer gewesen wäre. hätten wir Rot-Rot fortge- 
setzt". Es kann sein.dass dies nicht in jedem Fall 
ehrlich war, aber es gab kaum jemand der ver- 
suchte, die Koalition mit der CDU inhaltlich zu 
begründen. Es wurde lediglich mit Erleichterung 
zur Kenntnis genommen, dass die CDV der SPD 
überraschend weit entgegen gekommen sei. 

Die Fortsetzungvon Rot-Rot ist also nicht an 
derfehlenden inhaltlichen Übereinstimmungund 
auch nichtamfehlenden persönlichenVerhäitnis 
der meisten Führungspersönlichkeiten beider Par- 
teien gescheitert, sondern an einer instabilen 
Einstimmenmehrheit,die in erster Linie durch die 
großen Verluste der SPD verursacht wurde. 
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O Rot-Rot ein Auslaufmodell? 

Die acht Jahre Rot-Rot waren für Mecklen- 
burg-Vorpommern gute Jahre. Die Regie- 
rungskoalition zwischen Linkspartei. PD5 

und SPD hatte aber auch eine große bundespo- 
litische Bedeutung. denn sie schlug in der Bun- 
desrepublik eine Bresche in die traditionelle 
Ausgrenzungs- und Konfrontationspolitikin Rich- 
tung PDS.Es bleibt der historischeverdienst von 
Harald Ringstorff. der mi t  dem Anspruch ,,Ver- 
söhnen statt Spalten"ig98 einen neuen Weg im 
Umgang mi t  der PD5 und ehemaligen SED-Mit- 
gliedern in der deutschen Politik beschritten hat. 

Zweitens wurde der praktische Nachweis er- 
bracht.das Rot-Rot auf Landesebene möglich ist, 
wenn beiderseits Berechenbarkeit undvertrauen 
bei den Führungspersonen vorhanden ist. Dies ist 
umso wichtiger, weil seit dem Scheitern von Rot- 
Grün in Bund und Ländern,dieSPDgrundsätzlich 

T 

neue Machtperspektiven braucht. Wenn es mi t  
den Grünen nur noch ausnahmsweise reicht, 
wenn es mit der FDP nicht geht und die Große 
Koalition zur Qual wird,dann kommt die PDS als 
ernsthafte Alternative in Betracht.ln0stdeutsch- 
landsowieso.aberauch im Westen und perspekti- 
visch auch im Bund.Wobei sicherlich auch Rot-Rot- 
Grün durchaus Chancen haben. wenn es gilt 
neoliberalen Regierungskonstellationen eineernst- 
hafte Alternative entgegen zu setzen. 

In Mecklenburg-Vorpommern wird sich aller- - 
dings diese Frage erst wieder 2011 stellen. Bis 
dahin besteht dieGefahr,dassSPD und CDU,wie 
in anderen Großen Koalitionen auch,überwiegend 
Machtverwalten und nurwenig Politikgestalten. 
Spätestens 2011 gibt es gute Chancen für eine 
Neuauflage von Rot-Rot. Die SPD-Linke in Meck- 
lenburg-Vorpommern wird, so wie ig94,die Her- 
ausforderungannehmen und ihren Beitragfürdas 
Erreichen dieses Ziels leisten. 

D RvdoM Borrhert. MdL ISPDJ. stellvertretender vorsitzender der 
SPD-Landtagrfraktion. Mitglied SPD-Landervorstand, lebt in Waren 
(MUritz). Mehr nfor unter:www.rudolfborrhen.de. 
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I Turnaround? 

C+*-+an;-n 6 i i i  -in- n-iin Drili+ilr 

der Arbeit von Kai Burrneister  

Der im Verlag Westfälisches Dampfboot 
erschienene Sammelband„Turnaround" ist 
das Resultat eines mehrjährigen Dialogs 

zwischen Wissenschaftlern und gewerkschaftli- 
chen Praktikern,die sich im Forum .,Neue Politik 
der Arbeit" zusammengefunden haben. 

Besonders lesenswerte ist die Kontroverse über 
.,Kontinuität oder Epochenbruch im Fordismus". Die 
Aufsätzespiegeln nahezu alle Facettender Diskus- - 
sion um k b e i t  im Wandel'ausgewerkschaftlicher 
und linker Perspektive widerAbgerundet wird das 
Buchdurch die,,SpandauerThesen",indenender 
Versuch unternommen wird,Eiementeeiner neu- 
en Politik der Arbeit vorzulegen. Demnach muss 
eineneue Politikder Arbeit zunächst die Verände- 
rungen der Produktionsweise analysieren. 

Welche Konsequenzen allerdings aus der 
festgestelltenfinanzmarktgetriebenen Kapi- 
talakkumulation für künftige Regulierungs- 

- ansätzezuziehen sind.bleibt zu sehr im Dunkeln. 
Die Autoren gehen von einem noch nicht abge- 
schlossenen Epochenbruch der ökonomischen 
Basis und von zwei miteinander in Konkurrenz 
stehenden Politikkonzepten aus. Keineswegs sei 
dabei der Weg in eine reine Marktgesellschaft 
vorgezeichnet.Schließlich sei angesichts der sich 
vollziehenden Umbruchsphase und der damit 
einhergehendenverunsicherungeben nicht von 
einer allzu stabilen Hegemonie des neoliberalen 
Politikmodells auszugehen. In Konkurrenz zum 

Gesellschaftsvertrages der sozialen Fairness her- 
vor Sie leiten hieraus auch Konsequenzen fürdie 
Organisationspolitik ab. Demnach müsseeine hori- 
zontale Netzwerkpolitik die traditionelleverband- 
spolitikder Gewerkschaften ergänzen, um sodie 
BedingungenfürdieOrganisierunggewerkschaft- 
licherlnteressenvertretung zuverändern.Neben 
vorhandenen Spielräumen im Nationalstaatwird 
in den Thesen die Notwendigkeit betont, eine 
Re-Regulierung vor allem i m  europäischem Rah- 
men anzugehen. Die Thesen übersehen dabei 
nicht, dass bei der Diskussion um Erwerbsarbeit 
es immer auch um die reproduktive Dimension 
gehen muss. Entsprechend ist auch das Geschlech- 
terverhältnis in den Spandauer Thesen berück- 
sichtigt.Keine Illusionen bestehen dahingehend, 
dass ohne eine Verschiebung der gesellschaftli- 
chen HegemonieeineVeränderungzum Besseren 
nicht möglich ist.Gerade deshalb muss es in der 
offensiven Auseinandersetzung mit den Freiheits- 
versprechen des Neoliberalismus darum gehen, 
eine erneute Aneignung des Freiheitsbegriffs im 
umfassenden Sinne zur strategischen Aufgabe 
einer neuen Politik der Arbeit zu machen. 

Um wirklich denTurnaround zu schaffwfehlt 
dem Buch durch dievielzahl der Aufsätze leider 
insgesamt dieÜbersichtlichkeit.Nichtsdestotrotz 
ist derTrägerkreisdes Forumsein wichtiger Bünd- 
nispartner im Streit für eine fortschrittliche Politik. 
Der Oiskussionsprozess um die SpandauerThesen 
muss weiter beachten werden. 

neo1 oeralen Mode srent ein so dar~scner Ansatz - -. 
Als eineso cneemanzipator scne Alternat ve ne. C.da~e.#m,$!~? V , *  eo m,D., A , ~ ~ , , ~  ,% eot pohcr - 

bendieAutOrenderSpandauerThesendasLeitbiId ~~reinfaimationeniumThemahndenrirhaufwww.iorum-neue- 
einer nachhaltigen Entwicklungundeinen neuen politik-der~arbeit.dc 
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Sackgasse Antikapitalismus 1 von Toralf  pusch . . 
Das Ende des Kapitalismus wurde in der 
Linken schon verschiedentlich prophezeit. 
VielGlanzentfaltetedie.,Expropriationder 

Expropriateure"bei Marx.ln heutigeSpracheüber- 
setzt, heißt das so viel wie die .,Enteignung der 
Ausbeuter". Etwas vorsichtiger spricht Elmar Alt- 
vaterinseinem neuen Buchvom Endedes Kapita- 
lismus,wiewirihn kennen. Der Zusammenbruch 
des Kapitalismus hängtfür ihn mit den unweiger- 
lich schrumpfenden fossilen Brennstoffvorräten 
zusammen. 

Kapitalismus, Fossilismus und deren 
Ende 

AmAnfangstehtfürAltvaterdieFrage,wie 
sich der KapitalismusimGegensatzzuden 
natürlichen Lebensgrundlagen der Men- 

schen entwickeln konnte. Die marxistische Ant- 
wort liegt in der Maßlosigkeit der kapitalistischen 
Verwertungsbewegung. Nach dieser Logik ist öko- 
nomisches Wachstum zwingend.Doch wirddamit 
noch nicht der Kern der Sache erfasst. Erst die 
neuzeitliche europäische Rationalität der Natur- 
beherrschung zusammen mit der Verfügbarkeit 
fossiler Energieträger führte zur Entfaltung der 
kapitalistischen Expansion. 

Mi t  den fossil beheizten Kraft- und Bewegungs- 
maschinen lief der Kapitalismus zur vollen Form 
auf:,.DieVertiefungderArbeitsteiIungwäreohne 
neue Maschinerie, Energiewandlungssysteme und 
daher ohnefossile Energieträgerflach ausgefallen." 
Außerdem: Expansion in den Raum wird durch 
fossile Energien unterstützt,denn sie lassen sich 
überall hintransportieren.50 konnten dieProduk- 
tion und Reproduktion räumlich zentralisiertwer- 
den und es entstanden urbane Agglomerations- 
räume, wie wir sie heute kennen. 
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Rückfall hinter die grüne 
Wachstumskritik 

Der Preisdesfossilen Produktionssystems 
i s t  bekannt. Die Emissionen desökonomi- 
schen Prozesseswirken in dieNatur hinein 

und beeinträchtigen siezusehends.Allein wegen 
der Endlichkeit fossiler Ressourcen wird sich das 
fossile System nicht aufrechterhalten lassen.Alt- 
vatergeht aber nocheinen 5chrittweiter:Mitdem 
Anbruchdessolarenzeitalters würdedem Kapitalis- 
musendgültigdieGrundlageentzogen.Altvaters 
These vom nahenden Ende des Kapitalismus ist 
gewagt.EinzigerAnhaltspunkt bei ihm i s t  die Um- 
steliungaufein dezentralisiertes Energienetz im 
Zugeeinersoiaren Wirtschaftsweise.Wiediesaber 
beim derzeitigen Stand der Produktions- und 
Kommunikationsmöglichkeiten im Widerspruch 
zur kapitalistischen Akkumulation geraten soll, 
bleibt unklar.AuchAltvatersvom immergrößeren 
Energiehunger kapitalistischer Produktions- und 
Konsumtionsmuster ist fragwürdig. Die Debatte 
um politisch angestoßene Effizienzsteigerungen 
wird weggewischt; die positiven Ergebnisse der 
grünen Wachstumskritik werden ausgeblendet. 
Denn auch wenn ihre Ausgestaltungstarkverbes- 
serungswürdig ist - was ist mi t  Ökosteuer und 
Emissionshandel? Heute wäreauch innerhalbder 
Sozialdemokratie zu überlegen.wiediese Instru- 
mente verbessert werden können und welche 
neuen politischen Konzeptevieileicht hinzutreten 
könnten. 

Fehlende Alternativen 
für eine sozialdemokratische Linke 

Nach seinerenttäuschten Abwendungvon 
den Grünen ist Altvater in den letzten Jah- 
ren unter Anderem im wissenschaftlichen 

Beirat von Attactätig gewesen.Abstinenzvon den 
parlamentarischen Institutionen und Abstandvon 

b 
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der Parteipolitik ist Gründungskonsens dieser 
Bewegung.DieWirkungsweise kannvielleicht am 
ehesten als eine Art Ökonomisch-sozialer Kultur- 
kampf aufgefasst werden.Vertreter wie Altvater 
scheinen sich gar nicht mehrdie Fragezu stellen. 
ob und wenn ja wie denn der Hebel des gesell- 
schaftlichen Drucks aufder Ebeneder Parlamente 
und Parteien anzusetzen ist. 

Dabei lassen sich aus einer antikapitalisti- 
schen Perspektive, wie sie Altvater ein- 
nimmt, viele berechtigte Kritikpunkte an 

der kapitalistischen Wirtschaftsweise herausar- 
beiten. Das Benennen von glaubwürdigen und 
praktikablen Alternativen ist da schon eineandere 
5ache.Altvater sieht diese in einer,,Solidarischen 
Ökonomiem,die nicht nach der Logik desTauschs 
arbeitet. Nursind geradedievon ihm genannten 
Beispiele (Tauschringe, FairTrade und Genossen- 
schaften) nicht zutreffend.Dieselnitiativensetzen 

Y 
sich zum Ziel, fairen Tausch überhaupt erst zu 
ermöglichen, wo er aufgrund der ökonomischen 
Verhältnisse nicht stattfinden kann. Es entsteht 
hier der Eindruck, es ginge um den Aufbau einer 
Parallelökonomie,anstatt die bestehende Ökono- 
mie sozial gerecht zu gestalten. Doch ist die soli- 
darische Ökonomie damit ad acta gelegt? Wich- 
tige Elementeeinersolidarischenökonomiesind 
aus meiner Sicht im Sozialstaat zu sehen. Hier 
findet tatsächlich ein solidarischerAusgleich statt, 
der indieÖkonomieeingreift.Ein zweites Feld ist 
die Bereitstellung von öffentlichen Gütern. z.B. 
Bildung, Öffentlicher Verkehr, Kultur und Sicher- 
heit.DieArt der FinanzierunadieserGüterdurch 

Fazit 

Auffallend ist.dasssich bei Altvater kaum 
Bezügezuden öffentlichen Angelegenhei- 
ten finden. Dies betrifitden Sozialstaat und 

die BereitstellungöffentlicherGüter,aberauchdie 
auf staatlicher Ebene tätigen Parteien und Inter- 
essenverbände.DieserStaatsskeptizismus steht im 
starkenGegensatzzueinersozialdemokratischen 
Reformperspektive.Stattdessen besteht Altvaters 
solidarische Ökonomie-übrigens ganz im Sinne 
des konservativen Subsidiaritätsprinzips -aus 
Nischenlösungen.Tauschringeetc. bieten allerdings 
keineausreichendePerspektivefür breitere Bevöl- 
kerungsschichten mit ihren sehr unterschiedlichen 
Herausforderungen. Die Frage der guten Arbeit in 
Zeiten von Flexibilisierung und Beschleunigung 
kann so nicht beantwortet werden. Eine politische 
HerangehensweiseandasProblemderNachhaltig- 
keit müsste Bedingungenfürdievereinbarkeit von 
wirtschaftlicher Prosperität,sozialem Zusammen- 
halt und ökologischer Balance erarbeiten.DerStaat 
hat dabei eine Rollezu spielen.DiesolareÖkonomie 
könnteTeilaspekt einer solchen Reformpolitiksein. 

- 
Sre~ern dna Aogaoen rann ronkreter A.sdrJcr 
von SO 'darrat se n Und wede r  Soz a sraar st 
a-cn o eres Fe a aer so iaar rcnen Odonom e be- 
droht-erinnert sei nur an die Kirchhoff-Initiative 
für eine Einheitssteuer. Solidarische Ökonomie 
wird daher wesentlich auf der staatlichen Ebene 
geregelt und nicht in den von Altvater angespro- 
chenen ,,Basisinitiativen". 

C+Toralf Pusrh, promoviert z Z a n  der Univeirität Harnbvrg. 

spwerscheint abzoo7mit acht Heften1 
Jahr. Der Heftumfang bleibt bei 60 Seiten. 
Das Einzelheft kostet künftig 5.00 Euro,das 
Jahresabonnement 39.00 Euro. Bei Ertei- 
lungeiner Einzugsermächtigung reduziert 
sich das Jahresabonnement auf37.00 Euro. 
Für das Auslandsabonnement berechnen 
wir 42.00 Euro. 
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Hypersensibel, aber tödlich dünn! 1 

,,Alle Eltern übersehen phasenweise ihr 
Kind,nichtabsichtlich,aberjemehrmanes 
als Eltern perfekt machen will,destomehr 

kann esschon sein.dass man zunehmend nuran 
sich denkt, und weniger von seinem Gegenüber 
mitbekommt" erläutert die Fachärztin Dr. Wally 
Wünsch-Leiteritzvon der Klinik,,LüneburgerHeide" 
in ihrenseminarenfür Eltern magersüchtiger Kin- 
der.,,Esistelne narzisstische Kränkungfürein Kind. 
wenn die Eltern es als starke und eigenwillige Per- 
son einschätzen, obwohl es sich selbst innerlich 
alsganzanders wahrnimmt.Sowächstdann das 
Gefühl des Kindes nichts Wert zu sein, weil, so 
denkt das Kind,es doch völligfalsch geraten sein 
muss, wenn die Eltern ihm alle Freiheiten geben, 
aber das Kind sich dabei unwohl fühlt und nach 
klarer Orientierung verlangt." 

Was Eltern von magersüchtigen Töchtern lernen können 

H H von Jürgen Meie r  

Die Eltern magersüchtiger Kinder erkennen 
zunächst nicht dieSelbstentwertung.diesich oft 
hinterder braven Anpassungan diewünscheder 
Er~iehendenverbirgt~sondern erleben diese Anpas- 
sungzunächst als angenehm oder,,pflegeleicht". 
Die Eltern wenden sich jedoch in dem Moment 
meistensab.wenn das knochigeGestell ihrer Kin- 
der immer deutlicher die Grenzedestoten Skeletts 
erreicht. Sie sind hilflos in dieser Situation,wo es, 
beieinem BMIvoni~undweniger,nurnoch umdas 
physische Überleben des Kindes zu gehen scheint. 
Während sich die Eltern selbst zerfleischend zu 
fragen beginnen:,,Was haben wirfalschgemacht?" 
neigen viele der Psychotherapeuten zu simplen 
Ratschlägen. ,,Sie müssen sich hart abgrenzen". 
„Siedürfen nichtsoliebzu ihrerTochtersein.",,Sie 
haben nichts falsch gemacht,ihreTochterwill sie 
nurerpressenl"Vieie Lande~krankenhäuser~aber 
auchSpezialklinikenfür Essstörungen.verordnen 
nach stationärer Einweisung.umdieseAbgrenzung 
schnellformal herbeizuführen,eineKontaktsperre 

C 

zwischen Eltern und Kindvon mehren Wochen. Die 
Krankenkassen,aberauchdieBundesversicherungs- 
anstaltfordern nicht die Einweisunginausgewie- 
seneSpeziaIkliniken-vondenenesin Deutschland 
nur sehr wenige gibt - ,  sondern scheinen weg- 
zuschauen, wenn die hilflosen Ärzte die Mager- 
süchtigen indienächstgelegenen Landeskranken- 
häuser einweisen,die zwar intensivere Kontrolle 
zur Verhinderung eines Suizids gewährleisten 
können,aber keineTherapiezur Bekämpfungder 
Magersucht. 

Workshops für Eltern 

Es gibt nur wenigeTherapeuten und Kliniken. 
dieinderMagersucht einengescheitertenwunsch 
des Kindes sehen,sich als gesellschaftliches Sub- 
jekt Frau-Mann zu verstehen.DieTherapeutlnnen 
Wally Wünsch-Leiteritz und Andreas Leiteritzver- 
suchen diesen Weg in einem einwöchigen Work- 
shop zu beschreiten,an dem Eltern und die ma- 
gersüchtigen Kinder teilnehmen. Sie wollen den 
Wunsch der Kinder ernst nehmen. um ihn auf 
einen richtigen Weg zu führen. Auch die Eltern 
und erziehenden Erwachsenen müssenalseigen- 
ständige. mi t  Schwächen behaftete Erwachsene 
erkanntwerden. Erst dann kann sichdas Kind aus 
derSymbiose zu den Eltern-Erziehenden lösen. Ist 
soeine Woche beendet, ist von den Eltern häufig 
zu hören,dass ihnen in dieser intensiven Zeit end- 
lich bewusst geworden sei,wassievon ihrer kran- 
ken Tochter alles hätten lernen können. Das sei 
sehr bitter,antwortet dann Wally Wünsch-Leiteritz 
forsch,um,sehrzugewandt,den Elternzuerklären. 
dass es doch sehr verletzend für das Kind sein 
müsse,wenn eseriährt,dasseserst krank werden 
musste. damit sich den Eltern die Defizite ihrer 
sozialen Kompetenz offenbaren konnten. 

t 



H M a g a z i n  

Ein Teilnehmer eines solchen Workshops, ein 
großer und sehr pointiert sprechenderMann,war 
ein bekannter Internistaus Düsseldorf.seine Frau, 
einezieriiche Person,unterstützteseitdreiRigJah- 
ren mitseibstverständlicherZurückhaItung,den 
anstrengenden BerufsalltagihresMannes.Im Eltern- 
Kind-Workshop, der zwöif Elternpaare vereinte, 
mal mit.mal ohne Kind,umdieProblematik besser 
begreifenzu lernen,diesich hinterderMagersucht 
ihrerTöchterverbir@.war immerer es,der alsers- 
teraufdieenthüilenden Fragen desTherapeuten- 
paares, mitfein geschliffenen Sätzen antwortete. 
Er habe stets alles mit seiner Tochter diskutiert. 
Seine Frau nickte zustimmend. und auch die an- 
deren Eltern. die, mit einer Ausnahme, alle eine 
akademische Ausbiidungabsolviert hatten,unter- 
strichen mi t  Stolz die liberale Haltung, die sie in 
der Kindererziehung stets eingenommen hatten. 
Ais ein anderer Vater mit großem Pathos erklärte, 
alles mi t  seiner Tochter besprochen zu haben. 
wirklich alles, unterbrach ihn die Therapeutin 
WaliyWünsch-Leiteritz mit der Frage.diealle,die 
sich im großen Kreis sitzend, gegenseitig in die 
Augen schauen konnten, zum nachdenklichen 
Schweigen brachte.,,Haben sie mit ihrer Tochter 
etwa auch über die Ereignisse in ihrem Ehebett 
gesprochen?'' ..Natürlich nicht", antwortete der 
Gefragte entrüstet,in dessen Stimme etwas eitle 
Betroffenheit mitschwang.,,Das istgutso,"steilte 
dieTherapeutin entschlossen fest, und ergänzte 
ihre Zustimmung mit dem Hinweis,dass es ein 
grundsätzlicher Fehlervon Eitern sei,aiies m i t  den 

- Kindern diskutieren und besprechen zu wollen,es 
rnüsseschiießlich eine klare Eltern-Kind-Hierarchie 
herrschen. 

Der Begriff Hierarchie löste bei den meisten 
Eltern des Kreises sogleich einen inneren 
Widerstand aus.den allerdingsam ersten 

Tagdes Workshops sich niemandgetraute laut zu 
äußern.Vieie assoziierten mit diesem Begriff Unter- 
drückung,alsogenaudasGegenteil von dem,was 
sie mit ihrer Kindererziehungzu erreichen gedach- 
ten.Die Fraudes Internisten hattestetsdie beste 
Freundin ihrerlochter sein wollen, Hierarchie war 
fürsie noch immereinTerminusautoritätshöriger 
Menschen. 

Hierarchie braucht  die 
Eltern-Kind-Beziehung 

,,Nur durch diese Hierarchie lässt sich ein 
gesunder Abstand zwischen Eltern und 
Kindern herstellen.Das Kind braucht eine 

kindgerechte Welt. Die kann es nur bekommen, 
wenn es nicht indie Lebensbelastungen der Erwach- 
senen hineingezogen werde," erläutert Wally 
Wünsch-Leiteritz, die aus Erfahrung von diesen 
innerlichen Protesten derEltern ja längstwusste. 
Aber wie soll sich eine kindgerechte Weit herstel- 
len lassen, wo doch die Kinder täglich durch die 
Medien mit der ganzen wirklichen Welt konfron- 
tiert werden? Einige Eitern fanden das leichter 
gesagt,als getan. 

Wally Wünsch-Leiteritz spricht deshalbvon 
der Notwendigkeiteines hierarchischen Er- 
ziehungs~tils~weil siedamit zum Ausdruck 

bringen möchte,dasseseineRangordnunginder 
Beziehungder Menschen gibt. Diese Rangordnung 
sei keine Erfindungvon ihr,sondern existiereobjek- 
tiv. Kein Säugling würde ohne diese Hierarchie 
überleben können.Nicht Kadavergehorsam Seige- 
meint,sondern dasses zum Erlernen von sozialer 
Kompetenzeine Rangordnungvon oben nach un- 
ten geben muss. Die Eltern entscheiden über die 
Orientierung in der Familie. nicht die Kinder. Die 
Eltern sind die verantwortliche Instanz im Leben 
der Familie. Die Kinder müssen erst lernen, wie 
menschlicher Umganggepflegt wird.damitjeder 
einzelne inder Familiemit seinen Fähigkeiten und 
Möglichkeiten wachsen kann.KonflikteIösen lernt 
man ineinem Klima,daseinerseits konfliktbereit 
ist.indem man sich aberandererseitsdabeigleich- 
zeitig liebevoll getragen und geborgen fühlt.Wenn 
dieElterndiesen Weg insLeben nicht zeigenwollen 
oder können,dann lernenihndie Kinderauch nur 
sehr mühsam zu beschreiten. 
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Magersüchtige sind intensive 
Signalmenschen 

DasvonzweiTöchtern in einer Familie nicht 
beideaneinerMagersucht erkranken müs- 
sen, obgleich sich der Erziehungsstil der 

Eltern ja nicht wesentlich ändert, hänge mi t  einer 
Besonderheit der erkrankten Tochter zusammen. 
DieTherapeutinnen beschreiben diese Besonder- 
heit mi t  einem Bild aus der Medienwelt: .Wo 
Menschen normalerweiseeine kleineAntenneauf 
ihren Köpfen tragen würden.um sich in die Bezie- 
hungzu anderen Menschen einfühlen zu können. 
werden Menschen,die an einer Essstörung leiden, 
voneinemdicken Sendemasten mitvielen Anten- 
nen auf ihren Köpfen fast erdrückt.DieseMenschen 
registrieren sehr viele Signale aus ihrer Umwelt. 
Wer viele Signale empfängt. der will diese auch 
deuten und bewerten. Und so entstehe ein Pro- 

Die Eltern des Workshopsdiskutierten und 
kochten in dieserWoche nicht nurgemein- 
sam,sondern konnten sich ineiner kleinen 

Kunstausstellung. die sowohl Zeichnungen, wie 
kleineTonplastiken ihrer Kinder zeigte,die diese 
während ihresstationären Aufenthaltesgestaltet 
hatten,davon überzeugen,zu welch großartigen 
Entäußerungen ihreKinder befähigt sind,weil sie 
übereine sehr sensible,,Antennee in ihrem Kopf 
verfügen. Dieses ,.Signalsystem" (Georg lukacs) 
ist dievorraussetzung nicht nur für eine präzise 
Menschenkenntnis, sondern auch für die künst- 
lerischen Entäußerungender menschlichen Hand, 
die ja ohne,.großeAntenne" nie als ganz eigene 
Quelle menschlicher Erkenntnis hätteentstehen 
können.Menschenkenntnis brauchen wirfum uns 
selbstbewusst mit anderen in Beziehung setzen 
zu können. 

blem.Dajungen Menschen mit diesen hypersen- 
Zei~hnung:NorauonSabbe 

siblen Fähigkeiten häufigdiegeistigeOrientierung 
fehlt.die zur Auswertungderempfanaenen Sig- r ' h  
naleja unbedingt erforderlich sind, beziehen sie F ' '  
viele dieser empfangenen Signale auf sich." 

!. 
Wenndie Eltern-Kind-Hierarchie inder Familie ,. 

nichtf~nktioniere~die Eltern gar ihre Konfliktevor 
diesem Kind austragen,fühlesicheindermaßen 
begabtes Kindverantwortlichfürdie Eltern,ja,es ' 
empfände sich häufig sogar als Verursacher der 
Eltern-Konflikte.Wenndieses Kinddann noch mit 
Sätzen konfrontiert würde. wie ,,ich tue alles für 
dich" oder ,.wir haben alles versucht. dass es dir 
besser geht", dann empfange es diese Sätze als 
SignaleeigenerGeringschätzung.Esdenkedann, 
.ich bin falsch, da ich alles. was für mich getan 
wird nicht annehme." 

Eine große Erleichterung der Eltern war ganz 
deutlich nachdiesererklärenden Darstellungdes 
Hierarchiebegriffs zu spüren, denn plötzlich be- 
griffenfast aIle,dassdieTherapeutin keineschul- 
digen inden Eltern suchte,sondern dieselediglich 
ermuntern wollterdieeigenen Paarkonflikte und 
LebensängstealserwachseneMenschen selbstän- 
dig lösen zu lernen, ohne die Kinder damit zu 
konfrontieren. 

Doch selbstbewusst werden junge Men- 
schen nur,wenn sievon den Erwachsenen 
diese soziale Kompetenz erlernen können. 

Solange in der primitiven menschlichen Gesell- 
schaft das Gattungsmäßige,also der Stamm oder, 
wie in Griechenland, die Polis, das Individuelle 
beherrschte-tauchte das Problem der Menschen- 
kenntnis nicht auf. Damals musste die Echtheit 
im Charakterdes Mitmenschen nicht, wie wir es 
heute ständig tun und tun müssen, überprüft 
werden. 
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Das dürre „Schönheitsideal" zerstört W& A. 4 

das Schöne 

Dochohne reifeOrientierung,dienurdurch 
qualitative. also inhaltlich ethische Prä- 
missen wachsen kann, wollen die Mager- 

süchtigen ihr besonders intensiv ausgestattetes 
Signalsystem, im wahrsten Sinne des Wortes,ver- 
hungern lassen. Dieses Signalsystem hat es ja in 
einer auf Ouantität und auf oraematisch festee- - , 
legte Fakten, wie Umsatz, irnage oder Zensuren, 
festeeleetenGeseilschaftohnehin schwersich zu r 

U 

behaupten. Deshalb nimmt die Angst der Men- 
schen ganz allgemein zu. Sicher beginnt jede 
Magersucht mit einer Diät. aber nicht iede Diät 
füh~zur~a~ersucht.~asd~rre,,~chönl?eitsideal", 
vorgeführt von berühmten Modells.deren Aner- 
kennung junge Frauen selbst gerne hätten, ist 
sicher ein Einstieg in die weibliche Magersucht 
oder Bulimie,aber nicht ihr wesentliches Motiv. 

7 

Auch Kafka, der literarische Meister, der das 
menschliche Verharren in panikartiger Angst in 
prägnante Worte zu kleiden verstand, war übri- 
gens magersüchtig. Er kapituliertevor der blinden 
Angst, mi t  der moderne Menschen sich von der 
wirklichen Welt zu schützen versuchen.Vielleicht 
basiert Kafkas einzigartige Position i n  der Weit- 
literatur auf der Beschreibung dieses ohnmäch- 
tigen Lebensgefühls.„Jeoriginalerein Mensch ist. 
destotiefer istdie Angst in ihm#.hat Kafkaeinmal 
gesagt,und klagte die heutige Welt des Kapitalis- 

- musalsHöllean,deren Machtalleininden Händen 
unterirdischer Mächte konzentriert sei, unter deren 
Regieein Mensch den anderen Menschen nur noch 
als Konkurrenten,aIsMittelzum Zweck,aber nicht 
mehr uneingeschränkt als Freund zu erlebenver- 
möge. Die magersüchtigen Frauen protestieren, 
ganz im Sinne Kafkas,gegen eine Macht,der sie 
nurdurch Ohnmacht in ein monströses Nichts zu 
entfliehen hoffen.Diese Frauen wollen mit diesem 
Nichts oder in dieses Nichts. das es natürlich i m  

wirklichen Leben nicht geben kann, vor dieser 
Hölle fliehen. denn sie wollen nicht sterben, sie 
wollen leben,abersie wollen nicht in dieser Hölle 
leben.Sie wollen anders ieben,als in dieserWelt 
oft oberflächlich gelebt wird, aber wie sie leben 
wollen.das wissen sie nicht. 

Sie suchen Vorbilder, aber sie finden nur 
selten geeigneterweil auch die Erziehenden 
sich ihnen alssoicheentziehen.Also hoffen 

sie auf das ,,Nichtsu. Sie wollen i m  ,,Nichtsz' auf- 
gehen,umsich nicht derwirklichenwelt mit allen 
ieidvoiien,aberauchiustvollen Erfahr~ngen~steiien 
zu mÜssen.Den.,postmodernen" Erwachsenen i s t  
die Ethikverloren gegangen.An diesem Manko 
leiden sicher nichtdiesogenannt robusten Kinder, 
die überein,,dickes Feil"verfügen,aber die Kinder, 
die mehr wollen als sachliche Beziehungen.die 
ein menschlich sinnvolles Leben anstreben möch- 
ten,die werden an diesem Manko verhungern. 

rn 
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Position zur aktuellem Diskussion um eine Unternehmenssteuerreform 

von Andreas Bach und Marc Bülow . W 

I .  Die Unternehmenssteuern sind real 
viel niedriger als behauptet wird 

Vorallemvondenverschiedenen Unternehmens- 
verbänden wird derzeit eine weitere Unterneh- 
menssteuerreform gefordert.DerBundesfinanzmi- 
nister nimmt diese Forderung in seinen aktuellen 
Vorstellungen auf.Dabei ist die letztegeradeerst 
5 Jahre alt. Im Jahr 2001 wurde eine deutliche 
Steuersatzsenkung umgesetzt. Durch die Unter- 
nehmensteuerreform i m  Jahr 2001 wurde der 
maximale nominale Grenzsteuersatz auf Unter- 
nehmensgewinne (inkl.Gewerbesteuer und Soli- 
daritätszuschlag) für Kapitalgesellschaften von 
51,8 % auf 38.6 %gesenkt. Für Personenunterneh- 
men kamdieEntlastungvon 2001  bis2005schritt- 
weise m i t  der Senkung des Spitzensteuersatzes 
der Einkommensteuer im Rahmen der Steuerre- 
form 2000. Hier wurde der maximale nominale 
Grenzsteuersatt (inkl.Gewerbesteuer und Solida- 
ritätszuschlag) von 54.5 % auf 45,7 % gesenkt 
(Achim Truger, IMK in der Hans-Böckler-Stiftung, 
März zoog). Diese Steuersätze beziehen sich je- 
doch auf den nominalen Satz. Der reale Steuersatz 
der Unternehmen ist bedeutend niedriger. 

Der tatsächliche Steuersatz auf das Ein- 
kommen von Kapitalgesellschaften lag 
2004 nur bei 15 % (larras, Mai zoo6).Wie 

ist dies möglich? insbesondere die international 
tätigen Kapitalgesellschaften (eine globaleTätig- 
keit i s t  damit nicht unbedingt gemeint) sind in 
der Lage auf legaleweise Kosten in den deutschen 
Unternehmen zu erzeugen. die den Steuersatz 
senken. Dazu gehören Zinszahlungen an i m  Aus- 
land befindende Gesellschaften oder Lizenzge- 

bühren (Ikea Effekt).Aberder Steuersatzaufsons- 
tige Unternehmens-undVermögensaufkommen 
betrug 2004 real nur 22 %.Denn auch Unterneh- 
men,die nicht interna-tional tätig sind, können 
dieGestaltungsspielräumedesdeutschen Unter- 
nehmenssteuerrechts (Bildung von stillen Reser- 
ven,Abschreibungsmöglichkeiten) legal voll nut- 
zen. Natürlich kursieren auch andere Zahlen. Die 
von den Unternehmensverbänden und den Me- 
dien übernommenem Steuersatz von 39 % hat 
mi t  der Realität jedenfalls wenig zu tun. Leider 
haben sich auch einige SPD-Spitzenpolitiker die- 
sen Wert zu Eigen gemacht. ImVergleich zu den 
Unternehmenssteuern im Ländervergleich nimmt 
Deutschland inzwischen einestellungim unteren 
Mittelfeld ein. 

t 
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~bbz~ewinne und Steuern 

Weiterhin müssen wirfeststellen,dassdie Un- 
ternehmensteuerreform 2001 bezogen auf mehr 
Arbeitsplätze ein vollständiger Fehlschlag war. 
2001 fiel die deutsche Wirtschaft in eine dreijäh- 
rigestagnation und wuchsauch im Jahrzooqnur 
äußerst unbefriedigend.Die lnvestitionsquoteist 
gesunken und die Arbeitslosigkeit überdie ~ M i o .  
Markegestiegen (Allerdingsmit Einbeziehungder 
Alg II Bezieher-früherSozialhilfe und häufig nicht 
arbeitslos gemeldet). 

Realer Steuersak in %auf son. 
Unternehmenseinkommen 

hätte man viele Milliarden Euro für notwendige 
lnvestitionenzurVerfügunggehabt.Zudem wären 
einige bittere Kürzungen nicht notwendiggewe- 
sen. Erst 2004 geht es bei ständig steigend Ge- 
winnen wieder hoch auf 96 Mrd.Euro. Nicht nur 
die Senkung der Steuersätze. sondern auch die 
SteuerfreiheitfürVeräußerungsgewinneab2ooi 
hat einen wesentlichen EinflussaufdieseEntwick- 
lunggehabt. 

z. Falsche Steuersenkungen wird mehr 
schaden als nutzen 

Die sinkenden Einnahmen aus Unternehmer- 
tätigkeit haben weit reichende Folgen. Das feh- 
lende Geld wirkt sich direkt auf die öffentlichen 
HaushaIteaus.Hiersind immerwenigernotwen- 
dige Investitionen in öffentliche Infrastruktur 
(Straßen. Schulen. Bauten) möglich. Aber auch 
Einsparungen in denVerwaltungshaushaltenfüh- 
ren zum Beispiel zu massiven Einschnitten im 
sozialen Bereich,die nicht zu Letzt einen Beschäf- 
tigungsabbau indiesem Bereich zur Folge haben. 
Da die geringen Steuereinnahmen nicht unmit- 
telbar kompensiert werden können und weil mit 
falschen Zahlen gearbeitete wurde, steigt das 
Staatdefizitweiteran und mehr Geld wirdfürden 
Schuidendienst notwendig. 

Die eerineeren Investitionen und S~armaß - 
nahmen haben jedoch auch einen negativen Ein- 
flussauf die Unternehmen. Insbesondere kleine 
und mittelständische Unternehmen (KMU), die 
keineMöglichkeit haben im Ausland aktivzu wer- 
den wie Handwerk, Dienstleistung und kleine - 
Industrie leiden unter den geringen öffentlichen 

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 
Investitionen. Die privaten Haushalte tun ihr üb 

- ~ b b  3: neaie stiuenatze riges dazu. Die ~inkommessteuersenkun~envon 
2002/2004 haben wesentliche Effekte nur beiden 
Großeinkommen gehabt. So sparen die Einkom- 

Für den Fiskus ist die Maßnahme mit hohen mensmillionäredurchdieSenkungdeSpitzensteu- 
EinnahmeausfäIlenverbunden.SosankdiebezahI- ersatzes auf 42 % (früher 53 % bzw. 56 %)durch 
testeuerauf Einkommen aus Unternehmertätig- aus auf eine Mio. zu versteuerndes Einkommen 
keitundVermögenvon~oooauf~ooivonii8 Mrd. 1oo.000 EuroSteuernjeJahr. Die kleinen Einkom- 
Euro auf 96 Mrd. Euro in 2001. 89 Mrd. Euro in mensparenoftnuri.oooEuro p.a.diefürhöhere 
2002.86 Mrd. Euro in 2003. M i t  diesen Ausfällen Sozialleistungenverwendet wurden.DiesesMiss- 
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verhältnis wird auch die deutlich abgespeckte 
ReichenSteuer kaum korrigieren, Die alte Steuer- 

reform hat im Ergebnis die Probleme in unserem mn~8uonlurw~naer~limiina.n 

Landvergrößert.DieseGefahrdroht uns beidem 
neuen Reformvorschlag erneut. 

4 1 w m  e S i M i d  T 
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Abb5:Gemeiden habenru wenig GeldfUr Investitionen 

Viele anerkannte Steuerexperten und Wissen- 
schaftler halten die Wachstums- und beschäfti- 
gungspolitischen Hoffnungen, die in eine erneu- 
te Senkung der Unternehmenssteuern gesetzt 
werden, für unbegründet. Die zu erwartenden 
Aufkommensverlustewürden hingegendie Finan- 
zierungsprobleme der öffentlichen Haushaltever- 
schärfen und bergen gleichzeitig das Risiko negati- 
verwachstums-und Beschäftigungseffekte,wenn 
sie zu weiteren Ausgabenkürzungen führen. 

3. Wir brauchen eine faire Unterneh- 
menssteuerreform ohne Risiko für 
den angeschlagenen Bundeshaushalt. 
Es gibt Handlungsbedarf bei den Unter- 
nehmenssteuern: Aber nicht so!!! 

Angesichts der deutlichen (und in weitenTeilen 
durch die Steuersenkungen derjüngsten Vergan- 
genheit bedingten) Unterfinanzierungderöffent- 
lichen Haushalte besteht darin ein ernsthaftes 
Problem für die Zukunft. Wir benötigen ausrei- 
chend Geld, um die notwendige Infrastruktur in 
unserem Land in Schuss zu halten. 

Um dieses Problem in denGriff zu bekommen, 
kann eine langfristig angelegte und gut vorbe- 
reitete Unternehmensteuerreform zur Schließung 
von Steuerschlupflöchern sinnvoll sein, bei der 
dann möglicherweiseauch ein Spielraum fürdie 
weitere Senkung der nominalen Steuersätze be- 
steht.EineAufkommensneutralität kann nurdann 
gewährleistet werden, wenn erst die Schlupflö- 
cher gestopft werden und dann diezusätzlichen 
Einnahmen in Steuersenkungen gesteckt werden. 

In keinem Fall jedoch darf die Körper- 
schaftssteuer weitergesenkt werden. Der 
Vorschlag die bisherigen Systeme der Kör- 

perschaftssteuer und der getrennten Gewerbe- 
steuer komplett abzulösen birgt ungeheure Ge- 
fahren.Vor allem die finanzielle Ausstattung der 
Gemeinden kann überproportionaleleiden,dadie 
Bemessungsgrundlage bei der Gewebesteuer brei- 
ter als bei der Körperschaftssteuer ist. Ebenfalls 
sollte man den Plan alle Kapitaleinkommen einem 
proportionalen Satzzu unterwerfen (z.B.20 %),der 
deutlich unterhalb des Spitzensteuersatzes der m 
(Lohn-)Einkommensteuer liegt,ablehnen. Die bis- 
herige duale Einkommensteuerwürdejedoch ohne 
Not endgültig den Grundsatz der synthetischen ~ ~ 

Einkommensteuer aufgeben und weitere Steuer- 
einnahmen gingen wohl für immer verloren. 

b 
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Eine Unternehmensteuerreform sollte je- 
doch die bestehenden Schlupflöcher mög- 
lichst weitgehend schließen.Weiterhin sind 

die Veräußerungsgewinne wieder in vollem Um- 
fang zu besteuern.Wirwollen die internationalen 
Fonds (Heuschrecken) nicht weiter unterstützen 
und dabei Arbeitsplätze gefährden. Die gegen- 
wärtige Gewerbesteuer wirkt aufgrund ihrerstar- 
ken Abhängigkeit von der Konjunktur makroöko- 
nomisch destabilisierend. In der Konjunkturkrise 
werden die Gemeinden so de facto zu Investi- 
tionskürzungen gezwungen. Ziel einer Reform 
müssteeinedeutlichergiebigere.wenigerschwan- 
kungsanfällige BemessungsgrundlagefürdieGe- 
werbesteuer sein. Nicht zuletzt müssen mehr 
Betriebsprüfungen staminden.Hier sind die Finanz- 
ämter inzwischen mi t  EDV so gut ausgestattet, 
dass erheblich mehr Prüfungen möglich sind, 
wenn das Personal stabil geblieben wäre. 

4. Reformvorschlag steht zu sonstiger 
Sparpolitik im krassen Missverhältnis 

In sogut wieallen Haushaltsbereichen wurde 
gekürzt und eingespart.Vor allem den nicht so 
gut situierten Bürgerinnen und Bürgern wurde 
in den letzten Jahren vieles zugemutet. Hinzu 
kommt diedeftigeMehrwertsteuererhöhungim 
Januar 2007. Die Empörung über die Erhöhung 
war und ist groß.Die Kritik wird um einvielfaches 
steigen, wenn jetzt i m  Gegenzug die Unter- 
nehmenssteuer gesenkt wird. Kürzungen,Strei- 
chungen und Steuererhöhungen werden wir nur 
akzeptiert werden, wenn dies für alle Bevölke- 

P rungsgruppen je nach ihrer Leistungsfähigkeit 
gilt. Hier ist aber das Gegenteil zu befürchten. 
Die Folge wärenvermutlich keine neuen Arbeits- 

EsisteineUnternehmenssteuerreform möglich. 
die ausgewogener ist und sich fairer in das sons- 
tige Regierungshandeln einfügt. Unternehmen zu 
entlasten und zu stärken ist einegutesache-zu- 
mindest dann, wenn dies der Allgemeinheit zu 
Gute kommt.DerjetzigeVorschlagdes Finanzmi- 
nisteriums t u t  dies nicht und wird von uns in 
dieser Form abge1ehnt.E~ herrscht zu der Reform 
keine Zeitnot. Deshalb schlagen wirvor,sich Zeit 
für eine gut durchplante Reform zu nehmen.Da- 
bei müssen die Gefahren abgewogen. und die 
Mindereinnahmen ausgeschlossen werden. H 
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- plätze, sondern weniger Geld für notwendige 
Investitionen und erneute Belastungen für die 
Bevölkerung. 
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Reichtum in Deutschland 

Die Konferenz.,Reichtum in Deutschland"der 
Arbeitsgruppe Verteilungsgerechtigkeit der SPD- 
Bundestagsfraktion hat am 23.10.2006 erste An- 
haltspunktezur Behebungvon Defiziten der Reich- 
tumsberichterstattung geliefert. Die Ungleichheit 
habeseit 1995 erheblich zugenommen. Prof Dieter 
Eißel wies darauf hin, dass die Steuerpolitik der 
letzten Jahre die Reichen noch reicher gemacht 
und Deutschlands Erben werden überdurchschnitt- 
lich geschont habe. Die gesellschaftliche Durch- 
lässigkeit von unten nach oben habe stark abge- 
nommen-mit der Konsequenz einer reduzierten 
Wahrnehmung der Wirklichkeit durch die Eliten 
und der Gefahr zunehmender Korruption. pflich- 
tete Prof. Michael Hartmann bei. Aufgeräumt 
wurde auch mi t  gerne reproduzierten falschen 
Argumentationsmustern.Weder steige die Inves- 
titionen mi t  den Unternehrnensgewinnen und 
Steuererleichterungen. noch zwinge.der interna- 
tionalen Markt"diedeutschen Unternehmen zur 
ErhöhungderVorstandsgehälter,so Prof.Michael 
Hartmann.lmZentrum der Diskussion über künf- 
tige politische Handlungsfelder stand vor allem 
die Steuerpolitik und dabei die anstehenden Re- 
formen der Unternehmens- und Erbschaftssteuer, 
b Dokumentation derTagung: Berliner Bürovon 

Hilde Mattheis, MdB 

Wechsel in der Geschäftsführung des 
Forum D121 

Der bisherigeSPD-Bürgerschaftsabgeordnete, 
Dr.Joachim 5chuster.ist in Bremen zum Staatsrat 
fürSoziales undJugendernanntworden und legt 
sein Amt als politischer Geschäftsführerdes Forum 
DL2i nieder. Biszu denturnusmäßigen Neuwahlen 
im Frühjahr 2007 übernimmt dieseTätigkeit das 
bisherige DL2i-Bundesvorstandsmitglied Reinhold 
Rünker aus Leichlingen. Nordrhein-Westfalen. 

rpw 612006 

Ci Dem Fortschritt eine Richtung geben 

Die Parlamentarische Linke der SPD-Bundes- 
tagsfraktion hat eine Sammlung von Beitragen 
zur Programmdebatte der SPD herausgegeben. 
„Eine programmlose Partei der Beliebigkeit und 
einegrundsatzlose Politik derWendigkeit können 
nieSacheder SPD sein. Das Selbstverständnisder 
SPD (...)verlangt geradezu danach.sich der Reflek- 
tion von Wirklichkeit,der Entwicklungvon Zielen 
und Programmen (...) zu stellen",erklärt PL-Spre- 
cher und Mitherausgeber der spw, Ernst-Dieter 
Rossmann, in der Einleitung. 
b Download: www.parlamentarische-linke.de 

als PDF. 

Ci „Unterschicht? Prekariat? Klasse?"- 
Neuerscheinung im spw-Verlag 

Die soziale Realität in Deutschland scheint irn 
Herbst2006 inderpolitischen Debatteangekom- 
rnen. Oder war alles doch nur ein Medienhype? 
Eine weitere Sau, die durch das politische Dorf 
getrieben wurde.ohne wirklich Spuren zu hinter- 
lassen? Die Herausgeberlnnen dieser Neuerschei- 
nung, Björn Böhning. Andreas Nahles und Klaus 
Dörre,wollen ein Zeichen setzen,dass sie die Ent- 
wicklung in dieser Gesellschafternst nehmen.Sie 
nehmen die zunehmende soziale Spaltung als 
Herausforderung, eine moderne Politik gegen so- 
zialeAusgrenzungundfürdieTeilhabeamvorhan- 
denen Reichtum programmatisch zu formulieren. 
b Info: Das Buch umfasst Ca. 120 Selten und ist 

für 9.90 Euro zzgl. Versandkosten beim spw- 
Verlag erhältlich. - 
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SusiMöbbeck.Jahrgangig64,Politikwissen- 
schaftlerin:ig88 wurde sie mi t  23 Jahren 
alszweite Frau nach HeidemarieWieczorek- 

Zeul zur Juso-Bundesvorsitzenden gewählt.igg0 
konntesiedas Amt gegen RaIf Ludwigverteidigen. 
Auf demvereinigungskongress der ostdeutschen 
JungenSozialdemokraten mitden westdeutschen 
Jusos igg i  trat sie nicht wieder an. Seit iggg ist 
Susi Möbbeck Landesgeschäftsführerin der SPD 
in Sachsen-Anhalt und zurzeit in Elternzeit. Sie 
lebt mit ihrem Ehemann. ihrer sechsjährigen 
Tochter und fünf Monatealten Pflegetochter auf 
einem denkmalgeschützten Bauernhof in der 
Nähe von Magdeburg. 

spw: Welche Debatte hat Dich in Deinem poli- 
tischen Leben stark geprägt? 

Susi Möbbeck: Wenn ich die Zeit als Juso- 
Bundesvorsitzendeso Revue passieren lasse, 
glaubeich,dassdieDebatteum diejugend- 

politischeOrientierungfür mich sehrwichtigwar. 
Die Rückbesinnung auf jugendliche Interessen- 
vertretung hat zwar schon vor dieser Zeit eine 
Rollegespielt,aber ich habedann als Persondafür 
gestanden. Schon vom Lebensalter meiner Vor- 
gänger war das eine deutlicheVeränderung, wo 
sichtbar geworden ist, dass sich bei Jusos etwas 
verändert.Jugendpolitische lnteressenvertretungs- 
arbeit im eneeren Sinne war für mich auch der 

spw:Wenn Du DeineZeit als Juso-Bundesvor- 
sitzende betrachte~t~wann waren dielusosrichtig 
gut? 

Susi Möbbeck: Gut war, wie wir uns in der 
Zeit in die Diskussion in der SPD um das 
Grundsatzprogramm eingemischt haben. 

Wir haben unsdort nicht aufdas Feld derlugend- 
politik be~chränkt~sondern unsauch in dieGrund- 
satzfragen eingemischt. Das war damals zum 
Beispiel die Frage, mi t  welchen Steuerungsmög- 
lichkeiten Wirtschaftsdemokratie ermöglicht wer- 
den könnteoderdie Debatte ÜberdieZukunftder 
Arbeit und Zeitsouveränität.Vieles davon könnte 
man für die heutige Grundsatzdebatte auch wie- 
der aufgreifen. 

spw: Und was aus dieser Zeit würdest Du 
heute anders machen? 

Susi Möbbeck:Persönlich würde ich heute 
versuchen, den Vereinigungsprozess Ost/ 
West anderszu organisieren. Im Grunde ist 

die Vereinigung der Jusos Ost und West macht- 
politisch im Fraktionshickhack der Jusos instru- 
mentalisiert worden.Daran hatten sicherlich alle 
Seiten ihrenAnteil.Da hättemanversuchen müs- 
sen.gegen zu steuern. 

- 
Ausgangspunkt, mich überhaupt zu engagieren. 
nämlich in der Juso-Schülerarbeit und Schüler- 

wir woiien in ..s  ragen an einige intererrante Per- 
r~n i i~hke i tenaurdemrow-~m~e idvar i te~~en .~or r rh ia r?e  

D eseMot vation nat dann ~.m~~jir,ecnz<n.. lr  
&:TL %. t d 5 C '  

adrcn ole ganze ar tve I~ro-Pnase gezogen. 
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rungspolitik hatte.Vor allem aber muss darüber 
gesprochen werden.wiedas soziale Auseinander- 
driften gestoppt werden kann und neuerzusam- 
menhalt entstehen kann.Nurwenndieabgehäng- 
ten Gruppen wieder in die Erwerbsgesellschaft 
integriertwerden,können sieauch politisch wieder 
erreicht und zur Übernahmevon Eigenverantwor- 
tung bewegt werden. Wenn die SPD die gesell- 
schaftliche Entwicklung dahingehend wirklich 
beeinflussen will, muss sie mehr Mut  aufbringen. 

C+SuriMabbeik: wahrend deiluro-Bunderkangieiiei in ~ u o r h e n  
,990 Foto prvat.  

spw:Susi,vielen Dank für das Gespräch 

spw: Hast Du ein politischesVorbild? 

. 
seines organisati~nspolitischen Herangehens und 
seines Denkensfür dasGanze.Gerade.wenn man 
sichanguckt,wasan Parteivorsitzendensodanach 
gekommen ist,wiesehrsich danachdas Karussell 
der Eitelkeiten gedreht hat. In der heutigen euro- 
päischenSozialdemokratie beeindruck mich am 
meisten die Politikderspanischen Regierungunter 
Jose LuisZapatero,weil sieden Mut  hat, brennen- 
de Themen wie die Einwanderung anzupacken 
und grundlegende Lösungen zu suchen. 

spw: Welche politische Debatte ist Dir heute 
besonders wichtig? 

Susi Möbbeck: Im Moment stellt sich die 
Frage sozialdemokratischer Identität aus 
meiner Sicht sehr umfassend. Ich hoffe, in 

der Programmdebattewird nicht zu kurz gesprun- 
gen. Die Diskussion über die Entwicklung neuer 
sozialer Gruppen und über die Folgen der gesell- 
schaftlichen Spaitungsprozesse muss ehrlich ge- 
führt werden. Dabei geht esauch darum,weiche 
Wirkungen die reale sozialdemokratische Regie- 
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Die Jugendpolitische Orientierung war 
Ende der achtziger Jahre der strategische 
Ansatz bei den Jusos,gemeinsame Interes- 
sen und AnsprüchevonJugendlichen in den 
politischenVordergrund zu rücken.Da-mit 
sollten die gesellschaftlichen Kräfteverhäit- 
nisse in den neunzigerJahren in Deutsch- 
land beeinflusstwerden.Esgingzum einen 
darum. den Kampf der arbeitenden und 
lernenden Jugend um Arbeit und Bil-dung 
zu stärken.Zum anderen standen die ver- 
änderten Lebensansprüchejunger Frauen 
in Bezug auf Beruf, Familie.Sexualität etc. 
im Mittelpunkt. Erklärtes Ziel war es, die 
Entwicklung einer interessen- und selbst- 
bewussten demokratischen Jugendbewe- 
gung zu unterstützen. Dazu trieben die 
Jusosdie personelleVerjüngung und Femi- 
nisierung deseigenenVerbandesvoran.Sie 
ergänzten ihr Verständnis eines sozia-lis- 
tischen Richtungsverbandes bis heute um 
jugendliche interessenvertretungspolitik 
im Sinne eines mo-dernen sozialistischen 
Jugendverbandes. 




